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Vorbemerkungen 

Vorlage an den Nationalrat 

Berichtsa ufbau 

Der Rechnungshof erstattet dem Nationa l rat gemäß Art. 126d Abs. 1 Bundes-Ver­

fassungsgesetz nachstehenden Bericht über Wahrnehmungen, d ie er bei einer Ge­

barungsüberprüfung getroffen hat. 

In der Regel werden bei der Berichterstattung punkteweise zusammenfassend d ie 

Sachverha ltsdarstel lung (Kennzeichnung mit 1 an der zweiten Stel le der  Textzah l ) ,  

deren Beurteilung durch den Rechnungshof ( Kennzeichnung mit  2), d ie Stel lung­

nahme der überprüften Stel le ( Kennzeichnung mit 3) sowie die a l lfä l l ige Gegenäu­

ßerung des Rechnungshofes ( Kennzeichnung mit 4) aneinandergereiht. Das in d ie­

sem Bericht enthaltene Zahlenwerk beinha ltet a l lenfa l ls  kaufmännische Auf- und 

Abrundungen.  

Der vorl iegende Bericht des Rechnungshofes ist  nach der Vorlage über d ie Website 

des Rechnungshofes IIhttp://www. rechnungshof.gv.at" verfügbar. 
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Glossar 

Ausgaben und E innahmen / Auszahlungen und Einzah lungen 

Seit der zweiten Etappe der Hausha ltsrechtsreform per 1. Jänner 2013 werden die 

E innahmen im  F inanzierungshaushalt a ls E inzah lungen, d ie  Ausgaben als 

Auszah lungen bezeichnet. Zwecks leichterer Lesbarkeit verwendet der RH in  diesem 

Bericht - auch für die Jahre bis 2013 - überwiegend die Begriffe Einzah lungen und 

Auszahlungen. 

Aktivitätsausgaben / Personalaufwand 

Globalbudget (GB) 

Seit dem Jahr 2013 werden in den Personalcontro l l ingberichten des BKA 

(Bundespersonal und Beamte bei ausgegliederten Einheiten) die Aktivitätsausgaben 

als Personalaufwand bezeichnet. Zwecks leichterer Lesbarkeit verwendet der RH in 

d iesem Bericht - auch für die Jahre bis 2013 - überwiegend den Begriff 

Personalaufwand (jewei ls  e insch l ießl ich Dienstgeberbeiträgen) .  Für den 

Zeitraum 2009 bis 2012 wurden d ie Personalausgaben herangezogen.  Danach 

ergaben sich jedoch methodische Untersch iede wie die Dotierung von vier 

Personalrückstel lungen, weiters wurden Abfertigungen, Urlaubersatzleistungen und 

Jubi läumszuwendungen untersch ied l ich verbucht. Außerdem waren Nebengebühren 

(Fahrtkostenzuschuss, Auslandszu lagen, Aufwandsentschädigungen, freiwi l l iger 

Sozialaufwand ), die 2009 noch zu den Sachausgaben gerechnet wurden, ab 2013 im 

Personalaufwand enthalten. Weiters wären bei diesem Vergleich auch die Erlöse aus 

der Auflösung von Personalrückstel lungen einzubeziehen. Insgesamt ergab sich damit 

von 2012 auf 2013 mit der Haushaltsrechtsreform eine Änderung der Inha lte, die eine 

d irekte Vergleichbarkeit der Personalausgaben des Zeitraums bis 2012 mit dem 

Persona laufwand ab 2013 erschwert. 

E in G lobalbudget ist e in sach l ich zusammengehörender Verwaltungsbereich, i n  

dem Mittelverwendungen und M itte laufbringungen fü r e in  gleichgerichtetes 

Leistungsspektrum zusammengefasst s ind.  Die Verantwortung für G lobalbudgets 

l iegt beim jewei l igen haushaltsleitenden Organ .  
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Untergl iederung (UG) 

Eine Untergliederung ist ein sachl ich zusammengehörender Budgetbereich. S ie ist 

jewei ls  ausschl ießl ich einem Bundesmin isterium zugewiesen, wobei e i nem 

haushaltsleitenden Organ (z .B .  Bundesminister) mehrere Untergl iederungen 

zugeordnet sein können. 

"Das Persona l  des Bundes" 

Das BKA veröffentlicht jährl ich den Personalbericht "Das Personal des Bundes" mit 

den Daten und Fakten des Bundesdienstes und des Personalmanagements des 

Bundes. 
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Wirkungsbereich des 

Bundeskanzleramtes sowie des 

Bundesministeriums für Finanzen , 

Bundesministeriums für Gesundheit und Frauen, 

Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie, 

Bundesministeriums für Justiz 

Personalbewirtschaftung des Bundes mit dem Schwerpunkt Personalplan 

Kurzfassung 

Prüfu ngsziel 

Grundlagen 

Der RH überprüfte von August 2015 bis März 2016 im BKA die Erstel l ung des Perso­

nalplans sowie im BKA, BMF, BMGF, BMVIT und BMJ die Personalbewirtschaftung 

mit dem Schwerpunkt Persona lp lan .  Der überprüfte Zeitraum umfasste die 

Jahre 2009 bis 2015. Ziel der Gebarungsüberprüfung war die Beurtei lung des Per­

sonalplans zur Bewirtschaftung, Steuerung und Begrenzung des Personalstands an 

Beamtinnen und Beamten sowie Vertragsbediensteten des Bundes. Im Rahmen der 

Überprüfung der genannten Ressorts stellte der RH auch d ie n icht vom Personal­

plan umfassten Beschäftigungsverhältnisse (Ausbi ldungsverhä ltn isse, freie Dienst­

verträge und Arbeitskräfteüberlassungen) dar. Weiters erhob der RH auch den Per­

sonalstand und d ie  Personalaufwendungen der Bundesbete i l igungen 

(beispielsweise Mehrheitsbetei l igungen, Ansta lten öffentl ichen Rechts . . .  ), d ie 

ebenfal ls  n icht im Personalplan enthalten waren. (TZ 1 ) 

Die langfristigen Beschäftigungsverhä ltn isse der Beamtinnen und der Beamten sowie 

der Vertragsbediensteten des Bundes wurden durch das Bundesfinanzrahmengesetz 

und den Personalplan beschrieben. H iezu begrenzte das Bundesfinanzrahmengesetz 

die Gesamtanzah l  der Planstel len und ihre künftige Entwicklung für vier Finanzjahre. 

Der in Gesetzesrang stehende Personalplan legte fest, in welcher Anzahl  und Wertig-
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keit den Ressorts P lanstellen innerhalb eines Finanzjahres zur Verfügung standen. 

(TZ 3, TZ 4) 

Die Systematik einer vierjährigen Vorschau der Planstel lenobergrenzen im Rahmen 

des Bundesfinanzrahmengesetzes und der para l lel dazu in Ministerratsbeschlüssen 

veröffentlichten Zielvorgabe für die Vollbeschäftigtenäquiva lente des laufenden so­

wie der vier Folgejahre war für die Planung der Personalkapazitäten geeignet. (TZ 5) 

Der Personalp lan für die Bundesbediensteten (2015 rd . 131.361 Vol ibeschäftigten­

äquiva lente mit einem Personalaufwand von 8,690 Mrd .  EUR) diente a l s  Informa­

tions- und Steuerungsinstrument. Die Planstel len, die Vol ibeschäftigtenäquiva­

lente und die Persona lcontrol lingpunkte ste l lten die Kenngrößen des Persona lplans 

dar  und waren zur Steuerung des Persona lstands des Bundes geeignet. Die Anzah l  

der Personen im Bundesdienst (Beamtinnen und Beamte sowie Vertragsbedienste­

te) enthielt der Personalp lan jedoch n icht. (TZ 6, TZ 8, TZ 13) 

Die Erstel lung des Personalplans durch die IT -Anwendung für das Personalmanage­

ment des Bundes und die IT-Anwendung "Personalp lan zum Bundesfinanzgesetz" 

erfolgte weitgehend automationsunterstützt. (TZ 33) 

Die vom BKA entwickelte Methode für die Berechnung der Vorgaben für Planstel­

len- und Personaleinsparungen stellte geeignete Entscheidungsgrund lagen zur 

Verfügung. Al lerdings berücksichtigte d iese Berechnungsmethode weder die res­

sortspezifischen Ausgangslagen (Organisationsstrukturen, bisherige Entwickl ung 

der Persona lstände) noch die ressortspezifischen Aufgaben. Ana lysen zum Perso­

nalbedarf, zu begleitenden Aufgabenreformen oder Aufgabenreduzierungen hatte 

der Bund nicht durchgeführt. (TZ 31) 

Personalstand und Personalbudget 

Der Bund reduzierte von 2009 bis 2015 die Anzah l  der P lanstel len (Beamtinnen und 

Beamte sowie Vertragsbedienstete) um 2,1 % von 136.702 auf 133.772. Ebenso 

reduzierte sich der tatsächliche Personalstand an Vol lbeschäftigtenäquiva lenten 

von 132.908 auf 131.361.  Die Ressorts erfü l lten somit im Zeitraum 2009 bis 2015 in 

Summe die bundesweiten Einsparungsvorgaben der P lanste l len und der Vol l  be­

schäftigtenäquiva lente-Zie lwerte. (TZ 13) 
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Personal im Bundesdienst: Beamtinnen und Beamte sowie Vertragsbedienstete 

Anzahl in % 

Planstellen gem . Personalplan2 - 2,1  

Personalstand-ZieP 
(per 31 .12. ) 

Personalstand-lst3 
(per 31 .12. )  

in VBÄ 

133.620 133.3 1 1  132.692 131.274 129.967 131.515 131.589 - 2.031 - 1,5 

132.908 132.804 132.357 131. 183 129.873 130.992 131.361 - 1 .547 - 1,2 

Rundungsdifferenzen möglich 

1 Beamtinnen und Beamte sowie Vertragsbedienstete, die ihre Leistungen unmittelbar für den Bund erbringen (Ressorts ohne Ausge­

gliederte) 

2 gemäß letztgültiger Personalanpassung des jeweiligen Jahres (Planstellenverzeichnis la, ohne Ausgegliederte) 

3 mittelverwendungswirksame Personalkapazität (betriebsmäßige Darstellung) 

Quellen: BKA; Personalplan des BFG 

Von 2009 bis 2014 erhöhte sich die Anzah l  der Vol lbeschäftigtenäqu iva lente in der 

Berufsgruppe der Lehrpersonen um l.019, das waren 2,7 %, i n  der Berufsgruppe 

des Exekutivdienstes um 511, das waren 1,7 %, und in der Berufsgruppe der Rich­

terinnen und Richter sowie der Staatsanwältinnen und Staatsanwälte um 465, das 

waren 19 %. Die im gesamten Bundesdienst erzielte Reduktion wurde daher durch 

Personaleinsparungen des Al lgemeinen Verwa ltungsd ienstes (E insparung von 

2.645 Vol lbeschäftigtenäqu iva lenten)  und des Mi l itärischen Dienstes (Einsparung 

von l.072 Vol lbeschäftigtenäquiva lenten)  getragen .  (TZ 13, TZ 14, TZ 15) 

Der Personalp lan enth ielt auch d ie den ausgegl iederten Rechtsträgern übertrage­

nen Planstel len von Beamtinnen und Beamten (2015 rd. 20.076). Da der tatsächl i­

che Stand an Vol lbeschäftigtenäquiva lenten nicht dargeste l lt war und da die Wer­

tigkeit der (bei Pensionierung von Beamtinnen und Beamten) einzubehaltenden 

Planstel len durch den Rechtsträger entsch ieden wurde, ste l lte der Persona lp lan 

kein  Instrument zur Steuerung der Anzah l  an  Beamtinnen und Beamten in  den aus­

gegl iederten Rechtsträgern dar. (TZ 28, TZ 29) 

Ausbi ldungsverhältn isse im Bundesdienst 

Die Ausbi ldungsverhältn isse Lehr l inge sowie Praktikantinnen und Praktikannten 

(Verwaltungspraktika, Rechtspraktika und Unterrichtspraktika) waren nicht im Per­

sonalplan berücksichtigt. Da einerseits die Anzah l  der Ausbi ldungsverhältn isse ( im 

Jahr  2014 rd . 4.000) im Persona lplan nicht entha lten war und andererseits der da­

für angefal lene finanzielle Aufwand im Sachaufwand verbucht war, feh lte die Trans­

parenz hinsichtl ich d ieser Ausbi ldu ngsverhä ltnisse. (TZ 37) 
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Personalbewi rtschaftung des Bundes mit dem Schwerpunkt Persona lp lan H 

Atypische Beschäftigungsverhältnisse 

Die Verpflichtung zur B indung von Planstel len für freie Dienstverträge und Arbeits­

kräfteüberlassungsverträge wurde m it dem Stel lenplan 2007 aufgegeben. Dies 

hatte zur Folge, dass die Steuerungsfunktion des Personalplans für diese Beschäfti­

gungsverhä ltn isse n icht mehr wirksam war. E inheitl iche Vorgaben zum I nhalt von 

Arbeitskräfteüberlassungsverträgen, vor al lem zu den von überlassenem Personal  

einzuha ltenden a l lgemeinen und besonderen Verhaltensstandards, bestanden 

nicht. (TZ 44) 

Die überprüften Ressorts (BKA, BMF, BMGF, BMVIT und BMJ) erhöhten ih re Perso­

na lkapazität mit freien Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern sowie überlasse­

nen Arbeitskräften außerha lb  des Persona lplans. Die in den Jahren 2009 bis 2014 

insgesamt dafür angefal lenen Auszahlungen entsprachen jähr l ich durchschn ittl ich 

237,52 Vertragsbed iensteten in akademischer Referentenverwendung. Darüber 

hinaus waren die Ausgaben für d iese Beschäftigungsverhältnisse als Sach- und 

n icht a ls Personalaufwand ausgewiesen. (TZ 44, TZ 47, TZ 48) 

Personal bei Beteil igungen des Bundes 

Gemäß Bundeshaushaltsgesetz (§ 67) führten die mit der Verwa ltung der Antei ls­

rechte der Bundesbetei l igungen betrauten Bundesmin isterinnen und Bundesmin is­

ter ein Betei l igungscontrol l ing durch.  Das BMF sammelte d ie Daten des Betei l i ­

gungscontro l l ings und übermittelte einen Bericht an den Budgetausschuss des 

Nationa l rats. Dieser enth ielt auch Angaben über den Gesamtpersonalstand und 

den zugehörigen Gesamtpersonalaufwand. 2014 umfasste dies rd . 102.539 Vol l  be­

schäftigtenäqu ivalente mit einem Personalaufwand von rd . 6,783 Mrd .  EUR.  Dieses 

Persona l  der Bundesbetei l igungen war jedoch n icht im Personalplan enthalten. 

E ine zentrale Steuerung oder zentral gesteuerte Vorgaben für die Entwicklung des 

Personalstands und -aufwands der Bundesbetei l igungen waren somit n icht vorge­

sehen. (TZ 11, TZ 49) .  

Die genannten Bundesbeteil igungen betrafen u.a.  die Mehrheitsbetei ligungen des 

Bundes (bspw. Oesterreichische Nationa lbank, Bundesbeschaffung GmbH, Bundesre­

chenzentrum GmbH), die Anstalten öffentlichen Rechts (bspw. Arbeitsmarktservice 

Österreich, Statistik Österreich, Agrarmarkt Austria, Buchha ltungsagentur), juristische 

Personen des öffentlichen Rechts (bspw. Un iversitäten) und die wissenschaftlichen 

Ansta lten des öffentlichen Rechts (bspw. Museen). Da diese Aufgaben des Bundes 

erbrachten und der Bund oftmals in deren Finanzierung durch Transferleistungen, 

Sockelfinanzierungen oder Kontrah ierungszwang eingebunden war sowie als Eigentü­

mer haftete, empfah l  der RH hiefür ein zentrales Persona lmonitoring verbunden mit 

entsprechenden strategischen Zielvereinbarungen. (TZ 11, TZ 49) 
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Zusammenfassung der Personalbewirtschaftung des Bundes 

- Der Personalp lan fü r die Bundesbed iensteten (2015 rd . 131.361 VBÄ m it einem 

Personalaufwand von rd. 8,690 M rd.  EUR) stel lte ein I nformations- und Steue­

rungsinstrument dar. Damit konnten - ergänzt durch das Bundesfinanzrahmen­

gesetz und Min isterratsbesch lüsse - zentra l Einsparungsziele und Vorgaben er­

stel lt werden. (TZ SO) 

- Die 20.076 Planstel len für Beamtinnen und Beamte in ausgegl iederten E inrich­

tungen (Stand 2015) waren im Personal  plan defin iert und l imitiert, der tatsäch­

l iche Stand an Vol lbeschäftigtenäqu iva lenten war jedoch nicht dargestel lt; eine 

Steuerung auf Grundlage des Personalp lans lag n icht vor. (TZ SO) 

- Die rd . 4.000 Ausbi ldungsverhä ltnisse ( Lehrl inge, Verwa ltungs-, Rechts- und 

Unterrichtspraktikantinnen und -praktikanten), die Kol lektivverträge oder die 

atypischen Beschäftigungsverhä ltn isse (freie Dienstverträge und Arbeitskräfte­

überlassungen) waren nicht im Personalp lan entha lten, unterlagen keiner zent­

ra len Steuerung und wurden hausha ltsrechtl ich im Rahmen des Sachaufwands 

bezahlt. (TZ 51) 

- Das Personal  der Bundesbetei l igungen (2014 rd . 102.539 VBÄ m it einem Perso­

nalaufwand von rd . 6,783 Mrd.  EUR) war nicht im Personalp lan entha lten und 

unterlag ke iner zentra len Persona lkapazitätssteuerung. (TZ SO) 
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Kenndaten 

Personalbewirtschaftung des Bundes I 2009 I 2014 

Personal im Bundesdienst 

Anzahl Planstellen im Bundesdienst gern. Personalplan 136. 702 133.958 

Personalstand-ZIE L  per 31. 12. (VBÄ) 133.620 131.515 

Personalstand-IST per 31.12. (VBÄ) 132.908 130.992 

Personalaufwand Bundesdienst (Mio. EUR) 7. 123,80 8.402,88 

Beamtinnen und Beamte bei ausgegliederten Rechtsträgern 

Anzahl Planstellen gern. Personalplan 33.227 24.967 

Personalstand Beamte-IST per 3 1. 12. (VBÄ) 29.304 21 .156 

Personalaufwand für diese Beamte (Mio.  EUR) 1.608,18 1.347,49 

Lehrlinge in ausgegliederten Rechtsträgern per 31 .12.  (Anzahl )  2 .479 2.243 

Ausbildungsverhältnisse im Bundesdienst (nicht im Personalplan) 

Verwaltungspraktika per 31. 12. (Anzahl )  210 607 

Rechtspraktika per 31 .12 .  (Anzahl )  902 768 

Unterrichtspraktika per 31. 12. (Anzahl )  890 1. 163 

Lehrl inge per 31.12. (Anzahl) 1 . 145 1.427 

Personal bei Bundesbeteiligungen It. § 67 BHG' (nicht im Personalplan) 

durchschnittl. Beschäftigte in diesen E inrichtungen inkl. Lehrlinge (VBÄ) 101.733 102.539 

Personalaufwand in diesen Einrichtungen (Mio. EUR) 6.130,83 6.783,35 

, ohne Nachfolgegesellschaften der Post, Verbund 

Quellen: BKA; BMF; BMGF; BMVIT; BMJ 
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Prüfungsablauf und -gegenstand 

1 (1)  Der RH überprüfte von August 2015 bis März 2016 im BKA die Erstel lung des 

Persona lplans sowie im BKA, BMF, BMGF, BMVIT und BMJ die Persona lbewirtschaf­

tung mit dem Schwerpunkt Personalp lan.  Der überprüfte Zeitraum umfasste die 

Jahre 2009 bis 2015 . Soweit erforderl ich, nahm der RH auch auf frühere bzw. aktu­

el lere Entwicklungen Bezug. 

Ziel der Gebarungsüberprüfung war die Darste l lung und Beurtei lung des Personal­

plans zur Bewirtschaftung des Personals des Bundes. In  d iesem Zusammenhang 

überprüfte der RH die Erste l lung des Personalplans, seine Steuerungsfunktion und 

dessen Wi rksamkeit für die Begrenzung der P lanstel len des Bundes. 

Im Rahmen der Prüfung der oben angeführten Ressorts stellte der RH auch die 

n icht vom Personalplan umfassten Beschäftigungsverhältnisse dar. Weiters erhob 

der RH den Personalstand und die Personalaufwendungen jener Gesel lschaften des 

privaten und öffentlichen Rechts sowie der Ansta lten öffentlichen Rechts, für  die 

der Bund ein Betei l igungs- und Finanzcontrol l ing durchzuführen hatte' und d ie -

mit Ausnahme der Beamtinnen und Beamten in  ausgegl iederten E inrichtungen -

ebenfa l ls n icht im Personalplan entha lten waren.  

(2) Seit der zweiten Etappe der Hausha ltsrechtsreform per 1. Jänner 2013 werden 

die E innahmen im Finanzierungshaushalt a ls E inzahlungen, die Ausgaben a ls  Aus­

zah lungen bezeichnet .  Zwecks leichterer Lesbarkeit verwendet der RH in  diesem 

Bericht - auch für  die Jahre bis 2013 - überwiegend die Begriffe Einzah lungen und 

Auszah lungen.  

Auch verwendet der RH einheitl ich die seit Ju l i  2016 geltende Bezeichnung des Ge­

sundheitsressorts (BMGF) .  

(3) Zu dem im Jun i  2016 übermittelten Prüfungsergebnis nahmen das BMVIT im 

August, das BKA, das BMF, das BMGF und das BMJ im September 2016 Stel l ung. 

Der RH erstattete seine Gegenäußerungen im Jänner 2017. 

Gesel lschaften, an  denen der Bund direkt oder indirekt mehrheitlich betei l igt ist, sowie Gesellschaften des 

öffentlichen Rechts und Anstalten öffentlichen Rechts, die der Aufsicht des Bundes unterliegen (§ 67 

BHG 2013) 
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Abschnitt I: 

Allgemeines, Rechtliche Grundlagen und Struktur des Personalplans 

Allgemeines 

2.1 

2.2 

2.3 

Das Personal, das öffentl iche Aufgaben des Bundes erfü l lte, umfasste einerseits die 

im Personalp lan enthaltenen 

- Beamtinnen und Beamten und Vertragsbediensteten in den Ressorts und 

- Beamtinnen und Beamten in ausgegliederten E inrichtungen des Bundes, 

andererseits die n icht im Persona lplan entha ltenen 

- Personen in Ausbi ldungsverhältn issen (Lehr l inge und Praktika), 

- Personen in atypischen Beschäftigungsverhä ltnissen (über freie Dienstverträge 

und Arbeitskräfteüberlassungen), 

- vom Anwendungsbereich des Vertragsbedienstetengesetzes (VBG) ausgenom­

menen Beschäftigten, beispie lsweise Bedienstete mit Kol lektivverträgen zum 

Bund, 

- (n icht beamteten)  Bediensteten in ausgegl iederten E inrichtungen sowie d ie 

- Bediensteten in  den Bundesbete i l igungen gemäß Bundeshausha ltsgesetz 

(§ 67 BHG) .  

Der RH wies darauf h in, dass i n  den Ressorts zah l reiche Personen in Ausbi ldungs­

verhältn issen, in atyp ischen Beschäftigungsverhä ltn issen und mit Ko l lektivverträ­

gen beschäftigt waren, die n icht im Personal  p lan enthalten waren (siehe näher 

TZ 38, TZ 39, TZ 40, TZ 41, TZ 42, TZ 43, TZ 44, TZ 45 und TZ 46) . Ebenso stellte er 

kritisch fest, dass 102.539 Bedienstete in  den Bundesbetei l igungen mit Personal­

aufwendungen von rd . 6,783 Mrd. EUR n icht Bestandtei l  des Persona lplans waren 

und daher auch keiner zentra len Persona lkapazitätssteuerung unterlagen (siehe 

näher TZ 49 und TZ 50) . 

Das BKA betonte in seiner Ste l lungnahme, dass der Personalp lan gesetzl ich gere­

gelt sei und daher nur  für Beamtinnen und Beamte und Vertragsbedienstete der 

Ressorts gelte. Der Persona lplan habe keinen Auftrag zur Information über sonstige 

Dienstverhältnisse in den Ressorts oder über Bedienstete in Betei l igungen des Bun­

des. E ine Persona lsteuerung von Bediensteten in  ausgegliederten E inrichtungen sei 

grundsätzl ich n icht mögl ich. 
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2.4 Der RH stimmte dem BKA zu, wonach nur Beamtinnen und Beamte sowie Vertrags­

bedienstete der Ressorts im Personalp lan enthalten s ind.  Gerade dieser Umstand 

verdeutl icht d ie Notwendigkeit, e ine Umgehung der vom Personalplan begrenzten 

Persona lkapazität durch Praktika, Personen in atypischen Beschäftigungsverhältn is­

sen und Beschäftigte mit Ko l lektivverträgen zu verh indern. Auch legten weder das 

BKA noch die überprüften Ressorts zu der vom RH aufgezeigten Problematik, dass 

der Personalp lan zwar rd. 131 .000 Bedienstete des Bundes (siehe TZ 13) steuert, 

g leichzeitig aber para l le l  dazu rd . 102.000 Bed ienstete in Bundesbete i l igungen 

ohne zentraler Personalkapazitätssteuerung beschäftigt sind (TZ 49), Lösungsvor­

schläge vor. 

Rechtliche Grundlagen der Personalbewirtschaftung mit dem Personalplan 

3.1 (1 )  Den rechtl ichen Rahmen für d ie jährl ich zu erlassenden Personalpläne legte das 

Bundeshausha ltsgesetz 2013 (BHG) mit a l lgemeinen Regelungen über Erste l lung, 

Funktion und Aufbau der Personalp läne fest. Daraus ergab sich ein kaskadenartiger 

Aufbau der Rege lungen über den Personalp lan ausgehend von dem jewei ls für vier 

aufeinander folgende F inanzjahre geltenden Bundesfinanzrahmengesetz (2) über 

den jährl ich zu erlassenden Personalplan (3)  bis zu den Ministerratsbeschlüssen 

(4) zur Festlegung der höchstzu lässigen Persona lkapazität in Volibeschäftigtenäqui­

va lenten. 

(2) Im Rahmen der mit der Hausha ltsrechtsreform 2013 eingeführten mittelfristi­

gen Haushaltsp lanung war jährl i ch rol l ierend das Bundesfinanzrahmengesetz 

(BFRG) zu erlassen .  D ieses hatte - neben den Obergrenzen für Auszah lungen2 -

auch die Grundzüge des Personalplans zu enthalten. Die im BFRG für vier F inanz­

jahre festgelegten jährl ichen Gesamtsummen an Planstel len (als höchstzulässige 

auszah lungswirksame Personalkapazität des Bundes) durften grundsätzl ich weder 

bei der Erste l lung noch beim Vol lzug des jährl ich zu erlassenden Bundesfinanzge­

setzes (BFG) überschritten werden und bi ldeten somit d ie Grenzen für die Erstel­

lung des Personalplans.  

(3)  Der Personalplan löste mit dem Finanzjahr  2009 den Stel lenplan des Bundes ab 

(siehe Vergleich Stel lenplan und Personalplan TZ 8) .  A ls  An lage zum jährl ichen Bun­

desfinanzgesetz stand der Personalp lan im Rang eines Gesetzes und legte fest, in 

welcher Anzah l  und Qua l ität P lanstel len innerha lb eines F inanzjahres maximal  zur 

Verfügung standen. 

Für  d ie  vier jeweils folgenden Finanzjahre auf  der  Ebene von Rubriken und  Untergl iederungen; das  BFRG 

war in  die fünf Rubriken Recht und Sicherheit; Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie; Bildung, Forschung, 

Kunst und Kultur; Wirtschaft, Infrastruktur und Umwelt; Kassa und Zinsen unterteilt. Die Rubriken werden 

weiter in Untergliederungen unterteilt (§ 12 Abs. 1 und 2 BHG 2013). 
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3.2 

Der Persona lplan wies die Maximalzah l  der für jede Untergl iederung zur Verfügung 

stehenden Planstel len aus und enthielt 

- Regelungen fü r die P lanstel lenbewirtschaftung, 

- Planstel lenverzeichn isse (la und lb) für das folgende Finanzjahr, nach Unter­

gl iederungen untertei lt, unter Angabe der P lanstel len und der jewei l igen Perso­

na lcontrol l ingpunkte, 

- die summarische Angabe, wie viele der P lanstel len mit Beamtinnen und Beam­

ten in  jenen Besoldungsgruppen-Bereichen besetzt werden durften, i n  denen 

sowohl  öffentl ich-recht l iche a ls  auch privatrechtliche Dienstverhältn isse vorge­

sehen waren, 

- eine Darstel lung der P lanstel len des laufenden Finanzjahres sowie der tatsäch­

l ichen Personalkapazität (Vol l beschäftigtenäqu iva lente) im laufenden und im 

vorangegangenen Finanzjahr  und 

- die zusammenfassenden Übersichten der einzelnen Ressorts sowie eine ge­

meinsame Übersicht a l ler  Ressorts. 

(4) Zur Erreichung von mehrjährigen Personalkapazitätszielen konnte der Bundes­

kanzler mit Zustimmung der Bundesregierung bindende Zielwerte unterha lb der 

jährl ich festgelegten höchstzulässigen Zah l  an  Planstel len in quantitativer und qua­

l itativer H insicht festlegen.  Durch Ministerratsbeschlüsse - seit 2013 erstmals auf 

rechtl icher Grund lage - wurden auf d iese Weise jährl iche (sowie für d ie vier Folge­

jahre) Personalzielwerte (in Vol l beschäftigtenäqu iva lenten) festgelegt. 

Der RH stel lte anerkennend fest, dass die rechtl ichen Grund lagen für das Bundesfi­

nanzrahmengesetz, für den Personalp lan und fü r d ie (die Persona lkapazitätsziele 

betreffenden) Min isterratsbeschlüsse einheitl ich und gemeinsam im Bundeshaus­

ha ltsgesetz 2013 festgelegt waren. Er beurtei lte auch die mehrjährige Vorgabe der 

Obergrenzen an Planstel len im Rahmen des Bundesfinanzrahmengesetzes als 

zweckmäßig. Der RH hielt die Systematik einer vierjäh rigen Vorschau der Planstel­

lenobergrenzen im Rahmen des Bundesfinanzrahmengesetzes und der para l le l  

dazu veröffentl ichten Zielvorgabe für die Vol lbeschäftigtenäquiva lente des laufen­

den sowie der vier Folgejahre für die P lanung der Persona lkapazitäten geeignet. 

Geltungsbereich des Personalplans 

4.1 (1) Der Personalplan umfasste Bundesbedienstete in der Bundesverwaltung und Be­

amtinnen und Beamte in ausgegl iederten Einrichtungen (siehe im Folgenden unter 

(2)) . Nicht im Personalplan enthalten waren u.a.  Ausbildungsverhältnisse, freie Dienst-
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verträge und Arbeitskräfteüberlassungen (siehe TZ 37, TZ 38, TZ 39, TZ 40, TZ 41, 

TZ 42, TZ 43, TZ 44, TZ 45, TZ 46, TZ 47, TZ 48 und TZ 49 und im Folgenden unter (3)) .  

(2)  a )  Bundesbedienstete waren sowohl  die in  einem öffentlich-rechtl ichen Dienst­

verhältnis stehenden Bediensteten (Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte nach 

§ 1 BDG 1979), als auch die in  einem privatrechtlichen Dienstverhältnis zum Bund 

stehenden Bediensteten (Vertragsbedienstete nach § 1 VBG) .  Im Rahmen eines pri­

vatrechtl ichen Dienstverhä ltnisses konnten auch Sonderverträge abgeschlossen 

werden. Die Dienstverhältnisse waren im Personalplan durch P lanstel len, Voll be­

schäftigtenäqu iva lente und Persona lcontrol l ingpunkte beschrieben. Die Bezüge 

samt Neben- und Sach leistungen für d iese Bundesbediensteten waren als Perso­

na laufwand zu veransch lagen und zu verrechnen. 

b) Der Persona lplan stellte die Planstel len für Beamtinnen und Beamte, die einem 

ausgegl iederten Rechtsträger zur dauernden Dienstleistung zugewiesen waren, in ei­

nem eigenen Verzeichnis dar. Diese Planstel len waren von einer Nachbesetzung aus­

geschlossen und mit dem Ausscheiden von Beamtinnen und Beamten aus dem aus­

gegliederten Rechtsträger war eine gleiche Anzahl  an Planstellen zu streichen. Im 

Bundeshaushalt zählten d ie  Aufwendungen für diese Bundesbediensteten zum Trans­

feraufwand. 

(3) a )  Für andere Arbe itskräfte, die zwar für den Bund Leistungen erbrachten, aber 

n icht als Bundesbedienstete (Beamtinnen, Beamte oder Vertragsbed ienstete) ga l­

ten, waren keine Planstel len vorzusehen. Dies betraf Leh rl i nge, Verwaltungsprak­

tika und sonstige in Ausbi ldungsverhältn issen stehende Beschäftigte (Rechts- und 

Unterrichtspraktika), da sie von der Anwendung des Vertragsbedienstetengesetzes 

ausgenommen waren.3 

Ebenso ke ine P lanstel len vorzusehen waren für bestimmte Personengruppen wie 

bspw. Land- und Forstarbeitskräfte, Baua rbe itskräfte, Saisona rbeitskräfte der Bun­

desgärten oder Partieführung in  der Wildbach- und Lawinenverbauung. Auf diese 

Dienstverhältn isse waren tei lweise Kol lektivverträge anzuwenden. 

Ebensowenig waren aufgrund eines freien Dienstvertrags, eines Arbeitskräfteüber­

lassungsvertrags oder ei nes Kol lektivvertrags (am Beispiel von Saisonarbeitern) 

e ingesetzte Arbe itskräfte den Bundesbediensteten zugeordnet, wei l  d iese Arbeits­

verhältn isse in der Regel leichter auflösba r waren. Der Aufwand für d iese nicht im 

Personalp lan zu erfassenden Arbeitsverhä ltn isse war a ls  betriebl icher Sachauf­

wand zu verbuchen. 

§ 1 Abs. 3 Z 10 VBG (Lehrlinge von Anwendung des VBG ausgenommen), § 36a VBG (Ausbildungsverhält­

nisse sind keine Dienstverhältnisse), § 2 Rechtspraktikantengesetz (Ausbildungsverhältnis), § 1 Unterrichts­

praktikantengesetz 
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4.2 

b)  Auch ehemal ige Vertragsbed ienstete des Bundes, deren Dienstverhältnis auf ei­

nen ausgegl iederten Rechtsträger übergeleitet wurde, fanden im Personalp lan 

keine Berücksichtigung. Sie wurden gesetzl ich zu Dienstnehmerinnen und Dienst­

nehmern der Rechtsträger erklärt. 

c) Auch Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer von Gesel lschaften, an denen der 

Bund betei l igt war, und von Gesellschaften und Ansta lten öffentlichen Rechts, die der 

Aufsicht des Bundes unterlagen, waren nicht i n  den Personalplan einzubeziehen. Im 

Rahmen des Betei l igungscontroll ings waren jedoch der zuständ igen Bundesmin isterin 

bzw. dem zuständigen Bundesminister Personalaufwand und Personalstand zu meI­

den und darüber der Bundesminister für Finanzen zu informieren (siehe TZ 11) . 

Der RH stellte anerkennend fest, dass der Personalp lan die Planstel len fü r in der 

Regel langfristige Dienstverhältn isse nach Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 und 

Vertragsbed ienstetengesetz systemisierte. Beschäftigungsverhältn isse zum Bund 

nach anderen Rechtsgrundlagen (z.B. Ausbi ldungsverhä ltn isse, freie Dienstver­

träge, Arbeitskräfteüberlassungen und Kol lektivverträge) und solche zu Rechtsträ­

gern im Einfl ussbereich des Bundes (Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer von 

ausgegliederten Rechtsträgern oder Betei l igungen)  waren vom Personalp lan je­

doch n icht erfasst und somit nicht zentra l gesteuert. H i nsichtlich diesbezügl icher 

Empfeh lungen verwies der RH auf die zugehörigen TZ 38, TZ 39, TZ 40, TZ 41, TZ 42, 

TZ 43, TZ 44, TZ 45 und TZ 46. 

Kenngrößen des Personalplans 

5.1 Die Planstellen, die Vol l beschäftigtenäquivalente und die Persona lcontro l l ing­

punkte stel lten die Kenngrößen des Personalplans dar: 

(1 )  E ine im Personalp lan festge legte Planstel le ermächtigte zur Beschäftigung von 

Personal  im Ausmaß von bis zu 1 VBÄ. Al lerd ings durften Planste l len nur  insoweit 

besetzt werden, als die finanziel le Bedeckung gewährleistet war. 

Die Darstel lung der P lanstel len der Beamtinnen und Beamten sowie Vertragsbe­

diensteten gliederte sich nach den Besoldungsschemata der Beamtinnen und Be­

amten. Für Vertragsbedienstete waren Planste l len zu binden, die der Wertigkeit 

der Planstel len für Beamtinnen und Beamte entsprachen. Die im Stel lenplan noch 

vorl iegende Trennung nach Beamtinnen und Beamten sowie Vertragsbediensteten 

entfiel beim Übergang auf den Personalp lan.  

(2)  Die tatsächliche Personalkapazität des Bundes - das ist die Summe al ler Be­

schäftigungsausmaße sämtlicher Bediensteten des Bundes - wurde in Vo l ibeschäf­

tigtenäqu iva lenten (VBÄ) zum Stichtag (31.  Dezember des jewei l igen Finanzjahres) 

angegeben. 
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5.2 

5.3 

(3) Die Personalcontrol l ingpunkte einer nach Besoldungsgruppe und Verwendungs­

gruppe definierten Planstel le entsprachen dem Äquiva lent des zugehörigen Jahres­

durchschn ittse inkommens über die Aktivlebensverdienstsumme auf dieser P lan­

ste l le .  Sie d ienten dazu, e ine Rel ation zwischen untersch iedl ichen 

Planste l lenwertigkeiten in Bezug auf den dafür jeweils anfa l lenden fi nanziel len 

Aufwand herzustel len.  

(4)  Die Anzah l  der Personen m it Dienstverhältnis zum Bund enthielt der Persona l­

plan n icht. 

Der RH hie lt die beim Übergang vom Stel len plan auf den Personalp lan vorgenom­

mene Zusammenlegung der Darste l lung der Planstellen von Beamtinnen und Be­

amten und Vertragsbed iensteten aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung für 

zweckmäßig. 

Die im Personalp lan verwendeten Kenngrößen Planstel len, Persona lcontro l l i ng­

punkte und Vol lbeschäftigtenäquivalente a ls Maximalzah len waren nach Ansicht 

des RH zur Steuerung gee ignet. Er empfah l  jedoch dem BKA, den Persona lstand des 

vergangenen Jahres n icht nur mit den Vol lbeschäftigtenäqu iva lenten, sondern 

auch durch d ie Anzah l  der Personen zu beschreiben . 

Der RH empfah l  weiters, dem Personalp lan zu I nformationszwecken eine ergän­

zende Übersicht mit dem Stand a l ler Personen mit einem Beschäftigungsverhältnis 

zum Bund ( Leh rl inge, Verwaltungspraktika, Rechtspraktika, Bedienstete mit Kol lek­

tivverträgen und freien Dienstverträgen: siehe auch TZ 38, TZ 39, TZ 40, TZ 41, TZ 

42, TZ 43, TZ 44, TZ 45 und TZ 46), anzuschl ießen.  

Laut Stel lungnahme des BKA se i  der  Personalplan a ls An lage IV des jewei l igen Bun­

desfinanzgesetzes die wesentl iche gesetzl iche Grund lage zur Personalkapazitäts­

steuerung im Bund. Nach dem Konzept der Haushaltsrechtsreform 2013 sol lte der 

Bl ick "auf das Wesentl iche" konzentriert und damit Transparenz und Budgetwahr­

heit erhöht werden. Aus diesem Grund bi lde der Personalp lan nur  Dienstverhä lt­

n isse ab, die er auch materiel l  regle bzw. steuere. Daher sei der Personalp lan ein 

"technisches Dokument", das sich inha lt l ich auf seinen Anwendungsbereich be­

schränke und habe daher keinen " I nfobroschürencharakter". 

Zusätzl iche I nformationen über weitere Aspekte des Personals des Bundes stel le 

die jährl iche Pub l ikation "Das Personal des Bundes" zur Verfügung, die auch sons­

tige Dienstverhältnisse, Praktika etc. berücksichtige. Im Sinne von "better regula­

tion" sol lte der Grundsatz beibeha lten werden, dass sich gesetzl iche Grund lagen 

auf die darin geregelten Inha lte beschränken. 
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5.4 Der RH stimmte dem BKA zu, dass der Personalp lan wesentl iche Tei le der Personal­

kapazitäten des Bundes - das s ind die Beamtinnen und Beamten sowie Vertragsbe­

diensteten der Ressorts - steuert. Er entgegnete aber, dass das darüber h inaus für 

den Bund leistende Personal  - Personen in Ausbi ldungsverhältn issen, mit freien 

Dienstverträgen, Arbeitskräfteüberlassungsverträgen und Kol lektivverträgen - we­

der h insichtl ich seiner Anzah l  zentra l gesteuert noch h insichtlich seiner Kosten dem 

Personalaufwand zugerechnet waren .  Der vom RH identifizierte Mehrwert an In­

formation durch eine ergänzende Übersicht im Personalplan besteht darin, dass die 

Übersicht Anzah l  und Ausmaß des für den Bund tätigen und von d iesem zu entloh­

nenden Personals i n  seiner Gesamtheit offenlegt. Dies wäre e ine maßgebl iche 

Steuerungsinformation und könnte der Praxis e inzelner Ressorts, den Personalp lan 

im Wege der genannten Dienstverhältnisse zu umgehen, entgegenwi rken.  Durch 

diese ergänzenden I nformationen würde die Aussagekraft des Personalp lans er­

höht. 

Planstellenverzeichnisse 1a und 1b 

6.1 (1 )  Das Planstellenverzeichnis 1a für Bundesbedienstete (Beamtinnen und Be­

amte, Vertragsbed ienstete) in der Bundesverwa ltung enthielt Übersichten zur 

1 .  Gesamtzah l  der P lanstel len in  a l len Ressorts; 

2 .  Gesamtzah l  der Planstel len nach Besoldungsgruppen-Bereichen4 in  jedem 

einzelnen Ressort; 

3 .  Gesamtzah l der Planstel len nach Besoldungsgruppen-Bereichen in jeder 

ei nzelnen Untergl iederung; 

4. Darste l lung der Planste l len für jeden Besoldungsgruppen-Bereich innerhalb 

der jewei l igen Untergl iederung (siehe Abbi ldung 1) .  Hiebei d ienten die Plan­

stel len und deren Persona lcontrol l ingpunkte als Maximalgrößen bzw. die 

Vol lbeschäftigtenäquivalente und deren Persona lcontrol l ingpunkte zur Dar­

ste l lung des Ist-Zustands. 

Besoldungsgruppen-Bereiche sind Allgemeiner Verwaltungsdienst, Exekutive, Mi l itärischer Dienst etc. 
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Abbildung 1 :  Beispiel für d ie Darstellung im Personalplan - Personalverzeichnis 1a Besoldungs­

gruppen - Bereich Allgemeiner Verwaltungsdienst je Untergliederung 

Allgemeiner Verwaltungsdienst 

I UG a 

Verwendungs-/Funktionsgruppe 

A 1/9 

A 1/8 

A 1/7 

A 1/6 

A 1/5 

A 1/4 

A 1/3 

A 1/2 

A 1/1 

A 1/GL 

Summe A-Poo1 1 

A 2/8 

A 2/7 

A 2/6 

A 2/s 

A 2/4 

A 2/3 

A 2/2 

A 2/1 

A 2/GL 

A 3/8 

A 3/7 

A 3/6 

A 3/s 

A 3/4 

A 3/3 

A 3/2 

A 3/1 

A 3/GL 

A 4/2 

A 4/1 

A 4/GL 

A s/2 

A s/1 

A s/GL 

A 6  

A 7  

Summe A-Pool 2 

Summe 
Allgemeiner Verwaltungsdienst 

PISt = Planstelle 

PLANSTELLEN 
für das Finanzjahr 

n+1 

PISt PCP 

x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy 

A-Pool 1 

x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 

A-Poo1 2 

x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 

A-Poo1 2 

x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy 

I 
PLAN'TEUEN 

I 
PERSONALSTAND 

I für das F�anZjahr im Fin�nZjahr 

PISt PCP VBÄ PCP 

x.xxx yyy.yyy x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy 

A-Poo1 1 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy 

A-Poo1 2 
x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 

A-Poo1 2 x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy x.xxx yyy.yyy 

pcp = Personalcontrol l ingpunkte UG = Untergliederung 

PERSONALSTAND 
im Finanzjahr 
n-1 (31.12.) 

VBÄ PCP 

x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy 
X.XXX yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 
x.xxx yyy.yyy 

x.xxx yyy.yyy 

Quelle: Personalplan 
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6.2 

Auf Untergl iederungsebene enthielt das Planstel lenverzeichn is la einerseits die 

(maximal zulässige) Anzahl  an  Planstel len des folgenden und des laufenden F inanz­

jahres, andererseits die tatsächl ich vorl iegende Zahl  an Vol ibeschäftigtenäqu iva len­

ten des laufenden und des vorangegangenen F inanzjahres. Die Zahl  der Planstel len 

wurde durch die a ls Obergrenze gü ltige Anzahl  an Personalcontrol l ingpunkten er­

gänzt, d ie der Vol lbeschäftigtenäquiva lente durch die tatsächl ich genutzten Perso­

na lcontrol l ingpunkte. 

(2) Das Planstellenverzeichnis lb systemisierte die Planstellen der im Zuge einer Aus­

gliederungsmaßnahme dem ausgegliederten Rechtsträger zur Dienstleistung zuge­

wiesenen Beamtinnen und Beamten. Es enthielt E inzeldarstellungen sämtlicher aus­

gegliederter Rechtsträger, denen Beamtinnen und Beamte zugewiesen waren, und 

war jeweils nach Verwendungs- und Funktionsgruppen gegliedert. Zusätzlich enthielt 

das Planstellenverzeichnis lb eine Gesamtübersicht über die Zuordnung des ausge­

gl iederten Rechtsträgers zu den einzelnen Untergl iederungen. 

Im Planstel lenverzeichnis lb waren ledigl ich die bei den ausgegliederten Rechtsträ­

gern noch vorhandenen (und auslaufenden) Planstel len verzeichnet. I hnen waren 

weder Personalcontrol l i ngpunkte zugeordnet noch waren Angaben über die tat­

sächlich eingesetzten Personalkapaz itäten ( in Vollbeschäftigtenäqu ivalenten) vor­

handen. 

Die im Planstel lenverzeichnis lb verze ichneten Planstel len waren von einer Nach­

besetzung ( Neubesetzung bzw. Ersatzkraftaufnahme) ausgeschlossen. Mit dem 

Ausscheiden einer Beamtin bzw. eines Beamten aus der ausgegl iederten E inrich­

tung war eine bel iebige Planstelle im Planstel lenverzeichnis lb zu streichen. 

Vertragsbedienstete wurden ab dem Ausgliederungszeitpunkt zu Dienstnehmern 

der ausgegliederten E in richtung und waren daher im Planstel lenverzeichnis lb 

n icht entha lten (die entsprechende Anzah l  an dadurch frei gewordenen Planstel len 

war im Planstel lenverzeichnis la ersatzlos zu streichen) .  

(3)  Die Anzah l  der Planstel len, der Vol lbeschäftigtenäqu iva lente und der Personal­

control l ingpunkte war mit d rei Nachkommastel len angegeben. E ine Reduzierung 

der Anzahl  der Nachkommastel len sei nach Auskunft des BKA nur durch die Adap­

tierung der zugehörigen IT -Anwendung möglich und sei mit hohem finanziel lem 

Aufwand verbunden. 

Der RH beurtei lte die Inha lte und Struktur der Darstel lung im  Planstellenverzeich­

nis la als den Anforderungen entsprechend. Die zahlenmäßige Darstel lung mit je­

weils drei Nachkommastel len erschwerte jedoch die Übersicht, war inha ltl ich n icht 

erforderl ich und bei den Planstel len soga r sinnstörend, weil d iese grundsätzl ich 

ganzzah l ig waren. 
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6.3 

6.4 

Variable Pools 

7.1 

Der RH ste l lte kritisch fest, dass im Planstel lenverzeichnis 1b (Planstel len ausgeglie­

derte Rechtsträger) die tatsächl ich eingesetzten Personalkapazitäten in Form der 

Vol l beschäftigtenäquivalente feh lten und empfah l  dem BKA, d iese zu ergänzen. 

Laut Stel lungnahme des BKA komme dem Persona lp lan des Bundes bezügl ich der 

ausgegliederten Bereiche keine personalwirtschaftl iche Steuerungskompetenz zu, 

da sämtliche Neuaufnahmen und Nachbesetzungen von Personal auf privatrechtl i­

cher Basis durch d ie ausgegl iederten E inrichtungen erfolgten .  Die Darste l lung der 

P lanstel len der in ausgegl iederten E inrichtungen tätigen Beamtinnen und Beamten 

habe aussch l ießl ich dienstrecht l iche H i ntergründe. E ine Aufnahme der Vol lbe­

schäftigungsäqu iva lente dieser Beamtinnen und Beamten hätte keinerlei /lsteue­

rungsrelevanten Mehrwert". E ine E rweiterung des Personalplans in d ieser Richtung 

sei auch vor dem Hintergrund einer Kosten-Nutzen-Rechnung fü r die notwendigen 

EDV-techn ischen Maßnahmen zu sehen. 

Der RH stimmte dem BKA insoweit zu, a ls die Persona lsteuerung in ausgegl iederten 

E inrichtungen in erster Linie durch deren Organe erfolgt. Er wies jedoch darauf h in, 

dass die Zuweisung von Beamtinnen und Beamten zu Dienstleistungen in  ausge­

gliederten E inrichtungen eine Personalsteuerung darstellt, die im Persona lp lan ab­

gebildet wird. Für den RH war daher nicht erkennbar, warum d iese Beamtinnen 

und Beamten im  Personalp lan anders dargeste l lt  werden sol lten a ls solche, die i n  

den  Ressorts tätig sind, zumal Aufzeichnungen über das  Beschäftigungsausmaß von 

Bed iensteten in den ausgegliederten E inrichtungen - schon wegen der Vergleich­

ba rkeit von Personalkennzahlen mit anderen Unternehmen - vorhanden und daher 

leicht verfügbar sein müssten .  Auch im H inbl ick auf die künftigen Pensionslasten 

wäre die eindeutige Darste l lung der Beschäftigungsausmaße zweckmäßig und 

hätte steuerungsrelevanten Mehrwert. 

(1 )  Der Personalp lan l istete die Anzahl der P lanstel len nach Besoldungsgruppen 

und innerha lb dieser nach den Planstel lenwertigkeiten auf. Ein Tei l  der Planstel len 

mit bestimmten Wertigkeiten war im Planstel lenverzeichnis 1a auf Untergliede­

rungsebene in  variablen Pools zusammengefasst (diese enthielten am Beispiel des 

Al lgemeinen Verwaltungsdienstes im /lA-Pool 1" aus der Verwendungsgruppe Al 

die Grundlaufbahn A1/GL und die Funktionsgruppen A1/1 bis A1/3) .  Der Pool selbst 

wies über a l le von ihm umfassten Planste l lenwertigkeiten nur  eine Summe der 

P lanstel len und Personalcontro l l ingpunkte aus. D ies sol lte eine zweckmäßige P lan­

stel lenbewirtschaftung gewährleisten . 

(2)  Innerhalb der variablen Pools konnten die hausha ltsleitenden Organe (das wa­

ren die Bundesmin isterinnen und Bundesmin ister sowie die übrigen obersten Or­

gane) P lanstel len mit den im Poolbereich bestehenden Planstel lenwertigkeiten 
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7.2 

einrichten, soweit die für den jewei l igen Pool festgelegte Obergrenze an Planstel­

len und Personalcontro l l ingpunkten nicht überschritten wurde. Persona lcontrol­

l i ngpunkte, die durch die Auflösung von Planstel len innerha l b  eines Pools des Per­

sonalplans frei wurden, verbl ieben in diesem Pool a ls Reserve. Das hausha ltsleitende 

Organ konnte danach e ine a l lfä l l ig erforderl iche Aufwertung einer anderen Plan­

stel le innerha l b  des Pools durchführen, solange d ie Gesamtzah l  an Personalcontrol­

l ingpunkten des Pools n icht überschritten wurde (im Geltungszeitraum des Stei len­

p lans musste h ingegen für die Aufwertung einer P lanstel le noch die gesetzliche 

Genehmigung des nächstjährigen Stel lenplans abgewartet werden) .  

Die E inrichtung bzw. Aufwertung einer Planstel le aus dem Poolbereich konnte a l ler­

d ings nur  dann erfolgen, wenn auch ein Verfahren zur Arbeitsplatzbewertung 

durchgeführt wurde. E in Arbeitsplatz einer Beamtin bzw. eines Beamten (des Al lge­

meinen Verwaltungsd iensts, des Exekutivd iensts oder des Mi l itärischen Diensts) 

war auf Antrag der zuständigen Bundesministerin bzw. des zuständigen Bundesmi­

nisters vom Bundeskanzler zu bewerten .  Als Ergebnis war er  - unter Bedachtnahme 

auf die gesetzl ich festgelegten Richtverwendungen - einer Verwendungsgruppe 

sowie innerha l b  dieser einer Funktionsgruppe zuzuordnen. Auch Vertragsbediens­

tete (der Entlohnungsschemata v und h) konnten nur  auf einem Arbeitsplatz des 

Allgemeinen Verwaltungsd iensts, der nach den für Beamtinnen und Beamte gel­

tenden Bestimmungen bewertet und zugeordnet war, verwendet werden. 

Der RH beurtei lte d ie durch die va riablen Pools eingeführte Flex ib i l i sierung der 

P lanstel lenvorgaben a ls zweckmäßig. Dadurch erhielten die hausha ltsleitenden Or­

gane d ie Möglichkeit, kurzfristig auf Persona lbedarf in quantitativer wie qua l itati­

ver H insicht zu reagieren, ohne den nächstjährigen Personalp lan hiefür abwarten 

zu müssen.  

Der RH wies a l lerdings darauf h in, dass die F lexib i l isierung innerhalb der variablen 

Pools durch das für die Arbeitsplatzeinrichtung oder -aufwertung erforderl iche 

Verfahren zur Arbeitsplatzbewertung eingeschränkt war (siehe TZ 35) . 
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Vergleich Stellenplan (2008) und Personalplan (2013) 

8.1 Bis Ende 2008 legte der Stel lenpla n a l s  Te i l  des Bundesfi nanzgesetzes die höchst­

zulässige Persona lkapazität des Bundes fest. Das Bundeshausha ltsgesetz gab d ie 

wesentl ichen Grund lagen der Gl iederung und der Inha lte des Stel lenplans vor. D ie 

Haushaltsrechtsreform (erste Etappe 2009, zweite Etappe 2013) betraf auch den 

Stel lenplan .  Diese Reform strebte Vereinfachungen bei  der Erste l l ung, Abände­

rung und Darste l lung des Stel lenplans, e ine Erhöhung der Transparenz, Budget­

wahrheit und F lexib i l ität sowie Verbesserungen bei der Steuerung der Persona lka­

pazitäten an .  Ab 2009 wurde der Stel lenplan darüber h inaus in Persona lp lan  

umbenannt. 

Die Reform beinha ltete 

eine erhöhte Planungssicherheit: 

(1) Das Bundesfinanzrahmengesetz legte nunmehr jährl ich die höchstzu lässige aus­

zah lungswirksame Persona lkapazität des Budgets für jeweils vier Jahre fest (Grund­

züge des Personalplans) .  Diese Werte waren für den Personalp lan verbindl ich.  

eine vereinfachte Erste l lung: 

(2) M it der zweiten Etappe der Hausha ltsrechtsreform ab  2013 wurden die Verfah­

ren zur PersonalplanersteI l ung vereinfacht. Der Personalp lan konnte automatisiert 

aus den für das Personalmanagement verwendeten IT -Verfahren generiert werden 

(siehe zur IT-gestützten Erstel lung des Personalp lans TZ 33) .  Händ ische Verfah­

rensschritte und Nebenaufzeichnungen entfielen im Wesentl ichen. 

eine vereinfachte Änderung: 

(3)  U nterjährige Änderungen bei den Planstel len wurden erleichtert, indem haus­

ha ltsleitende Organe - ohne Änderung des Bundesfi nanzgesetzes und ohne Min is­

terratsbesch luss - innerha lb  der neu geschaffenen variablen Pools (siehe TZ 7) 

selbstständig Planstel len e inrichten oder aufwerten konnten (unabhängig davon 

war jeder neue Arbeitsplatz bzw. jede Aufwertung einem Arbeitsplatzbewertungs­

verfahren durch das BKA zu unterziehen) .  

eine vereinfachte Darstel lung, erhöhte Übersichtl ichkeit und Verständl ichkeit: 

(4) Der Personalp lan erhielt eine neue Gl iederung und Darste l lung der Persona lka­

pazitäten .  Die Übersichten zu den " lebenden Subventionen" und zum Sozia lp lan 

entfielen. 

III-339 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 33 von 100

www.parlament.gv.at



Bericht des Rechnungshofes R 
-

Personalbewirtschaftung des Bundes mit dem Schwerpunkt Persona lp lan H 

(5)  Die einzelnen P lanstel len waren nicht mehr getrennt nach P lanstel lenbereichen 

(z .B.  Zentra l leitung und nachgeordnete Dienststel len), sondern zusammengefasst 

nach ih rer Wertigkeit für eine gesamte Untergl iederung dargeste l lt .  

(6) Die Planstel len für Beamtinnen und Beamte sowie Vertragsbedienstete wurden 

je Bewertungsqual ität zusammengeführt, pro Untergl iederung wurde summarisch 

angegeben, wie viele P lanste l len davon mit Beamtinnen und Beamten besetzt wer­

den durften .  

eine Erhöhung der  Transparenz und  Budgetwahrheit: 

(7) Wesentl iche Informationen über den tatsächl ichen Persona lstand waren sofort 

ersicht l ich (z. B .  Anzah l  der Planstel len und Vol lbeschäftigtenäqu iva lente der höhe­

ren und mittleren Bewertungsqua l itäten im gesamten Ressort) .  I nsgesamt betrach­

tet ersch ien dadurch der Personalp lan ab 2013 übersichtl icher als der Stel lenplan 

2008, auch wenn e in ige Deta i l informationen n icht mehr abgebildet waren.  

(8) Im neuen Persona lp lan sol lte auch der tatsächl iche Personalstand durch die 

Angabe der Vol l beschäftigtenäqu iva lente des Vor- und Vorvorjahres a ls  Vergleichs­

wert verfügbar sein .  Zu den veranschlagten Planstel len und Persona lcontro l l ing­

punkten (siehe TZ 5) waren ebenfa l ls Vorjahreswerte angeführt. 

(9) Planstel len waren in  der jewei l igen E i nstufung zu systemisieren, in denen d ie 

entsprechende Personalkapazität tatsächl ich verwendet und bezahlt wurde. Damit 

waren Planstel lenbindungen über verschiedene Bereiche eines Ressorts h inweg im 

Regelfa l l  n icht mehr mögl ich. 

( 10) Die Übersichtstabellen zum Personalplan enthielten auf Bundesebene zusam­

menfassende Darstel lungen a l ler Untergliederungen oder die Anzah l  der Planstel­

len je Besoldungs- und Funktionsgruppe. 

(11 )  Im rechtl ich n icht verbindl ichen Arbeitsbehelf zum Personalplan erfolgte eine 

weitere Aufgl iederung der Planstel len bis auf die Deta i lbudgets 1 .  Ebene. 

Flexib i l ität für die hausha ltsleitenden Organe:  

(12)  Vor a l lem die neu geschaffenen variablen Pools führten zu e iner Erhöhung der 

Flexibi l ität für die einzelnen hausha ltsleitenden Organe bei der E inrichtung von 

n iedriger bewerteten Planstellen, sofern die für d iesen Pool festgelegte Summe 

von Planstel len und Persona lcontrol l ingpunkten n icht überschritten wurde (siehe 

TZ 5) .  
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(13)  Weiters waren die festgelegten Obergrenzen fü r P lanstel len und Personalcon­

tro l l ingpunkte durch den Wegfa l l  der P lanstel lenbereiche und die gemeinsame Er­

fassung der Planstel len einer Bewertungsqual ität fü r die gesamte Untergl iederung 

nur mehr auf Ebene der Untergl iederung verbindl ich.  

eine verbesserte Steuerung der Personalkapazitäten:  

(14) Das BHG 2013 enthielt e ine gesetzl iche Grundlage für  Min isterratsbeschlüsse, 

die für mehrere Jahre im Voraus bi ndende Zielwerte an Vol ibeschäftigtenäqu iva­

lenten pro Untergl iederung festsetzten .  

(15)  Ebenso sol lte die E inführung der Persona lcontrol l i ngpunkte im Personalp lan 

(siehe TZ 5) dessen Steuerungsfun ktion erhöhen. Sie stel lten eine zusätzl iche Ober­

grenze dar und sol lten zumindest e ine Relation zu den für eine Planstel le erforder­

l ichen budgetären Mitteln herstel len.  Sie konnten aber die Veransch lagung des ei­

ner P lanste l le entsprechenden Personalaufwands und die Prüfung der tatsächlichen 

Bedeckung im vorhandenen Budget n icht ersetzen.  

(16) + (17)  Der Steuerung der Persona lkapazitäten dienten weiters verbesserte IT­

unterstützte Auswertungsmögl ichkeiten sowie ein gesetz l ich normiertes ressortin­

ternes und ressortübergreifendes Contro l l ing (Personalkapazitätscontro l l i ngver­

ordnung 2013).  

Die fo lgende Tabel le fasst die wesentlichen Neuerungen des Persona lp lans ( in der 

ab 2013 vorliegenden Form) im Vergleich zum Stel lenplan (bis 2008) zusammen:  
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Tabelle 1:  Vergleich Stellenplan 2008 und Personalplan ( in der Form ab 2013) 

I Stellenplan 2008 I Personalplan (ab 2013) I Ergebnisse der Reform 

(1) Bindung kein BFRG BFRG legt für vier Jahre die 
erhöhte an BFRG höchstzulässige auszahlungswirksame 
Planungssicherheit 

Personalkapazität verbindlich fest 

(2) Erstellung mit H ilfe des Personalinformations- automatisierte Generierung durch 
systems (PIS) sowie des die IT-Applikation Personalplan zum 
Budget-Verrechnungs- und Bundesfinanzgesetz aus der IT-Anwen- vereinfachte Erstellung 
Informationssystems (BVI), dung für das Personalmanagement 
teilweise händisch 

(3) unterjährige 1. BFG-Änderung 1. BFG-Änderung 
Änderungen 2. Beschluss Ministerrat 2. Beschluss Min isterrat bei 

bei Organisationsänderungen Organisationsänderungen oder 
vereinfachte 

poolübergreifenden Verschiebungen 
Abänderung 

3.  Bundesminister innerhalb der Pools 

(4) Gliederung Allgemeiner Teil I Regelungen für die 

Planstellenverzeichnis Bundesdienst Planstellenbewirtschaftung 

Tei l l l .A P lanstellenverzeichnis 1a 

Annex 1 ausgegliederte Beamte ( Bundesdienst) 

Annex 2 lebende Subventionen Planstellenverzeichnis 1b 

Annex 3 Sozia lplan 
(ausgegliederte Beamte) 

(5) Inhalt je Kapitel je Untergliederung 
vereinfachte 
Darstellung, 

Planstellen nach Planstellen nach erhöhte 
Besoldungsgruppen Besoldungsgruppen Übersichtlichkeit, 
(bis zu Funktionsgruppen) (bis zu Funktionsgruppen) Verständlichkeit 

getrennt für Zentralstelle und Auflösung der Planstellenbereiche 
weitere Planstellenbereiche 
(z.B. nachgeordnete Dienststellen) 

(6) Beamtinnen Planstel len für Beamtinnen und Be- summarische Angabe der möglichen 
und Beamte amte und Vertragsbedienstete aus- Beamten-Planstellen 

zuweisen 

(7) VBÄ keine Angaben zu tatsächlichem VBÄ als Messgröße des tatsächlichen 
Personalstand Personalstands 

(8) Vergleichs- keine Angaben zu Vorjahreswerten Planstellen und entsprechende PCP' 
werte des Vorjahres sowie VBÄ und 

entsprechende PCP des Vor- und 
Vorvorjahres 

(9) Zuordnung Bindung von Planstellen zwischen Systemisierung der Planstelle 
von verschiedenen Planstellenbereichen in jener E instufung (Verwendungs-, 
Planstellen und Verwendungsgruppen möglich Funktionsgruppe), in der Verwendung 

und Bezahlung erfolgt 
Erhöhung 
der Transparenz 

(10) Übersichts- keine zusammenfassenden Über- Übersichtstabellen auf Bundesebene und Budgetwahrheit 
tabellen sichten zum Personalplan 

(z.B. zusammenfassende Darstellung 
a l ler Untergliederungen oder Anzahl 
der Planstellen je Besoldungsgruppe) 

(11) Teilhefte Angabe der Gesamt-Planstellen Aufteilung der Planstellen auf Ebene 
und Ar- und Gesamt-VBÄ pro Kapitel der Detailbudgets mit Angabe der 
beitsbehelf im jeweiligen Tei lheft Vergleichskennzahlen (Planstellen und 

PCP' Vorjahr, VBÄ Vor- und Vorvorjahr) 
im Arbeitsbehelf zum Personalplan 
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I Stellenplan 2008 I Personalplan (ab 2013) I Ergebnisse der Reform 

(12) variable nicht vorgesehen haushaltsleitendes Organ kann in 
Pools gesetzlich definierten Bereichen von 

niedriger bewerteten Arbeitsplätzen 
Planstellen einrichten, sofern die für 
diesen Bereich festgelegte Summe Flexibilität für 
von Planstellen und PCP1 n icht haushaltsleitende 
überschritten wird Organe 

(13) Bindungs- auf Ebene der Planstellen bereiche auf Ebene der gesamten 
wirkung Untergl iederung 
der Ober-
grenzen 

(14) VBÄ-Ziele in  Praxis Vereinbarungen gesetzliche Grundlage für bindende 
im Ministerrat über zu erreichende Zielwerte des Ministerrats unterhalb 
Kürzungen des tatsächlichen der im Personalplan festgelegten 
Personalstands höchstzulässigen Personalkapazität 

(15) Personal- keine PCP Angabe der PCP im Personalplan 
controlling- zur qualitativen Steuerung der 
punkte Personalkapazität durch Herstellen 
(PCP) einer Relation zu den erforderlichen 

budgetären Mitteln 

(16) Auswert- Zusatzinstrumente für Verprobungen und Auswertungsreports verbesserte 
barkeit aussagekräftige Auswertungen im IT-Verfahren Personalplan bzw. Steuerung der 

erforderlich Managementinformationssystem Personalkapazitäten 

eingerichtet 

(17) Controlling Meldung relevanter gesetzliche Grundlage für 
Personalkennzahlen durch die ressortü bergreifendes IT -u nterstütztes 
Ressorts an das BKA bzw. BMF Controlling durch BKA, monatliche 

Gegenüberstellung von VBÄ und 
bindenden Zielwerten laut Ministerrat 
und Obergrenzen der Planstellen 
laut Personalplan, Meldung des 
Personalaufwands 

1 PCP = Personalcontroll ingpunkte 

8.2 

Quellen: BKA; RH 

Der RH bewertete die mit der Hausha ltsrechtsreform 2009/2013 bewirkten Neue­

rungen des Personalp lans a ls positiv. Der Personalp lan neu war grundsätzl ich ein 

geeignetes Instrument, um einen Ü berbl ick über die P lanstel len in verschiedenen 

Bewertungsqua l itäten und die Entwicklung der tatsächl ichen Persona lstände 

(der Summe aus Beamtinnen und Beamten sowie Vertragsbediensteten )  zu ge­

währleisten .  
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Abschnitt 1 1 :  

Steuerung 

Steuerungsfunktion des Personalplans 

9.1 (1 )  Als  Grundlage der Persona lsteuerung des Bundes sol lten d ie langfristigen 

Dienstverhältnisse der Beamtinnen und Beamten sowie Vertragsbediensteten ei­

ner besonderen Steuerung (zusätz l ich zur Verfügbarkeit der finanziel len Mittel) un­

terworfen werden. D iese Dienstverhältn isse unterlagen einem besonderen Be­

standschutz und lösten damit finanziel le Verpfl ichtungen des Bundes fü r sehr lange 

Zeiträume aus. Der Personalp lan leistete über d ie Festlegung der höchstzulässigen 

Personalkapazität d iesen Beitrag zur Steuerung des Persona lstands und in Folge 

auch der Personalausgaben. 

(2)  Die Sch lüsse l rol le bei der Steuerung kam dem Gesetzgeber zu, der auf der 

Grund lage des BHG 2013 mit dem Bundesfinanzrahmengesetz für vier aufeinan­

derfolgende Finanzjahre die Grundzüge des Personalp lans festzu legen hatte. Inner­

ha lb der Grenzen d ieser Grundzüge hatte die Erste l lung des Personalp lans für das 

jewei l ige F inanzjah r  zu erfolgen; dieser war mit dem für das jewei l ige Finanzjahr 

gü ltigen Bundesfinanzgesetz zu erlassen .  

D ie höchstzu lässigen Persona lkapazitäten in  den höherwertigen Funktionsgruppen 

der jewei l igen Verwendungsgruppen steuerte der Gesetzgeber im Personalplan un­

mittelba r, indem er Planstel len und Persona lcontrol l ingpunkte für diese konkret 

festlegte. E ine mittel bare Steuerung erfolgte über die variablen Pools des Personal­

plans, d ie die Maxima lzahlen für die Summe an  Planstellen und Personalcontrol­

l ingpunkten enthielten (TZ 7) .  

E in  weiteres steuerndes E lement waren Ministerratsbeschlüsse, mit  denen jährl i­

che Personalkapazitätsziele in Vol lbeschäftigtenäquiva lenten festgelegt wurden. 

Diese sol lten der Erreichung von mehrjährigen Personalkapazitätszielen d ienen, 

indem die vorgegebenen Zielwerte für die Vol l beschäftigtenäquiva lente zum 

31. Dezember e ines Jahres verpfl ichtend einzuha lten waren. 

(3) E ine unterjährige Änderung des Personalp lans konnte gesetzl ich (a) oder durch 

Zustimmung der Bundesregierung (b) erfolgen: 

a )  E ine Ü berschreitung der im Persona lplan festgelegten Anzah l  der P lanste l len 

oder der Gesamtjahresarbeitsleistungen (überplanmäßiger Personalbedarf) erfor­

derte eine Änderung des Bundesfinanzgesetzes. 
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9.2 

b) Eine Anpassung des Personalplans, aus der sich weder eine Planstel lenvermeh­

rung noch eine Erhöhung von Personalcontrol l ingpunkten ergeben durfte, erfor­

derte die Zustimmung der Bundesregierung. Sie konnte nur  aufgrund von Organi­

sationsänderungen, Änderungen der Geschäftseintei lung und Änderungen, die aus 

einem Bewertungsverfahren nach dem Beamten-Dienstrechtsgesetz resultierten, 

und nur i nnerha lb  der im Gesetz a ufgezäh lten Besoldungsgruppen vorgenommen 

werden ( in der Al lgemeinen Verwaltung, Verwendungsgruppe Al beispielsweise 

nur in den Funktionsgruppen A1/GL bis A1/7) .  

(4) Innerhalb der neu geschaffenen variablen Pools (TZ 7) konnte das jewei l ige 

haushaltsleitende Organ - ohne Änderung des Bundesfinanzgesetzes und ohne Mi­

nisterratsbesch luss - selbstständig Planstel len einrichten oder aufwerten .  

(5) Für andere Vertragsverhältn isse (freie Dienstverträge, Werkverträge, Arbeits­

kräfteüberlassungen) waren nach Auskunft des BKA keine Planstellen zu binden, 

weil d iese - etwa bei knappen fina nziel len Ressourcen - im Regelfa i l leicht(er) auf­

lösbar waren .  Daher unterlagen d iese Vertragsverhältnisse auch nicht der Steue­

rung durch den Personalplan.  

(1 )  Der RH hielt den Personalplan sowie die gesetzl ich vorgesehene Möglichkeit 

einer flexiblen Handhabung für die Steuerung des Persona lstands des Bundes ge­

eignet. Andere d ienstvertragsähnl iche Vertragsverhältn isse und atypische Beschäf­

tigungsverhältnisse im Bund waren im Personalplan n icht entha lten und daher mit 

d iesem Instrument nicht steuerba r (siehe TZ 41, TZ 42, TZ 43, TZ 44, TZ 45, TZ 46, 

TZ 47, TZ 48 und TZ 49) .  

( 2 )  Der RH beurteilte d i e  Vereinba rungen von Personalkapazitätszielen ( in  Voll be­

schäftigtenäquivalenten) durch Min isterratsbeschlüsse als e in flexibles Instrument 

zur Steuerung der Besetzung von Planstel len und damit zur E inhaltung der maxi­

ma len, gesetzl ich vorgegebenen Höchstgrenze. 

Wirkungsorientierte Steuerung mit Hi lfe des Personalplans 

10.1 (1 )  Zie l  der wirkungsorientierten Haushaltsführung war d ie effektive und effiziente 

Steuerung der öffentlichen Mittel, die Ausrichtung des Mitteleinsatzes an der Wir­

kung für die Bürgerinnen und Bürger. Al le hausha ltsleitenden Organe hatten im 

Zusammenwirken mit den haushaltsführenden Stel len erstmals mit dem Entwurf 

des Bundesfinanzgesetzes und sei ner Tei lhefte für das F inanzjahr 2013, im Fa l le 

mehrjähriger Wirkungen auch im Bundesfinanzrahmengesetz, Angaben zur Wir­

kungsorientierung zu machen. 
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10.2 

10.3 

(2) Das BKA war das verantwortl iche Ressort für die a l lgemeinen Personalangele­

genheiten öffentlich Bediensteter sowie für den Personalp lan des Bundes. Dement­

sprechend enthielt d ie Untergl iederung 10 im Bundesvoranschlag 2013 (sowie im 

Strategiebericht zum Bundesfinanzrahmengesetz) erstmals fo lgendes Wirkungs­

zie l :  "Weiterentwicklung und Modernisierung des öffentlichen Persona l-, Organ isa­

tions- und Verwaltungsmanagements zur Sicherste l lung einer effektiven und effizi­

enten Erbringung der öffentlichen Leistungen im Interesse des Gemeinwohls". 

Dieses Ziel wurde auch in den Bundesvoranschlägen 2014 und 2015 sowie den zu­

gehörigen Strategieberichten zu den Bundesfinanzrahmengesetzen beibehalten. 

Zur E rreichung d ieses Wirkungsziels beschrieb das BKA im Bundesfinanzge­

setz 2013, 2014 und 2015 unter anderem Maßnahmen wie 

- die U msetzung des Personalp lans N E U  für eine effiziente Persona lbewirtschaf­

tung des Bundes, 

- die Förderung der internen Mobi l ität innerha l b  des Bundes, 

- eine jährl iche Erarbeitung einer Dienstrechts-Novel le oder 

- den Aufbau eines bundesinternen Arbeitsmarktes. 

(3)  Im Globalbudget 10.01 "Steuerung, Koord ination und Services" war a ls  eine 

Kennzahl für die Erreichung des genannten Wirkungsziels festgelegt: " Die Anzahl 

der Such- und Vermittlungsaufträge des Ressorts an das Mobi l itätsmanagement 

des Bundeskanzleramtes sollte größer als 900 sein". Konkretere Umsetzungsmaß­

nahmen oder Kennzahlen enthielt auch das Tei lheft zur Untergl iederung 10 nicht. 

Auch für die Messung der Wi rkung des Personalplans als I nstrument für eine effizi­

ente Persona lbewirtschaftung fand sich im Tei l heft zur Untergl iederung 10 keine 

Kennzah l .  

Der RH h ie l t  fest, dass die Wirkungsziele des BKA grundsätz l ich auch die Steuerung 

des Bundespersonals mit H i l fe des Personalp lans erfassten . Konkrete Kennzahlen 

zur Messung der Maßnahme "Personalp lan NEU für eine effiziente Personalbewirt­

schaftung des Bundes" waren n icht festgelegt. 

Da das Steuerungspotenzial des Personalp lans 131.361 VBÄ mit einem Personal­

aufwand ( im Jahr 2015) von rd . 8,690 Mrd.  EUR umfasste, empfah l  der RH, zur 

Messung der Maßnahme " Personalp lan NEU für eine effiziente Personalbewirt­

schaftung des Bundes" einen geeigneten Ind ikator (Kennzah l )  zu entwickeln .  

Laut Ste l lungnahme des BKA seien im Konzept der wirkungsorientierten Verwal­

tungsführung im Personalp lan ke ine eigenen Wirkungsziele vorgesehen, da der 
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10.4 

Personalplan für sich vor al lem der Inputsteuerung diene .  Erst bei e inzelnen Wir­

kungszielen könne der Personalplan (z .B .  im Bereich der Wirkungsfolgenabschät­

zung und der finanziel len Auswirkungen) einen Tei laspekt bi lden. 

Das BKA sah in eigenen Wirkungszielen auf den Persona lplan selbst bezogen keine 

Vereinbarkeit mit den Zielen der Wirkungsorientierung. Kennzahlen für d ie laufen­

den Personalpläne, die e ine Zusammenschau über den personellen Input l ieferten 

(und eine rechtliche Obergrenze für die höchstzu lässige Personalkapazität bi lde­

ten), wären da rüber h inausgehend nicht geeignet, da beispielsweise zusätz l iche 

personel le Ressourcen rege lmäßig einen Tei l  von Maßnahmen in anderen Wir­

kungszielen bi ldeten. 

Der RH hielt fest, dass das BKA zur Erreichung des Wirkungsziels "Weiterentwick­

lung und Modernisierung des öffentl ichen Persona l-, Organ isations- und Verwal­

tungsmanagements zur Sicherstel l ung einer effektiven und effizienten Erbringung 

der öffentlichen Leistungen im Interesse des Gemeinwohls" auch die Maßnahme 

"Umsetzung des Personalplans NEU für eine effiziente Personalbewirtschaftung 

des Bundes" angeführt hatte. Aus Sicht des RH sollten sowoh l  der Grad der Zieler­

reichung (Wirkungsziel) a ls auch d ie Entwicklung bzw. der Fortschritt der entspre­

chenden Maßnahme(n) messbar sein .  Der RH bl ieb daher bei seiner Empfehlung. 
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Personalcontrol l ing in  Einrichtungen mit Bundesbeteil igung 

11.1 

1 
Personal 

Aufwand 

(1) Zum Stichtag 30. September 2015 bestanden im Bereich des Bundes 104 Rechts­

trägerS (siehe dazu Anhang B), an denen der Bund d i rekt oder ind i rekt mehrheitl ich 

- das heißt mit mehr a ls 50 % - betei l igt war bzw. die seiner Aufsicht unterlagen 

(zum Personal  bei d iesen Bundesbete i l igungen siehe TZ 49) .  

Tabelle 2 :  Personal und Personalaufwand bei Bundesbeteil igungen 

2010 1 2011 1 2012 1 2013 1 2014 1 
in V BÄ 

101.732,92 1 103. 132,081 101.568,98 1 101.712,93 1 102.538,95 1 
in Mio. EUR 

6. 130,83 1 6.348,59 1 6.433,89 1 6.637,93 1 6.783,35 1 

Veränderung 2010/2014 

+ 806,03 + 0,79 % 

+ 652,52 + 10,64 % 

Quelle: BMF 

Gemäß § 67 BHG 2013 führten die mit der Verwa ltung der Antei lsrechte bzw. der 

Aufsicht betrauten Bundesministerinnen und Bundesminister über diese Rechtsträ­

ger6 ein Betei l igungscontrol l ing durch und berichteten hierüber dem BMF. Das BMF 

sammelte d iese Daten und übermittelte zweimal  jährl ich e inen konsol id ierten Be­

richt an den Budgetausschuss des Nationalrats (die von der gegenständl ichen Ge­

barungsüberprüfung umfassten Ressorts erstatteten al le die entsprechenden Be­

richte im Rahmen des Betei l igungscontrol l ings gemäß § 67 BHG 2013 an das BMF) .  

(2)  Davon unabhängig waren seit 1 .  Jänner 2013 d ie Bundesmin isterinnen und 

Bundesmin ister gemäß § 44 Abs.  9 BHG 2013 verpfl ichtet, jährl ich dem Bundes­

kanzler sowie dem Bundesmin ister für Finanzen über den Personalstand und Per­

sonalaufwand weiterer E inri chtungen mit eigener Rechtsträgerschaft zu berichten. 

Dies betraf a l le E inrichtungen, d ie im jewei l igen organisatorischen oder finanziel len 

Einflussbereich des Bundesmin isteriums standen, unabhängig von der Höhe der 

Betei l igung des Bundes. Schon aufgrund des zum Betei l igungscontrol l ing unter­

schied l ichen Wortlauts konnte die Anzah l  der von der Berichtspflicht des § 44 

Abs. 9 BHG 2013 umfassten E inrichtungen nicht mit jenen des Betei l igungscontrol­

l i ngs deckungsgleich sein .  

D ie  Gesetzesmateria l ien führten zu § 44 Abs. 9 BHG 2013 aus, dass es  von größtem 

I nteresse sei, wie sich d ie Personalsituation in den im Einflussbereich des Bundes 

stehenden Rechtsträgern darstel le, da es sich dabei um Personen hand le, die öf-

Gesellschaften privaten oder öffentlichen Rechts bzw. Anstalten öffentlichen Rechts 

Das Controlling bezog sich auf Gesellschaften, an denen der Bund direkt oder indirekt mehrheitlich beteil igt 

war und Gesellschaften und Anstalten öffentlichen Rechts, die der Aufsicht des Bundes unterlagen. Aus­

nahme gemäß § 67 Abs. 1 Z 2 und Abs. 3a BHG 2013: Sozialversicherungsträger und Aktiengesellschaften, 

deren Aktien zum amtlichen Handel oder zum geregelten Freiverkehr zugelassen waren (Verbund, Post). 
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11.2 

fentl iche Aufgaben des Bundes erfü l lten und deren Persona lkosten letztl ich in  den 

a l lermeisten Fä l len über Budgetmittel des Bundes finanziert würden. Erst ein stan­

dard isiertes Berichtswesen zur Personalgestion der ausgegliederten E inrichtungen 

und der sonstigen Rechtsträger im Einflussbereich des Bundes werde dazu beitra­

gen, die k lare Definition der öffentl ichen Aufgaben ausgegliederter Ei nrichtungen 

und die Berücksichtigung des Leistungsauftrags bei der F inanzierung zu ermögli­

chen. 

(3)  Das BKA hielt h iezu fest, dass keine eigene Datenbank oder IT-Appl ikation für 

die nach § 44 Abs. 9 BHG 2013 zu meldenden Personaldaten entwickelt worden 

war, um die Ressorts n icht durch zusätzl iche Meldepfl ichten zu belasten .  Daher sei 

eine bestehende IT -Applikation für die Erfassung von Betei l igungen um einzelne 

Felder fü r Persona ldaten erweitert worden, um den Ressorts die Ergänzung der 

zusätzl ichen Daten in dieser Appl ikation zu ermöglichen. Eine vom BKA mit den 

Bundesmin isterien akkord ierte Liste von Rechtsträgern, die dem § 44 Abs.  9 

BHG 2013 folgend im finanziel len oder organ isatorischen E i nflussbereich des Bun­

des standen, feh lte. 

Eine Qual itätsüberprüfung des BKA hatte außerdem ergeben, dass die gemäß § 44 

Abs. 9 BHG 2013 zu erfassenden Personaldaten nicht in ausreichender Form ge­

pflegt waren (auch von den von der gegenstä ndl ichen Gebarungsüberprüfung um­

fassten Ressorts berichteten ledigl ich das BMGF und das BMVIT die Personaldaten 

gemäß § 44 Abs. 9 BHG 2013 an das BKA). Daher konnte das BKA keine weiterfüh­

renden Ana lysen durchführen. E ine weitere Berichts- oder Veröffentl ichungspfl icht 

für die gemäß § 44 Abs. 9 BHG 2013 zu meldenden Personaldaten bestand für den 

Bundeskanzler n icht. 

Das BKA sagte zu, e ine Regierungsvorlage zu § 44 Abs. 9 BHG 2013 vorlegen zu 

wollen, in der alle Betei l igungen mit Bundesantei len über 50 % (gleichartig zu § 67 

BHG 2013) a ls  von d ieser Bestimmung erfasste E inrichtungen festgelegt werden. 

(1) Der RH kritisierte, dass trotz der bereits seit 2013 bestehenden Berichtspflicht an 

den Bundeskanzler über d ie Persona lsituation der Rechtsträger im organisatorischen 

oder finanziel len Einflussbereich des Bundes noch immer keine vol lständ igen Daten 

vorlagen. Damit war der Zweck des § 44 Abs. 9 BHG 2013 - die Darstel lung der Perso­

nalgestion unter Berücksichtigung des jeweiligen Leistungsauftrags - weiterhin nicht 

erfüllt. Der RH kritisierte, dass eine mit den Bundesministerien akkordierte Liste der 

nach § 44 Abs. 9 BHG 2013 zu berücksichtigenden Rechtsträger feh lte. 

Der RH empfah l  dem BKA, E invernehmen mit den Bundesmin isterien über die von 

§ 44 Abs. 9 BHG 2013 umfassten E inrichtungen, die im organisatorischen oder finan­

ziel len Einflussbereich des jeweiligen Bundesmin isteriums standen, herzustel len. 
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11.3 

(2)  Der RH merkte weiters kritisch an, dass - im Gegensatz zum Betei l igungscont­

rol l ing des BMF - für die gemäß § 44 Abs. 9 BHG 2013 zu meldenden Daten keine 

weitere Berichtspfl icht des Bundeskanzlers bestand. 

Er empfah l  dem BKA daher, die Vol lständ igkeit der gemäß § 44 Abs.  9 BHG 2013 zu 

meldenden Daten sicherzustellen und d iese in konsol id ierter Form zu veröffentli­

chen. 

(1)  Das BKA merkte in  seiner Ste l lungnahme hiezu an, dass derzeit gemeinsam mit 

dem BMF (und dem RH)  an e iner Lösung in Bezug auf die Erfordern isse des § 44 

BHG 2013 gearbeitet werde. Es sei zuversichtlich, dass eine solche in Kürze gefun­

den und darauf basierend d ie Qual ität und Vollständigkeit der Daten verbessert 

werden könnten .  

( 2 )  Laut Stel lungnahme des BMF habe das BKA d ie  Erste l lung einer Regierungsvor­

lage zu § 44 BHG zugesagt, i n  der al le Betei l igungen des Bundes über 50 % (analog 

zu § 67 BHG) a ls von d ieser Bestimmung erfasste E inrichtungen festgelegt würden. 

Damit wäre eine Ü bereinstimmung der in den Personalplan des Bundes (§ 44 BHG) 

aufzunehmenden Unternehmen mit jenen gegeben, die gemäß § 67 BHG dem Be­

teil igungs- und Finanzcontro l l ing unterliegen. 
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Abschnitt 1 1 1 :  

Personalstand und Personalbudget 

Grund lagen 

12 Der Personalstand des Bundes ergab sich aus der Anzah l der Personen (Beamtin­

nen, Beamte oder Vertragsbedienstete) im Dienststand des Bundes, durch deren 

Beschäftigungsausmaß ( in  Vol lbeschäftigtenäquivalenten) und durch die Anzah l  

der  Planste l len (siehe TZ 4) .  

Aufgrund der bedeutenden Zunahme an Tei lzeitkräften im Bundesdienst war d ie 

Persona lkapazität des Bundes n icht aus der Anzah l  der Personen, sondern aus der 

Summe der Beschäftigungsausmaße in Vol lbeschäftigtenäquivalenten im Vergleich 

zur Summe der P lanstel len ersichtl ich . Die Summe der Vol ibeschäftigtenäqu iva­

lente durfte an ke inem Tag den Stand an P lanstel len überschreiten .  

Personen in  Ausbi ldungsverhältn issen, atypischen Beschäftigungsverhä ltnissen 

und (n icht beamtete) Bedienstete in ausgegliederten E inrichtungen des Bundes 

waren weder im Persona lp lan defi niert noch war der zugehörige Aufwand im Per­

sonalaufwand entha lten; d iese wurden im Sachaufwand verrechnet. 

Demgegenüber war der Aufwand für Beamtinnen und Beamte sowie Vertragsbe­

dienstete im Bundesd ienst a ls Personalaufwand im Bundesvoranschlag und im 

Bundesrechnungsabsch luss enthalten .  

Personal im Bundesdienst 

13.1 Die Regierungsprogramme sahen ab  2000 eine laufende Reduzierung des Personal­

stands des Bundes einerseits durch Reduzierung der P lanstel len in den Ressorts 

und andererseits durch Ausgl iederung von E inrichtungen des Bundes in eigene 

Rechtsträger und Übertragung des zugehörigen Personals vor. 

Die Regierungsprogramme ab 2009 legten fest, dass die weitere Reduzierung des 

Persona lstands des Bundes durch Nachbesetzungen von Planstel len nur im Aus­

maß der ha lben (voraussichtl ichen) Pension ierungsquote erfolgt. Für 2012 bis 2014 

wurde da rüber h inaus ein Aufnahmestopp besch lossen; danach galt wieder die 

ha lbe Pensionierungsquote. Ausgenommen von diesen Einsparungsvorgaben wa­

ren in  den unterschiedl ichen Jahren unterschiedl iche Berufsgruppen, wie etwa 

Lehrpersonen, Richterschaft, Staatsanwaltschaft oder Exekutivd ienst. 

Die fo lgende Tabel le zeigt fü r den gesamten Bund (a l le Ressorts) für den Zeit­

raum 2009 bis 2015 d ie Entwicklung der P lanste l len gemäß Personalplan, des Per­

sonalstandziels und des tatsäch l ichen Personalstands. Umfasst s ind a l le  Beamtin-
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nen und Beamten sowie Vertragsbediensteten, die ihre Leistungen unmittelbar für 

den Bund erbringen (Beamtinnen und Beamte in ausgegl iederten E inrichtungen 

werden in TZ 28 und TZ 29 gesondert behandelt) .  

Tabelle 3: Personal im Bundesdienst (Beamtinnen und Beamte sowie Vertragsbedienstete) 

Anzahl in % 

Planstellen gem. Personalplan2 - 2,1 

Personalstand-Ziel3 
(per 31.12.) 

Personalstand-lst3 
(per 31.12.) 

in VBÄ 

133.620 133.311 132.692 131.274 129.967 131.515 131.589 - 2.031 - 1,5 

132.908 132.804 132.357 131.183 129.873 130.992 131.361 - 1.547 - 1,2 

Rundungsdifferenzen möglich 

1 Beamtinnen und Beamte sowie Vertragsbedienstete, die ihre Leistungen unmittelbar für den Bund erbringen (Ressorts ohne Ausge­
gliederte) 

2 gemäß letztgültiger Personalanpassung des jeweiligen Jahres (Planstellenverzeichnis la, ohne Ausgegliederte) 

3 mitteiverwendungswirksame Personalkapazität (betriebsmäßige Darstellung) 

13.2 

Quellen: BKA; Personalplan des BFG 

Die Personalpläne sahen von 2009 bis 2013 eine Verringerung an Planstel len von 

136.702 auf 133.506 vor; dies entsprach einer Reduktion um 3 .196 Planstel len bzw. 

2,3 %. Dagegen ermöglichte der Personalplan 2014 eine Erhöhung der zulässigen 

Planstel len auf 133.958; mit dem Personalp lan 2015 wurden d iese auf 133.772 

wieder leicht gesenkt .  Von 2009 bis 2015 ergab sich eine gesamthafte Reduzierung 

der Planstel len um 2.930 bzw. um 2,1 %. 

Die Zie lvorgaben fü r den tatsächlichen Personalstand in Vol ibeschäftigtenäqu iva­

lenten (VBÄ) beruhten auf Min isterratsbesch lüssen (siehe TZ 3) und gaben zu­

nächst von 2009 bis 2013 e ine Verringerung des Persona lstands von 133.620 VBÄ 

auf 129.967 VBÄ vor. Dies entsprach einer Reduktion um 3.653 VBÄ bzw. 2,7 %. Für 

2014 und 2015 folgten Erhöhungen des Personalstand-Zie lwerts auf insgesamt 

131 .589 VBÄ. Daraus ergab sich von 2009 bis 2015 eine gesamthafte Personalein­

sparung von 2.031 VBÄ bzw. 1,5 %. 

Die Ressorts verringerten aufgrund dieser Vorgaben den tatsächl ichen Personal­

stand in Summe von 2009 bis 2015 von 132 .908 VBÄ auf 131.361 VBÄ; dies ent­

sprach einer Reduktion um 1 .547 VBÄ bzw. 1,2 %. 

Der RH h ielt fest, dass die Ressorts im Zeitraum 2009 bis 2015 in Summe die bun­

desweiten E insparungsvorgaben der Planstel len und Personalstand-Ziele erfü l lten. 

Er anerkannte die E inha ltung der Persona lzie le entsprechend den gesetzl ichen Vor-
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gaben wie auch d ie Erfü l lung der Personalstand-Ziele.  Der RH wies jedoch darauf 

hin, dass die Zah l  der P lanstel len ab 2014 insbesondere wegen der Erhöhung in  den 

Bereichen Lehrer, Exekutive und Rechtsprechung wieder gestiegen war. In  Folge 

stieg auch der Gesamtstand an Vol lbeschäftigtenäqu iva lenten in  den Jahren 2014 

und 2015 gegenüber 2013. Das Jahr  2013 wies mit 129.873 die geringste Anzah l  an 

Vol l  besch äftigte näq u iva lenten auf. 

Entwicklung des Personalstands in  den Berufsgruppen 

14.1 

Allgemeiner 

Verwaltungs-

dienst 

Exekutivdienst 

Militärischer 

Dienst 

Richterschaft/ 

Staatsanwalt-

schaft' 

Krankenpflege-

dienst 

in VBÄ 

Wie in TZ 13 dargestellt, waren d ie Berufsgruppen Leh rpersonen, Richterschaft/ 

Staatsanwaltschaft und Exekutivdienst ursprünglich von den E i nsparungsvorgaben 

ausgenommen; nachfolgend wurden für d iese Berufsgruppen zusätzl iche P lanstel­

len genehmigt und auch Personal dafür aufgenommen. 

Tabel le 4 stel lt die Entwickl ung des Ist-Stands an Bundesbediensteten, aufgegl ie­

dert nach Berufsgruppen, dar: 

Tabelle 4: Entwicklung des Personalstands nach Berufsgruppen 

Anteil 
in VBÄ 

Anteil 
in VBÄ 

Anteil 
in VBÄ 

Anteil 
in VBÄ 

Anteil 

in % in % in % in % in % 
in VBÄ 

Anteil 
in VBÄ in % 

in % 

47.299 35,6 46.609 35,1 45.907 34,6 44.997 34,3 44.188 34,0 44.6S4 34,1 - 2.645 - 5,6 

29.689 22,3 29.933 22,5 30.112 22, 7 30.124 23,0 30.047 23,1 30.200 23,1 Sl1 1,7 

14.747 11,1 14.644 11,0 14.392 10,9 13.981 10,6 13.740 10,6 13.675 10,4 - 1.072 - 7,3 

2.444 1,8 2.425 1,8 2.480 1,9 2.518 1,9 2.557 2,0 2.909 2,2 465 19,0 

217 0,2 218 0,2 221 0,2 217 0,2 206 0,2 213 0,2 - 4  - 1,8 

Rundungsdifferenzen möglich 

1 inklusive Verwaltungsgerichtsbarkeit (Bundesverwaltungsgericht, Bundesfinanzgericht, Verwaltungsgerichtshof) 

Quelle: BKA "Das Personal des Bundes" 

III-339 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 47 von 100

www.parlament.gv.at



Bericht des Rechnungshofes R 
-

Personal  bewirtschaftung des Bundes mit dem Schwerpunkt Personalp lan H 

14.2 Von 2009 bis 2014 kam es im Bundesdienst insgesamt zu einer Persona lreduktion 

von 132.908 VBÄ auf 130.992 VBÄ, das entsprach einer Reduktion um 1 .915 VBÄ 

bzw. 1,4 %. 

Von 2009 bis 2014 erhöhte sich a l lerd ings die Anzah l  der Vol ibeschäftigtenäquiva­

lente in der Berufsgruppe der Lehrer um 1.019 VBÄ, das waren 2,7 %, im Exekutiv­

dienst um 511  VBÄ, das waren 1,7 %, und in der Berufsgruppe der Richterschaft 

und Staatsanwaltschaft um 465 VBÄ, das waren 19 %. Die im gesamten Bundes­

dienst erzielte Reduktion wurde daher überwiegend durch Personaleinsparungen 

von den Berufsgruppen Allgemeiner Verwaltungsdienst und Mi l itärischer Dienst 

getragen.  Die Berufsgruppe Al lgemeiner Verwaltungsdienst trug mit einer Einspa­

rung von 2 .645 VBÄ (- 5,6 %) und die Berufsgruppe Mi l itärischer Dienst m it einer 

E insparung von 1.072 VBÄ (- 7,3 %) wesentlich zur Personaleinsparung im Bundes­

dienst bei. 
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Personalaufwand Bundesdienst 

15.1 

Personalstand-lst2 

Die nachfolgende Tabel le zeigt die Entwicklung des Personalaufwands des Bundes 

(a l le Ressorts) im Zeitraum 2009 bis 2015. Entha lten sind a l le Beamtinnen und Be­

amten sowie Vertragsbediensteten, die ihre leistungen unmittelbar für den Bund 

erbrachten (Beamtinnen und Beamte in ausgegl iederten Rechtsträgern werden in 

TZ 28 und TZ 29 gesondert behandelt). 

Tabelle 5: Personalaufwand Bundesdienst (Beamtinnen und Beamte sowie Vertragsbedienstete) 

(per 3 1.12., 132.908 132.804 132.357 131.183 129.873 130.992 131.361 - 1.547 - 1,2 % 
in VBÄ) 

Personalaufwand3 
(in Mio. EUR) 

Personalausgaben 

7. 123,80 7.205,40 7.281,10 7.748,10 

Personalaufwand 

8.454,84 8.402,88 8.690,40 1.566,60 22,0 % 

Rundungsdifferenzen möglich 

1 Beamtinnen und Beamte sowie Vertragsbedienstete, die ihre Leistungen unmittelbar für den Bund erbringen (Ressorts ohne Ausge­

gliederte) 

2 mittelverwendungswirksame Personalkapazität (betriebsmäßige Darstellung) 

3 2009 bis 2012 "Personalausgaben", ab 2013 "Personalaufwand" 

Quellen: BKA; Personalplan des BFG 

Der Personalaufwand erhöhte sich im Zeitraum 2009 bis 2015 trotz der Personalre­

duktion insbesondere auch wegen Änderungen der Rechtslage: 

- Von 2009 bis 2011 stiegen die Personalausgaben (2009 bis 2012: "Personalaus­

gaben" bzw. Aktivitätsausgaben, ab 2013 : "Personalaufwand") trotz des Perso­

nalabbaus von rd . 7. 124 M io.  EUR  auf rd . 7.281 Mio. EUR um 157 Mio.  EUR  

bzw. 2,2 % .  

- Aufgrund der Hausha ltsrechtsreform waren 2012 im Personalaufwand 13 an­

statt zwölf Bezüge entha lten.  Dies erhöhte den Personalaufwand 2012 auf 

rd . 7.748 Mio. EUR.  

- 2013 bed ingte die Neueinführung des Dienstgeberpensionsbeitrags von 12,55 % 

für Beamtinnen und Beamte einen entsprechenden Anstieg auf rd. 8.455 Mio. EUR. 
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15.2 

15.3 

- 2015 kam es info lge von Ausnahmen bei den Personaleinsparungsvorgaben 

bzw. durch Personalerhöhungen in  bestimmten Bereichen (bspw. Lehrpersonen, 

Exekutivd ienst und RichtschaftjStaatsanwa ltschaft) zu einem Anstieg auf 

rd . 8 .690 Mio. EUR (2015).  

Für den Zeitraum 2009 bis 2015 ergab sich somit e ine Erhöhung des Personalauf­

wands von rd . 7. 124 Mio. EUR  auf rd . 8.690 Mio. EUR; d ies entsprach einer Steige­

rung um rd . 1.567 Mio. EUR  bzw. 22,0 %. 

Trotz der Reduzierung des Persona lstands um 1.547 VBÄ stieg der Personalauf­

wand von 2009 bis 2015 u m  rd . 1.567 Mio. EUR, das waren 22,0 %. Auch unter 

Außerachtlassung der Sondereffekte (Hausha ltsrechtsreform 2013, Dienstgeber­

pensionsbeitrag 2013) konnte eine vol lständige Stabi l is ierung des Personalauf­

wands von 2009 bis 2015 n icht erreicht werden, weil erzielten Einsparungen Mehr­

belastungen, insbesondere durch Personalerhöhungen in bestimmten Bereichen 

(siehe TZ 14), gegenüberstanden. 

Das BMF tei lte in seiner Ste l lungnahme mit, dass die angewandte Methodik - Ver­

gleich zwischen Aktivitätsausgaben der "Untertei l ung 0" im Jahr  2009 mit den Per­

sonalaufwendungen des Jahres 2015 - nicht die optimale Vergleichsrechnung dar­

stel le. Zwischen 2009 und 2015 ergäben sich methodische Unterschiede wie die 

Dotierung von vier Persona l  rückste l lungen, weiters die unterschiedl iche Verbu­

chung von Abfertigungen, U rlaubersatz leistungen und Jub i läumszuwendungen . 

Außerdem seien Nebengebühren ( Fahrtkostenzuschuss, Auslandszulagen, Auf­

wandsentschädigungen, freiwi l l iger Sozia laufwand), die 2009 noch zu den Sachaus­

gaben gerechnet worden waren, ab 2013 im Personalaufwand entha lten .  Weiters 

seien bei d iesem Vergleich auch die Erlöse aus der Auflösung von Personalrückstel­

lungen, die 2013 besonders hoch gewesen seien, einzubeziehen. Insgesamt ergebe 

sich damit von 2012 auf 2013 mit der Hausha ltsrechtsreform eine Änderung der 

Inha lte, d ie eine d i rekte Verg leichba rkeit der Personalausgaben des Zeitraums bis 

2012 mit dem Personalaufwand ab 2013 erschwere. 

Als bessere Vergleichsgröße mit den Aktivitätsausgaben (2009) würden sich die 

Personalauszah lungen (2015) gemäß Finanzierungsrechnung eignen. D iese seien 

für den Bund im Jahr  2015 bei 8.584,4 M io.  EUR gelegen, wodurch sich gegenüber 

den Aktivitätsausgaben des Jahres 2009 nur eine Steigerung von 1.460,6 Mio .  EUR 

bzw. 20,S % ergebe. Ohne die - bereits vom RH erwähnten - im Jahr  2013 ei nge­

führten Dienstgeberpensionsbeiträge für Beamtinnen und Beamte (12,55 %) in der 

Höhe von 540,9 M io.  EUR  und ohne jene Nebengebühren in  der Höhe von 

172,8 Mio.  EUR, die früher Sachausgaben waren, reduziere sich d iese Steigerung 

auf 746,9 M io.  EUR bzw. 10,5 %. H ievon entfielen 5,0 % auf den Zeitraum 2009 bis 

2013 und 5,5 % auf den Zeitraum 2013 bis 2015. Somit ergebe sich nach Meinung 

des BMF trotz strukturel ler Änderungen - wie Anstieg des Durchschn ittsalters und 
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15.4 

Verschiebungen zu höher bezah lten Berufen - abzüglich der Geha ltserhöhungen 

2009 bis 2013 (ca. 5,4 %) lediglich eine Steigerung um rd . 5 % und daher eine er­

hebliche Stabi l isierungswi rkung durch den Personalabbau bis 2013. 

Der RH stimmte dem BMF grundsätz l ich zu, dass ein Vergleich der Aktivitätsausga­

ben (2009) mit dem Personalaufwand (2015) differenziert zu betrachten war. Er 

hatte a l lerd ings für den Zeitraum 2013 bis 2015 den Persona laufwand heranzuzie­

hen, weil die Persona lkapazitätscontrol l ingverordnung 2013 für die moneta risierte 

Persona lkapazität diesen a ls Kenngröße vorsah .  Da der Personalaufwand für den 

Zeitraum 2009 bis 2012 (vor E inführung des Ergebn ishaushalts durch d ie Haus­

ha ltsrechtsreform 2013) nicht zur Verfügung stand, zog der RH - ebenso wie das 

BKA in  den Persona lcontro l l i ngberichten - für d ie Jahre 2009 bis 2012 die Aktivi­

tätsausga ben heran .  Auf die eingeschränkte Vergleichbarkeit wies der RH in den 

Tabellen (bspw. Tabelle 5 mit Trennungsbalken) und im Begleittext ausdrückl ich 

h in .  

Es war davon auszugehen, dass der Persona labbau 2009 b is  2013 zu Kostendämp­

fungseffekten geführt hatte. Der RH wies aber darauf h in, dass selbst nach den 

Ausführungen des BMF keine Stab i l isierung des Personalaufwands erreicht werden 

konnte. 
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16.1 

Planstellen 

VBÄ-Ziel 

VBÄ-Ist 

Personalaufwand2 

(1 ) Mit der Bundesmin isteriengesetz-Novel le 2014 wurden die Aufgabenbereiche 

für Kunst und Kultur vom BMB (vormals BMUKK) per 1.  März 2014 in einer eigenen 

Untergliederung (UG 32, Kunst und Kultur) zusammengefasst und dem BKA zusätz­

l i ch zum bestehenden Wirkungsbereich (UG 10, Allgemeine Regierungspolitik) 

übertragen. Die Zeitreihen des BKA weisen daher vom Jahr 2013 auf 2014 eine 

entsprechende Steigerung des Personalstands und -aufwands auf. 

(2 ) Die nachfolgende Tabel le zeigt die Entwickl ung des Persona lstands und -auf­

wands für das BKA im Beobachtungszeitraum 2009 bis 2015: 

Tabelle 6:  Entwicklung von Personalstand und -aufwand im BKA 

I 2009 I 2010 I 2011 I 2012 I 2013 I 20141 I 20151 I Änderung 
2009 bis 2015 

Anzahl 

1 .112 1.091 1.055 1.045 1.031 1.5273 1.513 401 + 36, 1 % 

in VBÄ 

1.052 1.019 1.006 989 985 1.451 1.449 397 + 37,7 % 

1.014,18 994,34 971,87 961,78 955,81 1.411,25 1 .423,70 410 + 40,4 % 

in Mio. E U R  

Personalausgaben Personalaufwand 

57,70 57,93 57,24 61,15 67,52 103,64 100,30 42,60 + 73,8 % 

Rundungsdifferenzen möglich 

1 ab 2014 inkl. Kunst und Kultur (UG 32) 

2 2009 bis 2012 "Personalausgaben", ab  2013 "Personalaufwand" 

3 Daten Personalplan + 7 aus Verschiebung BMF an BKA 

Quellen: BKA; Personalpläne 2009 bis 2015; Ministerratsbeschlüsse 

(3 ) Sowohl d ie Vorgaben der Konsolidierung gemäß dem Bundesfinanzgesetz (Per­

sona lplan)  a ls  auch jene aus den Min isterratsbeschlüssen sahen für das BKA eine 

stetige Reduktion der Planste l len bzw. der Zielwerte für die Vol i beschäftigtenäqui­

va lente im Zeitraum 2009 bis 2015 vor: 

- Die Anzah l der Planste l len reduzierte sich von 2009 bis 2013 von 1 .112 auf 

1.031; dies entsprach einer Reduktion um 81 VBÄ bzw. 7,3 %. Die Übernahme 

des Wi rkungsbereichs "Kunst und Kultu r" bed ingte einen Anstieg auf 1.527 

Planstel len im Jahr 2014; danach reduzierte sich die Anzah l  2015 wieder um 14 

auf 1.513 Planste l len .  
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17.1 

17.2 

- Der Zielwert für die Vol lbeschäftigtenäquiva lente reduzierte sich von 2009 auf 

2013 von 1.052 VBÄ auf 985 VBÄ; das entsprach einer Reduktion um 67 VBÄ 

bzw. 6,4 %. Die Übernahme des Wirkungsbereichs "Kunst und Kultur" bedi ngte 

einen Anstieg auf 1.451 VBÄ im Jahr 2014, danach reduzierte sich der Zielwert 

für die Vol lbeschäftigtenäquiva lente bis Ende 2015 um 2 auf 1 .449 VBÄ. 

- Aufgrund der Vorgaben reduzierte das BKA den tatsächl ichen Persona lstand 

( I st-Stand an Vol l beschäftigtenäqu iva lenten)  von 2009 bis 2013 von 

1 .014,18 VBÄ auf 955,81 VBÄ; das entsprach einer Reduktion um 58,37 VBÄ 

bzw. 5,8 %. Die Übernahme des Wirkungsbereichs IIKunst und Kultur" (UG 32) 

bedingte einen Anstieg auf 1.411,25 VBÄ im Jahr  2014, danach erhöhte sich 

d iese Anzah l  bis Ende 2015 auf 1 .423,70 VBÄ. 

Im Beobachtungszeitraum 2009 bis 2015 erfü l lte das BKA die Vorgaben des Perso­

nal plans und der Zielwerte für die Vol lbeschäftigtenäquivalente. 

Der Personalaufwand des um den Wirkungsbereich "Kunst und Kultur" erweiterten 

Ressorts BKA stieg von 2009 bis 2015 von 57JO Mio. EUR auf 100,30 Mio. EUR; 

d ies entsprach einer Steigerung u m  42,60 Mio. EUR  bzw. 73,8 %. 

Durch d ie Personale insparungen konnte der Personalaufwand des BKA in den Jah­

ren 2009 bis 2011 bei rd . 57,S Mio. EUR konstant geha lten werden. Der Anstieg des 

Personalaufwands im Jahr  2012 resultierte im Wesentl ichen aus den Änderungen 

durch die Haushaltsrechtsreform (siehe TZ 15L jener im Jahr 2013 aus der E infüh­

rung des Dienstgeberpensionsbeitrags von 1255 % für Bundesbeamtinnen und 

Bundesbeamte (siehe TZ 15) . Die Ü bernahme des Wirkungsbereichs "Kunst und 

Kultur" führte im BKA zu einer Erhöhung des Personalaufwands auf 103,64 Mio. EUR 

im Jahr  2014; dieser konnte im Jahr  2015 auf 100,30 Mio. EUR reduziert werden. 

Der wesentl iche Anstieg des Personalaufwands des BKA resultierte aus der Über­

nahme des Wirkungsbereichs II Kunst und Kultur", aus den Umste l lungen durch d ie 

Hausha ltsrechtsreform und d ie Neueinführung des Dienstgeberpensionsbeitrags . 
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18.1 

I 
Planstellen 

VBÄ-Ziel 

VBÄ-Ist 

Personal-
aufwand1 

(1) Die nachfolgende Tabel le zeigt die Entwicklung des Persona lstands und -auf­

wands für das BMF im Beobachtungszeitraum 2009 bis 2015: 

Tabelle 7:  Entwicklung von Personalstand und -aufwand im BMF 

2009 I 2010 I 2011 I 2012 I 2013 I 2014 I 2015 

Anzahl 

12.300 12. 180 12.051 11.920 11.655 11.3462 11.440 

in VBÄ 

11.034 10.906 10.775 10.710 10.500 10.628 10.674 

10.958,00 10.876,16 10.672,48 10.611,54 10.373,79 10.524,60 10.533,75 

in Mio. EUR 

Personalausgaben Personalaufwand 

562,00 566,44 572,74 624,56 683,24 673,70 689,91 

I Änderung 
2009 bis 2015 

- 860 - 7,0 % 

- 360 - 3,3 % 

- 424,25 - 3,9 % 

127,91 22,8 % 

Rundungsdifferenzen möglich 

1 2009 bis 2012 "Personalausgaben", ab 2013 "Personalaufwand" 

2 Daten Personalplan - 7 aus Verschiebung BMF an BKA 

Quellen: BKA; Personalpläne 2009 bis 201S; Ministerratsbeschlüsse 

(2 ) Sowohl  die Vorgaben der Konsol idierung gemäß dem Bundesfinanzgesetz ( Per­

sonalp lan) als auch jene aus den Ministerratsbeschlüssen sahen für das BMF grund­

sätzl ich eine stetige Reduktion der Planstel len bzw. der Zielwerte für die Vol l  be­

schäftigtenäquivalente im Zeitraum 2009 bis 2015 vor. Im Zeitraum 2012 bis 2014 

nahm die Bundesregierung jedoch den Bereich Finanzpol izei  des BMF von den a l l ­

gemeinen Persona leinspa rungsvorgaben des Bundes aus.  2015 bis 2018 sind zur 

Stärkung der operativen F inanzverwaltung ( insbesondere im Bereich der Betrugs­

bekämpfung) insgesamt zusätzlich 1 .050 VBÄ vorgesehen.  

I n  den Jahren 2010 bis 2014 war be i  den Vol lbeschäftigtenäquiva lenten die Ü ber­

nahme von Bediensteten der Post und Telekom bzw. des BMLVS in das BMF auf­

grund einzelner Mobi l itätsprogramme zu berücksichtigen .  Für i n  das F inanzressort 

wechselnde Bedienstete des BMLVS werden außerdem zwischen 2014 und 2018 

zusätzl ich 70 zweckgewidmete Planstel len vorgesehen. In Summe ist daher ab 2015 

bis 2018 mit einer Erhöhung des Stands an Planste l len und an Vol ibeschäftigten­

äqu iva lenten zu rechnen:  

- Die Anzah l  der Planstel len reduzierte sich von 2009 bis 2015 von 12.300 auf 

11.440; dies entsprach einer Reduktion um 860 Planstel len bzw. 7,0 %. 
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19.1 

19.2 

19.3 

19.4 

- Der Zielwert für d ie Vol lbeschäftigtenäquiva lente reduzierte sich von 2009 bis 

2015 von 11 .034 VBÄ auf 10.674 VBÄ; dies entsprach einer Reduktion um 

360 VBÄ bzw. 3,3 %. 

- Aufgrund dieser Vorgaben reduzierte das BMF den tatsächl ichen Persona lstand 

( I st-Stand an Vol l beschäftigtenäqu iva lenten )  von 2009 bis 2015 von 

rd. 10.958 VBÄ auf rd . 10.534 VBÄ; d ies entsprach einer Reduktion um 

rd . 424 VBÄ bzw. 3,9 %. 

Im Beobachtungszeitraum 2009 bis 2015 erfü l lte das BMF die Vorgaben des Perso­

nalp lans und der Zielwerte für die Vol lbeschäftigtenäqu iva lente. 

Der Personalaufwand stieg trotz des Personalabbaus von 2009 bis 2015 von 

562,00 Mio.  EUR  auf 689,91 Mio.  EUR. Dies entsprach einer Steigerung um 

127,91 Mio. EUR bzw. 22,8 %. Der Personalaufwand stieg mit den jährl ichen Ge­

ha ltsanpassungen und dem Struktureffekt. Im Wesentl ichen resu ltierte der zusätz­

l iche Anstieg des Personalaufwands im Jahr 2012 aus den Änderungen durch die 

Haushaltsrechtsreform (vgl .  TZ 15),  jener im Jahr 2013 aus der Neueinführung des 

Dienstgeberpensionsbeitrags von 12,55 % für Bundesbeamtinnen und Bundesbe­

amte (vg l .  TZ 15) .  

Der RH hielt fest, dass trotz der Verringerung der Plan- und Ist-Personalstände von 

2009 bis 2015 der Personalaufwand um 22,8 % anstieg. In den Folgejahren bis 2018 

wird die vorgesehene Erhöhung der Anzah l  an P lanstel len und an höchstzu lässigen 

Vol lbeschäftigtenäquiva lenten zu einem zusätz l ichen Anstieg des Personalauf­

wands führen . 

Das BMF verwies in seiner Ste l lungnahme auf seine Ausfüh rungen zur Berech­

nungsmethodik des RH in TZ 15 . Bei einem Vergleich der Aktivitätsausgaben 2009 

mit den Persona lauszah lungen 2015 (ohne jene Nebengebühren, die früher a ls  

Sachausgaben verbucht wurden, und ohne Dienstgeberpensionsbeiträge für Bun­

desbeamte) betrage die Differenz nur  11,7 %. 

Der RH wies abermals (siehe TZ 15) darauf h in, dass im Rahmen der Personalkapa­

zitätscontrol l ingverordnung ab 2013 der Personalaufwand, wie vom RH dargestel lt, 

gemäß dem Ergebnishaushalt anzugeben war. 
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20.1 

I 
Planstel len 

VBÄ-Ziel 

VBÄ-Ist 

Personalaufwand1 

(1) Die nachfolgende Tabel le zeigt die Entwicklung des Personalstands und -auf­

wands für das BMGF im Beobachtungsze itraum 2009 bis 2015: 

Tabelle 8:  Entwicklung von Personalstand und -aufwand im BMGF 

2009 I 2010 I 2011 I 2012 I 2013 I 2014 I 2015 

Anzahl  

402 398 393 391 387 379 376 

in  VBÄ 

380 378 376 372 364 362 360 

372,13 363,05 360,18 355,63 346,18 344,13 348,18 

in Mio. EUR 

Personalausgaben Personalaufwand 

24,00 23,35 23,91 25,72 27,99 26,58 27,04 

I Änderung 
2009 bis 2015 

- 26 - 6,5 % 

- 20 - 5,3 % 

- 24 - 6,4 % 

+ 3,04 + 12,7 % 

Rundungsdifferenzen möglich 

1 2009 bis 2012 "Personalausgaben", ab 2013 "Personalaufwand" 

Quellen: BKA; Personalpläne 2009 bis 2015; Ministerratsbeschlüsse 

(2)  Sowohl  d ie Vorgaben der Konsolidierung gemäß dem Bundesfinanzgesetz ( Per­

sona lp lan)  wie auch jene aus  den Min isterratsbeschlüssen sahen für das BMGF 

eine stetige Reduktion der Planstel len bzw. der Zielwerte für d ie Vol ibeschäftigten­

äqu iva lente im Beobachtungszeitraum 2009 bis 2015 vor: 

- Die Anzah l  der P lanste l len reduzierte sich von 2009 bis 2015 von 402 auf 376; 

d ies entsprach einer Reduktion um 26 Planstel len bzw. 6,5 %. 

- Der Zielwert für die Vol lbeschäftigtenäquivalente reduzierte sich von 2009 bis 

2015 von 380 VBÄ auf 360 VBÄ; d ies entsprach einer Reduktion von 20 VBÄ 

bzw. 5,3 %. 

- Aufgrund d ieser Vorgaben reduzierte das BMGF den tatsäch l ichen Personal­

stand ( Ist-Stand an  Vol l beschäftigtenäquiva lenten) von 2009 bis 2015 von 

rd. 372 VBÄ auf rd. 348 VBÄ; d ies entsprach einer Reduktion um rd . 24 VBÄ bzw. 

6,4 %. 
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21.1 

21.2 

Im Beobachtungszeitraum 2009 bis 2015 erfül lte das BMGF d ie Vorgaben des Per­

sonalp lans und der Zielwerte für die Vol lbeschäftigtenäqu ivalente. 

Der Personalaufwand stieg trotz des Personalabbaus von 2009 bis 2015 von 

24,00 Mio.  EUR  auf 27,04 Mio. EUR; d ies entsprach einer Ste igeru ng um 

3,04 Mio. EUR  bzw. 12J %. Der Personalaufwand stieg mit den jährl i chen Ge­

ha ltsanpassungen und dem Struktu reffekt. Im Wesentl ichen resu ltierte der zusätz­

l iche Anstieg des Personalaufwands im Jahr 2012 aus den Änderungen durch die 

Hausha ltsrechtsreform (vgl .  TZ 1S) und jener im Jahr  2013 aus der Neueinführung 

des Dienstgeberpensionsbeitrags von 12,55 % fü r Bundesbeamtinnen und Bundes­

beamte (vgl .  TZ 1S) .  

Der RH hielt fest, dass trotz der Verri ngerung der Plan- und Ist-Personalstände der 

Personalaufwand von 2009 bis  2015 um 12J % anstieg. 

Personalstand und Personalaufwand im BMVIT 

22.1 

I 
Planstellen 

VBÄ-Ziel 

VBÄ-Ist 

Personalaufwand' 

(1 )  Die nachfolgende Tabel le zeigt die Entwicklung des Persona lstands und -auf­

wands für das BMVIT im Zeitraum 2009 bis 2015: 

Tabelle 9: Entwicklung von Personalstand und -aufwand im BMVIT 

2009 I 2010 I 2011 I 2012 I 2013 I 2014 I 2015 

Anzahl 

968 955 942 913 896 888 877 

in VBÄ 

910 897 885 852 832 851 849 

885,78 868,65 864,58 829,60 796,70 835,45 838,88 

in Mio. EUR 

Personalausgaben Personalaufwand 

52,80 52,84 53,68 57,46 61,49 60,76 62,62 

I Änderung 
2009 bis 2015 

- 91 - 9,4 % 

- 61 - 6,7 % 

- 47 - 5,3 % 

9,82 18,6 % 

Rundungsdifferenzen möglich 

, 2009 bis 2012 "Personalausgaben", ab 2013 "Personalaufwand" 

Quellen: BKA; Personalpläne 2009 bis 201S; Ministerratsbeschlüsse 

(2) Sowohl  die Vorgaben der Konsol id ierung gemäß Bundesfinanzgesetz ( Personal­

p lan) a ls auch jene aus den Min isterratsbeschlüssen sahen für das BMVIT eine ste­

tige Reduktion der Planstel len bzw. der Zielwerte für d ie Vol ibeschäftigtenäquiva­

lente im Beobachtungszeitraum 2009 bis 2015 vor: 
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23.1 

23.2 

- Die Anzah l  der P lanstel len reduzierte sich von 2009 bis 2015 von 968 auf 877; 

dies entsprach einer Redu ktion um 91 Planstel len bzw. 9,4 %. Die Planstel len 

des BMVIT untergl iederten sich in  die drei  Gruppen Al lgemeiner Verwaltungs­

dienst, ADV-Bedienstete sowie Post- und Fernmeldehoheitsverwaltung. 

- Der Zielwert fü r die Vol lbeschäftigtenäquiva lente reduzierte sich von 2009 bis 

2015 von 910 VBÄ auf 849 VBÄ; dies entsprach einer Reduktion um 61 VBÄ bzw. 

6,7 %. 

- Aufgrund d ieser Vorgaben reduzierte das BMVIT den tatsächl ichen Personal­

stand ( Ist-Stand an  Vol l beschäftigtenäquivalenten) von 2009 bis 2015 von 

rd . 886 VBÄ auf rd . 839 VBÄ; dies entsprach einer Reduktion um rd . 47 VBÄ bzw. 

5,3 %. 

Im  Beobachtungszeitraum 2009 bis 2015 erfü l lte das BMVIT die Vorgaben des Per­

sonalp lans und der Zielwerte für die Vol lbeschäftigtenäquiva lente. 

Der Personalaufwand stieg trotz des Personalabbaus von 2009 bis 2015 von 

52,80 M io. E U R  auf 62,62 Mio. EUR; d ies entsprach e iner Ste igerung von 

9,82 M io .  EUR  bzw. rd . 18,6 %. Der Personalaufwand stieg mit den jährl ichen Ge­

haltsanpassungen und dem Struktu reffekt. Im Wesentl ichen resu ltierte der zusätz­

l iche Anstieg des Personalaufwands im Jahr 2012 aus den Änderungen durch die 

Hausha ltsrechtsreform (vgl. TZ 15), jener im Jahr 2013 aus der Neueinführung des 

Dienstgeberpensionsbeitrags von 12,55 % fü r Bundesbeamtinnen und Bundesbe­

amte (vgl . TZ 15) . 

Der RH hielt fest, dass trotz s inkender P lan- und Ist-Personalstände der Personal­

aufwand von 2009 bis 2015 um etwa 18,6 % anstieg. 
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24.1 

Planstellen 

Allg. Verwaltung 

Richterschaft3 

Staatsanwalt­
schaft' 

Exekutivdienst 
(Justizwache) 

Sonstige' 

Summe 

VBÄ-Ziel 

VBÄ-Ist 

Personal­
aufwand2 

(1 )  Die nachfolgende Tabel le zeigt d ie Entwicklung des Personalstands und -auf­

wands fü r das BMJ im Zeitraum 2009 bis 2015: 

Tabelle 10: Entwicklung von Personalstand und -aufwand im BMJ 

Anzahl  

5.635 5.643 5.627 5.618 5.522 5.467 

1.797 1.866 1.927 1.922 1.959 2.012 

343 370 379 386 490 493 

3. 134 3 .132 3. 128 3 .117 3. 113 3.212 

102 106 106 108 108 109 

11.011 11.117 11.167 11.151 11.192 11.293 

in  VBÄ 

10.970 11.044 11.094 11.056 11.119 11.292 

5.449 

2.012 

481 

3.212 

109 

11.263 

11.262 

10.954,70 10.896,00 10.986,66 10.947,04 10.933,05 11. 106,53 11. 169,59 

in Mio. EUR 

Personalausgaben Personalaufwand 

553,40 617,93 728,29 

in % 

- 186 - 3,3 

+ 2 15 + 12,0 

+ 138 + 40,2 

+ 78 + 2,5 

+ 7 + 6,9 

+ 252 + 2,3 

in % 

+ 292 + 2,7 

+ 215 + 2,0 

in % 

+ 148,42 + 26,8 

Rundungsdifferenzen möglich 

, Krankenpflegedienst, Lehrpersonen 

2 2009 bis 2012 "Personalausgaben", ab 2013 "Personalaufwand" 

3 inklusive Richteramtsanwärterinnen und -anwärter 

, ab 2013: inklusive Staatsanwältinnen und Staatsanwälte in der Zentralstelle 

Quellen: SMJ; Personalpläne 2009 bis 2015; Ministerratsbeschlüsse 

Im Zeitraum 2009 bis 2015 nahm die Bundesregierung den Justizbereich des BMJ 

tei lweise von den a l lgemeinen Personaleinspa rungsvorgaben des Bundes aus.  Für 

bestimmte Schwerpunkte besch loss die Bundesregierung zusätzl iche Personalauf­

nahmen. Die Schwerpunkte betrafen in der Rechtsprechung vor a l lem die Verfah­

rensbesch leunigung, die Bekämpfung von Korruption und Wirtschaftskrimina l ität, 

die Fami l iengerichtsbarkeit sowie d ie Justizwache in den Justizansta lten .  

(2) Im Wege von Min isterratsbesch lüssen wurden zusätzliche Planstel len für das BMJ 

vereinbart und gesetzlich im Personalplan bzw. Bundesfinanzrahmengesetz verankert: 

- I n  Summe stieg im BMJ die Gesamtanzahl  der Planstel len von 2009 bis 2015 von 

11.011 auf 11.263; d ies entsprach einer Steigerung um 252 Planstellen bzw. 2,3 %. 
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24.2 

24.3 

- Im Bereich des Allgemeinen Verwa ltungsd iensts wurde die Anzah l  der Planstel­

len in d iesem Zeitraum um 186 vermindert. H ingegen ergaben sich zusätzl iche 

215 Planstellen für Richterinnen und Richter ( ink lusive Richteramtsanwärterin­

nen und -anwärter), 138 Planste l len fü r Staatsanwältinnen und Staataanwälte 

und 78 Planstel len für die Justizwache. 

- Der Zielwert für d ie Vol lbeschäftigtenäquivalente erhöhte sich von 2009 bis 

2015 von 10.970 VBÄ auf 11 .262 VBÄ; dies entsprach einer Erhöhung um 

292 VBÄ bzw. 2,7 %. 

- Aufgrund der zusätzl ich genehmigten Planste l len erhöhte das BMJ den tatsäch­

l ichen Persona lstand ( I st-Stand an Vol lbeschäftigtenäqu iva lenten) von 2009 bis 

2015 von rd . 10.955 VBÄ auf rd. 11. 170 VBÄ; d ies entsprach einer Steigerung 

um rd . 215 VBÄ bzw. 2,0 %. 

(3) Für 2016 sah das Bundesfinanzrahmengesetz ursprünglich eine Reduktion der 

Planstel len um 48 für das BMJ vor. Nach Ansicht des BMJ wären jedoch zusätzl iche 

P lanstel len insbesondere in  den bisher von den a l lgemeinen Einsparungen betrof­

fenen Bereichen (n ichtakademische Entscheidungsorgane, Kanzleien) notwendig, 

um die verfassungsrechtl ich übertragenen, laufend komplexer werdenden, beson­

ders sensiblen Aufgaben im Bereich der Rechtsprechung und Sicherheit optimal 

erfül len zu können. Zudem betonte das BMJ, dass der Anfa l l  der Aufgaben nicht 

vorhersehbar oder steuerbar wäre. 

(4) Mit BGB! .  I Nr. 34/2016 vom Juni  2016 wurde im Bundesfinanzrahmengesetz die 

Höchstzah l  an Planstel len im BMJ für 2016 auf 11.375 angehoben, der zugehörige 

Min isterratsbesch luss (100/5) vom Mai 2016 erhöhte auch den Zielwert für die Voll­

beschäftigungsäquiva lente des BMJ für 2016 auf 11 .346 VBÄ. Diese Höchstwerte 

werden gemäß Bundesfinanzrahmengesetz 2017 bis 2020 erst beginnend mit 2017 

(11.353 Planstel len) bis 2020 (11 .108 Planstel len) wieder gesenkt werden. 

Der RH hob hervor, dass das BMJ seit 2010 den Persona lstand gesamthaft erhöhen 

konnte. Das BMJ hatte gemäß Bundesfinanzrahmengesetz 2017 bis 2020 einen An­

teil der Persona leinsparungen des Bundes mitzutragen und hatte d ies auch bereits 

mit den einvernehml ichen Min isterratsbeschlüssen der Bundesregierung bestätigt. 

Daher empfah l  der RH dem BMJ, die ab 2017 vorgesehenen Einsparungen auch zu 

erbringen. 

Das BMJ hielt in seiner Ste l lungnahme fest, dass die Planstel lenzuwächse im Be­

reich der Rechtsprechung auf objektivierba re Gründe zurückzuführen seien. Es 

nannte neben der Verfahrensbesch leunigung in Großverfahren weiters die Stä r­

kung der Korruptionsbekämpfung, Änderungen im Fami l ienrecht, die Übernahme 
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25 

weiterer Zuständigkeiten sowie die Wiedereinführung des 2. Berufsrichters in den 

Schöffensenaten. Dank Maßnahmen im Infrastrukturbereich (Ausbau der IT-Unter­

stützung, E inrichtung von Justiz-Servicecentern, Strukturoptimierungen) habe es 

im Al lgemeinen Verwaltungsd ienst dennoch Personaleinspa rungen vornehmen 

können. Weitere Personaleinsparungen hätten aufgrund neuer Herausforderungen 

(Großverfahren, Schlepperkriminal ität, sensible Prozessthemen, Suchtgiftproble­

matik) jedoch spürbare Qual itätseinbußen zur Folge. 

Weiters verwies das BMJ in seiner Ste l lungnahme darauf, dass bei verantwortungs­

vol ler Personalp lanung weitere, vom Bundesfinanzrahmen vorgezeigte E insparun­

gen ohne die Gefahr spürbarer Qua l itätsverluste n icht zu erbringen se ien.  Insbe­

sondere sei bereits jetzt jeder ruhestandsbedingte Persona labgang durch 

Neuaufnahmen zu ersetzen, weil in den nächsten fünf Jahren 20 % der Bedienste­

ten in Pension gehen würden . Aufgrund der ressortinternen Grundausbi ldungszei­

ten von zwei bis sechs Jahren sei schon jetzt eine uneingeschränkte Nachbesetzung 

unerlässl ich.  Weiters habe die gestiegene Frauenquote einen Anstieg an mutter­

schaftsbedingten Abwesenheiten zur Folge, fü r d ie entsprechend ausgebi ldete Er­

satz kräfte vonnöten seien. 

H insichtl ich der demografischen Entwicklung der Bediensteten verwies der RH auf 

seine Empfehlungen an das BKA, die a lterslastige demografische Vertei lung des 

Bundespersona ls bei künftigen Konsol id ierungsvorgaben betreffend den Personal­

stand zu berücksichtigen (TZ 32) sowie langfristig eine deta i l l ierte Aufgaben- und 

Prozesskritik bzw. eine Persona lbedarfsana lyse in  den Ressorts zu in iti ieren und zu 

begleiten (TZ 31) .  

Der Personalaufwand des BMJ erhöhte s ich von 2009 bis  2015 von 553,40 Mio. EUR 

auf  701,82 Mio. EUR; d ies entsprach ei ner Erhöhung um 148,42 M io. EUR  

bzw. 26,8 %. Der Aufwand stieg m i t  den  jährl ichen Geha ltsanpassungen, dem 

Struktureffekt und der Erhöhung des Ist-Stands an Persona l .  Im Wesentl ichen re­

sultierte der zusätzliche Anstieg des Personalaufwands im Jahr 2012 aus den Ände­

rungen durch die Hausha ltsrechtsreform (vgl .  TZ 15), jener im Jahr 2013 aus der 

Neueinführung des Dienstgeberpensionsbeitrags von 12,55 % für Bundesbeamtin­

nen und Bundesbeamte (vgl. TZ 15) .  

BMJ : Justizbetreuungsagentur 

26.1 2009 wurde die Justizbetreuungsagentu r  mit dem Justizbetreuungsagentur-Ge­

setz, BGBI .  I N r. 101/2008, als Ansta lt öffentl ichen Rechts im Zuständ igkeitsbereich 

des BMJ gegründet. Die Justizbetreuungsagentur hatte Personal  fü r den Strafvoll­

zug, Kinderbeistände, IT- und Wirtschaftsexpertinnen und -experten für die Wirt­

schafts- und Korruptionsstaatsanwaltschaft, Amtsdolmetscherinnen und -dolmet­

scher sowie Fami l iengerichtshelferinnen und -he lfer für das BMJ bereitzustel len .  
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Tabelle 11: Entwicklung des Personalstands und -aufwands in der Justizbetreuungsagentur 

I 2010 I 2011 I 2012 I 2013 I 2014 I Änderung 2010 bis 2014 

i n VBÄ 

VBÄ-Ist 116 1 143 1 186 1 264 1 377 1 + 261 + 225 % 

in Mio. EUR 

Aufwand 6,01 1 7,61 1 10,23 1 15,1° 1 21,71 1 + 15,7 + 261 % 

Quellen: BMF; RH 

Das Personal  der Justizbetreuungsagentur  stand in keinem Dienstverhältnis zum 

Bund, sondern wurde von der J ustizbetreuungsagentur angeste l lt und den (nach­

geordneten )  Dienststel len des BMJ zur Dienstleistung überlassen.  Folgl ich war das 

Persona l der Justizbetreuungsagentur vom Bundesfinanzrahmengesetz, Personal­

plan bzw. den (den Persona lstand betreffenden) Min isterratsbesch lüssen n icht um­

fasst. Die Gesamtpersona lzah l  der Justizbetreuungsagentur war daher n icht durch 

den Personalplan steuerbar, sondern war ledigl ich in den zentra len Übersichten des 

Bundes im Betei l igungscontro l l ing ersichtl ich. 

Der starke Anstieg bei den Beschäftigtenzah len und korrespondierend beim Perso­

nalaufwand war auf den Vol lausbau der Fami l iengerichtshi lfe und die Verrechnung 

zusätzl ichen Personals im Strafvollzug zurückzuführen .  Haushaltsrechtl ich verrech­

nete das BMJ den Aufwand der Justizbetreuungsagentur und somit auch deren 

Personalaufwand im Wege des Sachaufwands. 

In  seinem Bericht IIJustizbetreuungsagentur" (Reihe Bund 2014/7) hatte der RH fest­

gestel lt, dass das über die Justizbetreuungsagentur eingesetzte Betreuungspersonal 

in Justizanstalten idente Aufgaben hatte und Leistungen erbrachte wie die Beschäftig­

ten des BMJ (Beamtinnen und Beamte sowie Vertragsbedienstete). Auch Kinderbei­

stände, Expertinnen und Experten, Amtsdolmetscherinnen und -dolmetscher und 

die Famil iengerichtshi lfe waren ausschl ießlich für die Justiz tätig. Die dafür anfallen­

den Aufwendungen waren grundsätzl ich als Personalaufwand zu charakterisieren, 

der jedoch als Sachaufwand im Rechnungsabschluss des Bundes ausgewiesen war. 

Der RH hatte kritisiert, dass dadurch der Persona lplan des Bundes seine Steuerungs­

funktion hinsichtl ich der Justizbetreuungsagentur verlor. Er hatte weiters bemängelt, 

dass der Ausweis der überlassenen Arbeitskräfte im Sachaufwand zu geringerer 

Transparenz hinsichtlich des Personalaufwands führte. 

Der RH wies darauf h in, dass die Personalgestion von Rechtsträgern, die in hohem 

Ausmaß Leistungen für ein Ressort erbrachten, im Personalp lan des Bundes weder 

abgebildet noch von dessen Steuerungsfunktion umfasst war. Er kritisierte, dass 

dadurch der Personalplan des Bundes seine Steuerungsfunktion verlor. 
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Hinsichtlich der durch die Justizbetreuungsagentur überlassenen Arbeitskräfte ver­

wies der RH auf seinen Bericht aus dem Jahr 2014 und auf seine Empfehl ung in  

TZ 46. 

BMJ : Richter und Staatsanwälte in der Zentra lstel le 

27.1 (1) Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte wurden -

nach Absolvierung einer richterl ichen, umfassenden vier- bzw. fünfjährigen Ausbil­

dung und Praxis - auf Planstel len bei einem bestimmten Gericht bzw. einer bestimm­

ten Staatsanwaltschaft ernannt. M it ihrer Zustimmung konnten sie darüber hinaus 

einer anderen Dienststelle, aber auch der Zentralstelle des BMJ zur Besorgung von 

Verwaltungsaufgaben dienstzugetei lt werden. Diese Möglichkeit nutzte das BMJ, um 

akademische Referentenarbeitsplätze in der Zentra lstelle mit Richterinnen und Rich­

tern bzw. Staatsanwältinnen und Staatsanwälten zu besetzen. Ihre Verwendung in der 

Zentra lstel le des BMJ stellte sich zum 31. Dezember 2014 wie folgt dar: 

Tabelle 12: Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte in der Zentral­

steIle des BMJ 

I Richterinnen/Richter I Staatsanwältinnen/Staatsanwälte 

VBÄ 

Ressort gesamt 1 .776,70 455,00 

davon in der Zentralstelle 39,00 72,25 

Anteil in der Zentralstelle 2,2 % 15,9 % 

Stichtag 31.  Dezember 2014 

Quellen: BMJ; Personalplan 2016 

I nsgesamt waren rd . 2,2 % a l ler  R ichterinnen und Richter bzw. rd. 15,9 % a l ler 

Staatsanwältinnen und Staatsanwälte in  der Zentra lstel le des BMJ zur Erbringung 

von Verwa ltungsaufgaben eingesetzt. 

(2) § 205 Richter- und Staatsanwaltschaftsdienstgesetz (RStDG) ermächtigte das 

BMJ, in der Zentralstel le Arbeitsp lätze des Allgemeinen Verwa ltungsd iensts mit 

Staatsanwältinnen und Staatsanwälten zu besetzen und d iese Bediensteten weiter­

hin nach deren Geha ltsschema zu beso lden. Diese Möglichkeit betraf Referenten­

arbeitsplätze der Wertigkeiten A1/2 und A1/3, stellvertretende Abtei lungsleiterar­

beitsplätze A1/4 und Abtei lungsleitera rbeitsplätze A1/5 und A1/G. Zum 

1. Dezember 2015 waren von den 30 Abtei lungsleitungen der Zentralstelle des BMJ 

drei ( in der Sektion 1 1  - Genera ld irektion für den Strafvollzug und den Vol lzug frei­

he itsentziehender Maßnahmen) n icht mit Staatsanwä ltinnen oder Staatsanwälten 

besetzt. 
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27.2 

Da derart ernannte Abtei l ungsleiterinnen bzw. -leiter als leitende Staatsanwältin­

nen bzw. -anwälte eingestuft waren, war deren Monatsbezug - unabhängig vom 

konkreten Diensta lter - in Höhe von mindestens 8.076,90 EUR  deutl ich höher a ls 

bei einer Besoldung nach dem Schema des Allgemeinen Verwaltungsdiensts. Der 

RH berechnete hiezu, dass der in  Tabel le 12 dargestel lte Einsatz von Richterinnen 

und Richtern sowie Staatsanwältinnen und -anwälten zur Besorgung von Verwal­

tungsaufgaben in der Zentralstel le des BMJ - verglichen mit dem Einsatz von Ver­

wa ltungspersonal (Besoldungsgruppe Al lgemeiner Verwaltungsdienst) - a l le ine im 

Jahr  2014 zu e inem Mehraufwand von rd . 1,99 Mio. EUR führte. 

An lässl ich der Wiedereingl iederung der Vol lzugsd i rektion in  die Zentra lste l le des 

BMJ als Sektion 1 1  (Genera ld i rektion für den Strafvol lzug und den Vol lzug freiheits­

entziehender Maßnahmen) wurde § 205 RStDG dahingegend reformiert :  In der 

Sektion 1 1  konnten ab  1 .  Jul i  2015 keine Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte 

mehr neu ernannt werden. 

Der RH kritisierte, dass das BMJ 2014 in Summe 111,25 VBÄ an Richterinnen und 

Richtern bzw. Staatsanwältinnen und -anwälten, d ie eine vier- oder fünfjährige 

hochqual ifiz ierte Ausbi ldung durch l iefen, welche sie zur selbstständ igen Ausübung 

des Amts einer Richterin oder eines Richters bzw. einer Staatsanwältin bzw. eines 

Staatsanwalts befähigte, nicht entsprechend d ieser Ausbi ldung in der Rechtspre­

chung und Strafrechtspflege, sondern zur Erbringung von Verwaltungsaufgaben -

und damit für ausbi ldungsfremde Tc3tigkeiten - in der Zentralstel le  e insetzte. 

Der RH kritisierte, dass das BMJ durch d iese Besetzungspraxis einen - verglichen 

mit Personal des Al lgemeinen Verwaltungsdiensts - jährl ichen Mehraufwand von 

rd . 1,99 M io. EUR verursachte. 

Der RH empfah l  dem BMJ, zukünftig auf Dienstzutei lungen von Richterinnen und 

Richtern bzw. Staatsanwältinnen und Staatsanwälten in die Zentralstel le, i nsbeson­

dere zur Bedeckung regelmäßigen Personalbedarfs, möglichst zu verzichten . Ar­

beitsplätze des Al lgemeinen Verwaltungsd iensts sol lten zukünftig nur  mehr mit 

Bediensteten des (Al lgemeinen) Verwaltungsd iensts besetzt werden. 

Der RH empfah l  dem BKA, im Sinne der mit der Wiedereingliederung der Vollzugsdi­

rektion bereits initiierten Reform, eine Regierungsvorlage zur Änderung des 

§ 205 RStDG auszuarbeiten, welche Ernennungen von Staatsanwältinnen und Staats­

anwälten im Bereich der Zentra lstel le des BMJ lediglich dann ermöglicht, wenn auf 

Der RH verglich dazu das 14-Fache der Summe der Monatsbezüge (Stichtag 1. Jänner 2015) der in  der Zen­

tralstelle tätigen Richterinnen und Richtern sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälten mit dem 14-Fa­

chen der entsprechenden Monatsbezüge ( ink!. 10 Überstunden pro Monat), die bei einer Ernennung in die 

Verwendungsgruppe Al auf Basis des tatsächlichen Dienstalters und ihrer tatsächlichen Arbeitsplatzbewer­

tung gebührt hätte. Für dienstzugeteiltes Personal wurde eine Arbeitsplatzwertigkeit A1/3 angenommen. 
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27.3 

dem konkreten Arbeitsplatz Aufgaben erbracht werden, die für die Unabhängigkeit 

der Rechtsprechung wesentl ich sind (z .B. Personal bewirtschaftung, Budget). 

( 1 ) Das BKA führte in seiner Ste l l ungnahme aus, dass für eine Änderung des 

§ 205 RStDG noch kein sozia lpa rtnerschaftl icher bzw. pol itischer Konsens gefunden 

habe werden können. 

(2 )  Laut Ste l lungnahme des BMJ könne es den vom RH für 2014 errechneten Mehr­

aufwand von 1,99 Mio. EUR nicht nachvol lz iehen. Die Berechnungsmethode würde 

sich auf einen Stichtag beziehen und somit weder die Karrierelaufbahn, d ie unter­

schiedl ichen Gehaltskurven, noch die Altersstruktur berücksichtigen .  In Ansehung 

der im Verwaltungsbereich stark eingesch ränkten Möglichkeiten einer Pragmatisie­

rung sei einer Vergleichsberechnung das Entgelt der Vertragsbediensteten der Ent­

lohnungsgruppe v1 zugrunde zu l egen . H ier zeige sich, dass der Personalaufwand 

für jung ernannte, der Zentra lstel l e  d ienstzugeteilte Richterinnen und Richter so­

wie Staatsanwälti nnen und Staatsanwälte bzw. fü r die in der Zentralstel le ernann­

ten Staatsanwältinnen und Staatsanwälte, d ie auf A1/3 bewerteten Arbeitsplätzen 

eingesetzt würden, jedenfa l ls am Beginn ihrer Laufbahn nahezu jenem Personal­

aufwand für Vertragsbedienstete der Entlohnungsgruppe v1 entspreche. 

Im Zeitraum 2015 hätten sich von den 53 dienstzugetei lten Richterinnen und Rich­

tern und Staatsanwältinnen und Staatsanwälten insgesamt 49 in  den Geha ltsstufen 

1 bis 3 und nur  vier in einer höheren Gehaltsstufe befunden. Demnach hätte sich 

die Berechnung eines "Mehraufwands" auf die im Bereich der Zentra l leitung er­

nannten Leitenden Staatsanwältinnen und Staatsanwälte beschränken müssen und 

wären für d ie Berechnung eines "Mehraufwands" nur  d ie zum 1. Dezember 2015 in 

der Zentralstel le  ernannten 33 Leitenden Staatsanwältinnen und -anwälte sowie 

17 Oberstaatsanwältinnen und -anwälte einzubeziehen gewesen .  

D ie  Zugrundelegung einer Überstundenpauschale i n  de r  Höhe von monatl ich zehn 

Überstunden für eine Beamtin bzw. einen Beamten des Al lgemeinen Verwaltungs­

dienstes A1/4 erscheine dem BMJ in Ansehung des AI I-in-Bezugs einer Oberstaats­

anwätin bzw. eines Oberstaatsanwalts in der Zentra lste l le unpassend. Darüber h in­

aus werde den unterschiedl ichen Geha ltskurven, die sich zum Ende der Laufbahn, 

spätestens aber im  Al lgemeinen Verwaltungsd ienst mit dem Erreichen der höchs­

ten Funktionsstufe 4 wieder ausgl ichen, n icht Rechnung getragen. Bei Berücksich­

tigung all d ieser Faktoren würde sich nach den Berechnungen des BMJ zumindest 

eine Ha lbierung des im Bericht ausgewiesenen "Mehraufwands" von 1,99 Mio.  EUR 

ergeben. 

Laut BMJ sei es unverzichtbar, dass auf der Ebene der obersten Dienstbehörde Per­

sonen tätig seien, die die Befäh igung zum Richteramt aufwiesen und a ls Richterin­

nen und Richter oder Staatsanwältinnen und Staatsanwälte tätig seien .  Ernennun-
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gen von Staatsanwältinnen und Staatsanwälten im Bereich der Zentra lstel le sol lten 

- wie in § 205 RStDG vorgesehen - dann mögl ich sein, wenn auf konkreten Arbeits­

plätzen Aufgaben erbracht werden, d ie für die Unabhängigkeit der Rechtsprechung 

wesentl ich sind (bspw. Personalbewirtschaftung, Budget) bzw. im engen Zusam­

menhang mit der Rechtsprechung stehen ( Legislativsektionen, Fachaufsicht) . I n  

Ansehung der  umfassenden Richterausbi ldung stel le dieses Vorgehen einen we­

sentl ichen Bestandteil der Qual itätssicherung dar  und gewähre eine hohe Akzep­

tanz der obersten Dienstbehörde bei den Gerichten und Staatsanwaltschaften .  

Nach Ansicht des BMJ seien Dienstzutei lungen von Richterinnen und Richtern sowie 

und Staatsanwältinnen und Staatsanwälten zur Zentra lstelle ein bewährtes Instru­

ment der Personalrekrutierung und berücksichtigten den Umstand, dass sich die Jus­

tizverwaltung in weiten Tei len vom Allgemeinen Verwaltungsdienst erheblich unter­

scheide. Die Vorteile der Dienstzutei lungen lägen darin, dass sie einen kontinuierlichen 

Austausch zwischen Rechtspflege und Justizverwaltung ermöglichten, aktuelle Praxis­

erfahrung in den jeweils anderen Bereich einbrächten, durch Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter aus al len Bundesländern zu einer Harmonisierung regionaler Besonder­

heiten beitrugen und zugleich die Möglichkeit verschafften, die Qual ität der Auswahl­

verfahren in den vier Oberlandesgerichtssprengeln zumindest stichprobenartig zu 

evaluieren, und bereits ausgebildetes und praxiserfahrenes Personal in der Zentral­

steIle einsetzten und einen längeren Einarbeitungsaufwand bzw. die Grundausbil­

dung ersparten. Zusätzl ich könnten sie in gewissem Maß als Regulativ für die Perso­

nalbewirtschaftung zum Ausgleich von personellen Überhängen bzw. Defiziten an 

ernennbaren Richteramtsanwärterinnen und -anwärtern in den jeweiligen Oberlan­

desgerichtssprengeln eingesetzt werden. 

Zu der Berechnungsmethode des im Jahr 2014 aufgelaufenen Mehraufwands ent­

gegnete der RH dem BMJ, dass d ie herangezogenen Vergleichsbezüge jede einzelne 

besoldungsrechtl iche Ste l lung der in der Zentra l leitung beschäftigten Richterinnen 

und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte berücksichtigten .  Diese 

Berechnung basierte auf Personaldaten des BMJ. Damit trug der RH den unter­

schiedlichen Karriereverläufen sowie der Altersstruktur der Zentra l leitung umfas­

send Rechnung. Der RH entgegnete dem BMJ außerdem, dass es sich be i den 2014 

in der Zentra lste l le beschäftigten Richteri nnen und Richtern sowie Staatsanwältin­

nen und Staatsanwälten um bereits pragmatisiertes Persona l hande lte. Daher wäre 

aus Sicht des RH die vom BMJ angeregte Vergleichsberechnung mit Gehältern von 

Vertragsbediensteten nicht schlüssig. 

Auch war für den RH nicht nachvol lz iehbar, weshalb für die Vergleichsberechnung 

nur  die Leitenden Staatsanwältinnen und Staatsanwälte sowie Oberstaatsanwältin­

nen und -anwälte heranzuziehen gewesen wären. Da fü r al le i n  der Zentra lstel le 

beschäftigten Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsan­

wälte aufgrund des jewei l igen ( Besoldungs)Dienstalters d ie Berechnung eines ind i-

III-339 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)66 von 100

www.parlament.gv.at



Bericht des Rechnungshofes R 
-

Persona lbewirtschaftung des Bundes mit dem Schwerpunkt Personalp lan H 

viduel len Vergleichsbezugs mögl ich war, war die ausnahmslose Miteinbeziehung 

a l ler  betroffenen Richteri nnen und Richter sowie Staatsanwä lti nnen und Staatsan­

wälte schon aus Gründen der Vol l ständigkeit geboten .  

Entgegen dem Vorbringen des BMJ, dass die i n  d i e  Vergleichsberechnung eingeflos­

sene Überstundenpauschale von zehn Stunden unpassend sei, waren nach Ansicht 

des RH Überstunden - im beschränkten Ausmaß von zehn Stunden pro Monat (2,5 

Stunden pro Woche) - desha lb zu berücksichtigen, da davon auszugehen war, dass 

die dienstzugeteilten Staatsanwältinnen und Staatsanwälte, d ie (ebenso wie die 

Beamti nnen und Beamten des Al lgemeinen Verwaltungsdiensts Al/s oder Al/6) 

einen AII-in-Bezug bezogen, auch Überstunden erbrachten .  Weiters wies der RH 

die Argumentation des BMJ zurück, dass das Erreichen der Funktionsstufe 4 im 

Al lgemeinen Verwaltungsd ienst das über den gesamten Ka rriereverlauf deutl ich 

höhere Geha ltsniveau der Richteri nnen und Richter sowie Staatsanwälti nnen und 

Staatsanwälte ausgleicht: Diese Fun ktionsstufe 4 gebührt erst ab dem 7. Jahr in  der 

Geha ltsstufe 19, also erst nach 44 Dienstjahren. 

Zur vom BMJ argumentierten Unverzichtbarkeit des E insatzes von Richterinnen 

und Richtern sowie Staatsanwä ltinnen und Staatsanwälten in der Zentra lste l le h ie lt 

der RH fest, dass sich seine Kritik auf jene Aufgabenbereiche bezog, deren Erledi­

gung durch Bedienstete des Al lgemeinen Verwa ltungsd iensts d ie Unabhängigkeit 

der Rechtsprechung n icht beeinträchtigt hätte. Darauf fußend hatte der RH emp­

foh len, Ernennungen von Staatsanwältinnen und Staatsanwälten im Bereich der 

Zentra lstel le  des BMJ ledigl ich dann zu ermögl ichen, wenn auf dem konkreten Ar­

beitsplatz Aufgaben erbracht werden, die für die Unabhängigkeit der Rechtspre­

chung wesentlich s ind (z .B .  Persona lbewirtschaftung, Budget) .  Beispie lsweise wäre 

aus Sicht des RH d ie Ernennung aussch l ießl ich von Richterinnen und Richtern sowie 

Staatsanwälti nnen und Staatsanwä lten in den Legislativsektionen n icht gerechtfer­

tigt. Auch die Legislativsektionen in  anderen Bundesmin isterien erbringen ihre Auf­

gaben, die ebenfa l ls i n  Zusammenhang mit der Rechtsprechung stehen, mit Perso­

nal  des Allgemeinen Verwaltungsdiensts bzw. mit Vertragsbediensteten. 

Der RH anerkannte einzelne vom BMJ aufgezäh lte Vortei le (Erfah rungsaustausch, 

Harmonisierung zwischen Bundesländern, Akzeptanz, Qua l ität) für den Einsatz von 

ausgebi ldetem und qua l ifiz iertem Personal  in der Zentralstel le .  Aus seiner Sicht 

sol lten Dienstzutei lungen jedoch n icht zur Bedeckung regelmäßigen Personalbe­

da rfs, sondern a l lenfa l ls nur  vorübergehend und für einen spezifischen Bedarf ge­

nutzt werden. 
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Bundesbeamtinnen und -beamte in ausgegl iederten Rechtsträgern 

(G esa mtbetrachtu ng) 

28.1 

Bundesbeamtinnen 
und Beamte' 

bei ausgegliederten 
Rechtsträgern 

Planstellen für Beam-
tinnen und Beamte 
gem. Personalplan2 
(Anzahl) 

Personalsta nd 
Beamtinnen und 
Beamte 
Ist-Stand3 (VBÄ) 

Personalaufwand für 
Beamtinnen und 

Bei der Ausgl iederung staatl icher Leistungen auf eigene Rechtsträger b l ieben die i n  

d iesem Bereich tätigen Beamtinnen und Beamten Dienstnehmer des Bundes, wur­

den aber den ausgegliederten Rechtsträgern zur Dienstverrichtung zugewiesen. 

Die Vertragsbediensteten wurden im Zuge der Ausgl iederung in  der Regel zu 

Dienstnehmern des ausgegl iederten Rechtsträgers und waren daher vom Personal­

p lan des Bundes nicht umfasst. 

Tabelle 13 zeigt für 2009 bis 2015 für Beamtinnen und Beamte in ausgegliederten 

Rechtsträgern jewei ls die Entwicklung der Planstel len gemäß Personalp lan ( Plan­

stel lenverzeichnis 1b; siehe TZ 6), den tatsächl ichen Persona lstand und den Perso­

nalaufwand.  Eine Liste der ausgegl iederten Rechtsträger mit Stand 2014 befindet 

sich in Anhang A. 

Tabelle 13: Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte bei ausgegliederten Rechtsträgern 

I I I I I I I I 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 
Änderung 

2009 bis 2015 

33.227 32.420 30.716 29.152 27.035 24.967 24.447 - 8.780 - 26,4 % 

29.304 27.704 25.876 24.194 22.393 21. 156 20.076 - 9.227 - 3 1,5 % 

Personalausgaben Personalaufwand 

1.608,18 1.590,87 1 .503,71 1.548,66 1.438,56 1 .347,49 1.333,20 - 274,98 - 17,1 % 

Beamte' (in Mio. EUR) 

Rundungsdifferenzen möglich 

1 zusätzlich enthalten rd. 300 Vertragsbedienstete des Postsparkassenamtes (BMF) 

2 gemäß letztgültiger Personalanpassung des jeweiligen Jahres (Planstellenverzeichnis 1b, Ausgegliederte) 

3 mittelverwendungswirksame Personalkapazität zum 31. Dezember 

, 2009 bis 2012 "Personalausgaben", ab 2013 "Personalaufwand" 

Quellen: BKA; Personalplan des BFG 

Spezifische Einsparungsvorgaben für Beamtinnen und Beamte in ausgegliederten 

Rechtsträgern erfolgten nicht, wei l  eine Nachbesetzung von {Beamten-)Planstellen 

bei ausgegliederten E inrichtungen ausgesch lossen war. Mit dem Ausscheiden einer 

Beamtin bzw. eines Beamten aus dem ausgegliederten Rechtsträger wurde eine 

( be l iebige) P lanste l le beim gleichen Rechtsträger gestrichen.  Nach Auskunft der 
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28.2 

Ressorts bl ieben dadurch bei den ausgegl iederten Rechtsträgern vor a l lem höher­

wertige Planstellen bestehen, um Karrieremöglichkeiten zu gewährleisten.  

Aufgrund von Abgängen reduzierte sich die Summe der P lanstel len bei ausgeglie­

derten Rechtsträgern von 2009 bis 2015 von 33.227 auf 24.447; dies entsprach ei­

ner Verringerung um 8.780 Planste l len bzw. 26,4 %. 

Der tatsächl iche Personalstand an Beamtinnen und Beamten bei ausgegl iederten 

Rechtsträgern reduzierte sich infolge von Abgängen von 2009 bis 2015 von 

29.304 VBÄ auf 20.076 VBÄ; dies entsprach einer Reduktion um 9.227 VBÄ bzw. 

31,5 %. 

Durch d iese Personal reduktion san k  auch der d iesbezügliche Personalaufwand von 

2009 bis 2015 von 1.608,18 Mio.  EUR  auf 1 .333,20 Mio. EUR; d ies entsprach einer 

Reduktion um 274,98 Mio. EUR bzw. 17, 1 %. 

Der RH kritisierte, dass - nach Entfa l l  der Planstel len von Beamtinnen und Beamten 

in ausgegl iederten Rechtsträgern nach deren Ausscheiden - der Rechtsträger ei­

genständig über die Wertigkeit der entfa l lenden Planstel le entscheiden konnte. 

Dies hatte zur Folge, dass höherwertige Planstel len erhalten bl ieben. Dem Perso­

nalp lan des Bundes kam daher in Bezug auf die Wertigkeit der Planstel len bei aus­

gegliederten Rechtsträgern keine Steuerungsfunktion zu. 

Dazu kam, dass ausgegl iederte Rechtsträger Personalaufnahmen im Rahmen pri­

vatrechtl icher Dienstverhä ltn isse - ohne Limitierung durch den Personalp lan - vor­

nehmen konnten, sodass dem Personalp lan des Bundes d iesbezüglich ebenfa l ls  

keine Steuerungsfunktion zukam.  
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Bundesbeamtinnen und -beamte in ausgegliederten Rechtsträgern der überprüften 

Ressorts 

29.1 

Aus- I gegliederte 

Planstellen 

VBÄ-Ist 

Personal-
ausgaben 
Personal-
aufwand2 
in Mio. EUR 

Planstellen 

VBÄ-Ist 

Personal-
ausgaben/ 
Personal-
aufwand2 
in Mio. EUR 

Planstellen 

VBÄ-Ist 

Personal-
ausgaben/ 
Personal-
aufwand2 
in Mio. EUR 

Planstellen 

VBÄ-Ist 

Personal-
ausgaben/ 
Personal-
aufwand2 
in Mio. EUR 

Planstellen 

VBÄ-Ist 

Personal-
ausgaben/ 
Personal-
aufwand2 
in Mio. EUR 

(1) Die Persona lstände und der Personalaufwand für Beamtinnen und Beamte in  

den  ausgegl iederten Rechtsträgern der  überprüften Ressorts nahmen in den  Jah­

ren 2009 bis 2015 folgende Entwicklung: 

Tabelle 14: Entwicklung des Personalstands und -aufwands für Beamtinnen und Beamte in aus­

gegliederten Rechtsträgern des BKA, BMF, BMGF, BMVIT, BMJ 

2009 I 2010 I 2011 I 2012 I 2013 I 2014 I 2015 I Änderung 
2009 bis 2015 

BKAl 
158 155 141 130 126 287 266 + 108 + 68,4 % 

142,83 136,68 126,88 122,08 115,73 257,35 252,73 + 110 + 76,9 % 

7,36 7,08 6,83 7,15 6,58 17,43 17,20 + 9,84 + 133,7 % 

BMF 
23.219 22.839 21.991 20.902 19.359 17.703 17.574 - 5.645 - 24,3 % 

20.774,23 19.662,10 18.335,83 17.196,83 15.794,04 14.854,14 14.059,35 - 6.715 - 32,3 % 

895,09 907,71 848,55 880,82 833,86 761,63 754,58 - 140,51 - 15,4 % 

BMGF 
267 262 234 225 201 189 176 - 91 - 34,1 % 

228,58 214,05 202,75 191,00 178,85 165,88 153,78 - 75 - 32,7 % 

13,78 13,32 13,16 13,90 12,40 11,71 11,22 - 2,57 - 18,6 % 

BMVIT 
128 122 112 101 89 82 79 - 49 - 38,3 % 

119,00 115,00 107,00 93,70 83,70 79,70 76,50 - 43 - 35,7 % 

5,86 5,41 5,26 5,11 4,51 4,21 4,23 - 1,62 - 27,7 % 

BMJ 
80 73 63 62 53 46 40 - 40 - 50,0 % 

68,55 60,35 57,83 50,30 44,30 38,25 34,55 - 34 - 49,6 % 

4,21 3,80 3,54 3,66 3,45 3,11 2,69 - 1,52 - 36,0 % 

Rundungsdifferenzen möglich 

1 BKA ab 2014 inkl. Kunst und Kultur (UG 32) 

2 2009 bis 2012 "Personalausgaben", ab 2013 "Personalaufwand" Quellen: BKA; Personalpläne 2009 bis 2015 
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29.2 

Den aus den überprüften Ressorts ausgegliederten Rechtsträgern waren Beamtin­

nen und Beamte zur Dienstleistung zugewiesen (s iehe Anhang A) .  Eine Nachbeset­

zung von Planstel len in ausgegl iederten E in richtungen war gemäß § 13 der Rege­

lungen zur Planstel lenbewirtschaftung ausgeschlossen und mit dem Ausscheiden 

von Beamtinnen und Beamten aus dem ausgegl iederten Rechtsträger war eine 

gleichwertige Anzah l  an Planstel len zu streichen. 

(2) Das BKA war in den Jahren 2009 bis 2013 für die Bundesansta lt Statistik Austria 

und das Amt der Österreich ischen Staatsdruckerei zuständig. Durch die Übernahme 

des Wirkungsbereichs "Kunst und Kultur" (UG 32)  im  Jahr 2014 kamen die Museen 

einschl ießl ich der Österreich ischen Nationalb ib l iothek sowie die Bundestheater­

holding GmbH h inzu .  

(3)  Das BMF war fü r folgende ausgegl iederte Rechtsträger zuständig: Bundesre­

chenzentrum GmbH, Österreich ische Postsparkasse, Münze Österreich, Nachfolge­

gesel lschaften der Post, Bundesbeschaffung GmbH, F inanzmarktaufsicht, Buchhal­

tungsagentur und Bundespensionsamt. 

(4) Das BMGF war in  den Jahren 2009 bis 2015 für die Österreichische Agentur fü r 

Gesundheit und Ernährungssicherheit GmbH (AGES) zuständig. Die AGES setzte 

sich aus ausgegliederten Organ isationsei nheiten sowohl  des BMGF a ls auch des 

BMLFUW zusammen. Der AGES waren Beamtinnen und Beamte zur Dienstleistung 

zugewiesen .  Die Da rstel lung in  Tabelle 14 berücksichtigt nur  den in  der UG 24 aus­

gewiesenen Antei l  des BMGF an der AGES (sowohl  für Persona lzah len als auch für 

den Personalaufwand) .  

(5) Das BMVIT war in  den Jahren 2009 bis 2015 für die ausgegl iederten Rechtsträ­

ger Arsenal  GmbH (das war e ine Tochtergesel lschaft der Austrian Research Centers 

GmbH) sowie "via Donau" - Österreichische Wasserstraßen-GmbH zuständig. 

(6)  Das BMJ übertrug die Durchführung der Bewährungshi lfe einer privaten Vere i­

nigung. 

Der RH hielt fest, dass die Anzah l  der Beamtinnen und Beamten in  den ausgegl ie­

derten E inrichtungen der überprüften Ressorts aufgrund von Abgängen sowohl  

h insichtl ich der P lanstel len a ls  auch der Vol l beschäftigtenäquiva lente reduziert 

wurde. Dadurch reduzierte sich auch der Personalaufwand für die in den ausgeglie­

derten Einrichtungen tätigen Beamtinnen und Beamten. Der RH hob neuerl ich 

seine Kritik in  TZ 28 hervor, wonach eine Steuerung des gesamten Personalstands 

ausgegl iederter Rechtsträger durch den Persona lp lan n icht erfolgen konnte. 
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Abschnitt IV: 

Erstellung des Personalplans 

Mittelfristige Planungsvorgaben 

30.1 (1 )  Die Planung für Personalbestand, -bedarf, -rekrutierung, -entwicklung und -ein­

satz erfolgte grundsätzlich in den jeweiligen Bundesmin isterien. Diese hatten gemäß 

Bundesministeriengesetz 1986 u.a .  die Personalangelegenheiten und die Bewirt­

schaftung (Durchführung) des Personalplans des Bundesministeriums zu besorgen. 

Ebenso war der Personalaufwand aus dem jewei l igen Budget zu finanzieren. 

(2) Dem BKA kam gemäß Bundesmin isteriengesetz 1986 die zentra le Koordin ie­

rungsrol le bezüglich des Personal  plans und des Personalkapazitätscontrol l ings zu. 

(3 )  Die jährl iche Festlegung der Persona lstände begann mit dem Bundesfinanzrah­

mengesetz im April jeden Jahres. Dieses legte für d ie Folgejahre zu den einzelnen 

Untergl iederungen die Auszah lungsobergrenzen sowie - für den gesamten Bund -

die Höchstzahlen an Planstel len fest. Jedes Bundesfinanzrahmengesetz enthielt 

Grundzüge des Personalplans fü r die folgenden vier Jahre. In einer zugehörigen 

Tabel le war die Anzah l  an P lanstel len für jede Untergl iederung ausgewiesen. Die 

jäh rl iche Gesamtsumme (Personalkapazität des Bundes) durfte an keinem Tag des 

jeweil igen Jahres überschritten werden. Das Bundesfinanzrahmengesetz legte so­

mit die Obergrenze fü r d ie Persona lkapazität des Bundes fest. 
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Tabelle 15: Bundespersonal - Grundzüge des Personalplans - BFRG 2016 bis 2019 

01 Präsidentschaftskanzlei 80 80 79 

02 Bundesgesetzgebung 430 430 430 

03 Verfassungsgerichtshof 100 100 100 

04 Verwaltungsgerichtshof 200 200 200 

05 Volksanwaltschaft 74 74 74 

06 Rechnungshof 323 323 323 

10 Bundeskanzleramt 1.248 1 .244 1.239 

1 1  Inneres 32.531 32.723 32.893 

12 Äußeres 1.339 1.328 1 .315 

13 Justiz 11 .215 11.156 1 1 .074 

14 Mil itärische Angelegenheiten und Sport 21.831 21 .680 21.457 

15 Finanzverwa ltung 1 1.890 1 1.890 1 1.890 

20 Arbeit 408 408 408 

21  Soziales und Konsumentenschutz 1 . 138 1 .119 1 . 101 

24 Gesundheit 379 375 369 

25 Fami l ien und Jugend 12S 125 125 

30 Bildung und Frauen 44.277 44.240 44. 192 

3 1  Wissenschaft und Forschung 718 710 699 

32 Kunst und Kultur 304 304 304 

40 Wirtschaft 2.299 2.270 2.234 

41 Verkehr, Innovation und Technologie 1 .034 1.024 1 .012 

42 Land-, Forst- und Wasserwirtschaft 2 .610 2.587 2.557 

Gesamtsumme (Personalkapazität Bund) 134.553 134.390 134.075 

R 
-

H 

79 

430 

100 

200 

74 

323 

1.233 

32.808 

1.301 

10.986 

21. 170 

1 1.890 

408 

1.081 

362 

125 

44. 143 

688 

304 

2. 193 

998 

2.524 

133.420 

Quellen: Strategiebericht zum BFRG 2016 bis 2019; BFRG 2016 bis 2019 

Das Bundesfinanzrahmengesetz 2016 bis 2019 sah eine Planstel lenreduzierung von 

1 .133 vor. Demgegenüber hatte sich der zulässige P lanste l lenstand von 133.772 im 

Jahr  2015 (s iehe TZ 13) auf 134.553 im Jahr  2016 erhöht, weil zusätz l iche Planstel-

len u.a. für den Exekutivdienst und für Leh rpersonen vorgesehen waren .  

Der Strategiebericht zum Bundesfinanzrahmengesetz beschrieb d ie Vorgangsweise, 

wie die vorgesehenen Personaleinsparungen umzusetzen waren. 

(4) Zur Erreichung von mehrjährigen Personalkapazitätszielen konnte der Bundes­

kanzler mit Zustimmung der Bundesregierung bindende Zielwerte in quantitativer 

(Vol l beschäftigtenäqu iva lente) und qua l itativer ( Persona lcontrol l ingpunkte) H in­

sicht festlegen, die niedriger waren als die im Personalplan angegebenen Höchst­

grenzen. Diese E insparungsvorgabe für d ie Vol l beschäftigtenäqu iva lente erfolgte 

im Wege eines Min isterratsbesch lusses zeitgleich zum Bundesfinanzrahmengesetz. 
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30.2 

Die darin angegebenen Zielwerte für die Vol lbeschäftigtenäquivalente je Ressort 

betrafen das laufende Jahr  und d ie vier Folgejahre. Der Zielwert eines Jahres war in 

der Regel niedriger als der Ist-Stand an Vol lbeschäftigtenäqu iva lenten und war da­

her erst bis zum 31. Dezember dieses Jahres zu erreichen. 

Die im Ministerratsvortrag für das laufende Jahr vorgesehene Zah l  an Vol ibeschäf­

tigtenäqu iva lenten d iente im Al lgemeinen im Folgejahr  a ls  Einsparungszah l  für die 

P lanstel len im Personalp lan.  

Die im Bundesfinanzrahmengesetz (und im Persona lp lan)  festgelegte Anzah l  an 

P lanstel len stellte somit eine Obergrenze dar, die bereits ab 1 .  Jänner des jewei l i­

gen Jahres galt. Der durch M in isterratsbeschluss festgelegte Zielwert für Vol ibe­

schäftigtenäquiva lente war h ingegen erst per 31 .  Dezember des gleichen Jahres 

einzuha lten. 

Der RH hielt anerkennend fest, dass das Bundesfinanzrahmengesetz 2016 bis 2019 

Einspa rungen von 1. 133 Planstel len vorsah.  Da aber von 2015 auf 2016 (u.a. Exeku­

tive und Leh rpersonen) eine Erhöhung von 133.772 Planstel len auf 134.553 Plan­

stel len genehmigt wurde, wird dieses Ziel nur  mit großen Anstrengungen erreicht 

werden können. Auch nach dem Bundesfinanzrahmengesetz 2016 bis 2019 kann 

die Planstel lenerhöhung des Jahres 2016 erst im Jahr 2019 und damit im letzten 

Jahr des P lanungszeitraums kompensiert werden. 

Ermittlung der Planungsvorgaben 

31.1 (1) Um quantitative Vorgaben für Persona leinsparungen zu definieren, legten M i­

nisterratsbesch l üsse konkrete Zielwerte fest, die jedes Ressort (ausgegliederte Ein­

richtungen waren in den Zielwerten nicht entha lten) per Jahresende erreichen bzw. 

unterschreiten sollte. Die Zie lwerte wurden vom BKA berechnet und beruhten ei­

nerseits auf politischen Zielvorgaben (2), andererseits auf einer dazu vom BKA ent­

wickelten Berechnungsmethode (3) einer E insparungszah l  für die Vol ibeschäftig­

tenäqu iva lente bzw. die P lanstel len : 

(2 )  Die politischen Zielvorgaben sahen folgende ressortspezifischen Persona lein­

sparungen vor: 

1. Ab dem Jahr 2009 durften Neuaufnahmen nur  mehr im Ausmaß der (erwar­

teten )  ha lben Pensionierungsquote stattfinden.  

2 .  Für  2012 bis 2014 wurde die pol itische Zielvorgabe darüber h inaus durch 

einen Aufnahmestopp erweitert. 

3. Ab 2015 bis 2019 galt wieder die "ha lbe Pension ierungsquote". 
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4. Einzelne Bereiche, wie Leh rpersonen im Schu l  betrieb, Exekutivd ienst, Ge­

richtsbarkeit, Asylbereich, Arbeitsinspektion sowie Finanzpol izei waren von 

diesen Einsparungen ausgenommen bzw. unterlagen spezifischen Rege lun­

gen. Darüber hinaus hatte d ie Bundesregierung in den Min isterratsbeschlüs­

sen festgelegt, zusätzl iche Planstel len für Lehrpersonen, Richter- und Staats­

anwaltschaft sowie Exekutivdienst zu schaffen.  

(3)  I m  H inbl ick auf die U msetzung der pol iti schen E insparungsvorgaben hatte das 

BKA eine eigene Berechnungsmethode entwickelt. Diese beruhte auf einer auf 

zwölf Jahre in die Zukunft gerichteten Prognose der Ruhestandsversetzungen für 

jedes einzelne Ressort. Dabei wurden auch das spezifische Verha lten von Besol­

dungsgruppen bei Ruhestandsversetzungen und ressortspezifische Erfahrungs­

werte berücksichtigt. Ergebnis war d ie pro Jahr  zu erwartende Anzah l  an Ruhe­

standsversetzungen (Prognosewert) je Ressort und Besoldungsgruppe. 

Die Prognosewerte galten a ls  E insparungsvorgaben vornehml ich in  den Besol­

dungsgruppen Allgemeiner Verwa ltungsd ienst und Mi l itärischer Dienst. Für d iese 

beiden Besoldungsgruppen galt in den Jahren 2009 bis 2011 in Verbindung mit den 

pol itischen Zielvorgaben jedes Jahr der ha lbe Prognosewert, 2012 bis 2014 der ge­

samte Prognosewert und ab 2014 wieder der ha lbe Prognosewert als Ei nspa rungs­

vorgabe. 

Ausgenommen von den Einsparungsvorgaben waren aufgrund pol iti scher Zielvor­

gaben insbesondere die Bundeslehrpersonen, Bed ienstete in der Gerichtsbarkeit 

und die Exekutive. Bei den Berechnungen berücksichtigte das BKA weiters die Ver­

änderung von P lanstel lenzahlen i m  Rahmen der Mobi l itätsprogramme fü r das 

BMLVS und die Nachfolgegesel lschaften der Post. 

Das Ergebnis aus der Berechnung des Prognosewerts, der Veränderung der P lan­

stel lenzahlen und aus al lfä l l igen weiteren politischen Verhand lungen war die Ein­

sparungszah l  für die Verringerung der Vol lbeschäftigtenäquivalente je Ressort. 

Diese Zah l  war im Allgemeinen auch Grund lage für die Verringerung der P lanstel len 

im  Bundesfinanzrahmengesetz bzw. im Persona lp lan des Folgejahres. 

(4) Bei der Berechnung der Einsparungszah l  wurden 

- weder die ressortspezifischen Ausgangslagen (z .B. Organisationsstrukturen und 

d ie bisherige Entwicklung der Personalstände) berücksichtigt, 

- noch erfolgte eine sachl iche Differenzierung der ressortspezifischen Aufgaben 

der Verwaltung. 

III-339 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 75 von 100

www.parlament.gv.at



Bericht des Rechnungshofes R 
-

Personalbewi rtschaftung des Bundes mit dem Schwerpunkt Personalp lan H 

31.2 

31.3 

(5) Die vorgegebenen Personaleinsparungen wurden in den Min isterratsbeschlüs­

sen auch m it einer grundsätzl ichen Produktivitätssteigerung in der Verwaltung be­

gründet. Al lerd ings enthie lten die M inisterratsbeschlüsse bzw. der Strategiebericht 

zum Bundesfinanzrahmengesetz weder Ana lysen zum Personalbedarf noch Anga­

ben über begleitende Aufgabenreformen bzw. Aufgabenreduzierungen, um die an­

geführten Produktivitätssteigerungen zu erreichen. 

Nach Ansicht des RH war d ie vom BKA entwickelte Methode geeignet, eine Ent­

scheidungsgrund lage für d ie Berechnung von Planstel len- und Personaleinsparung 

zur Verfügung zu ste l len.  Da d iese Berechnungsmethode aber weder d ie res­

sortspezifischen Ausgangslagen (Organisationsstrukturen, bisherige Entwick lung 

der Persona lstände) noch die ressortspezifischen Aufgaben berücksichtigte, emp­

fah l  der RH dem BKA, d ie so erm ittelten E insparungszah len nicht a l s  a l le in ige 

Grund lage für d ie Festlegung von E insparungszielen zu verwenden. 

Er empfah l, e ine detai l l ierte Aufgaben- und Prozesskriti k  sowie eine Personalbe­

darfsana lyse in den Ressorts zu in iti ieren und zu begleiten (siehe dazu schon den 

Bericht des RH, "Budgetkonsol id ierung", Reihe Bund 2004/3), um durch Aufgaben­

reduzierung und Prozessoptimierung weitere Potenziale für Personaleinsparungen 

zu identifizieren . 

Der RH stel lte kritisch fest, dass das BKA für die als Grund lage der Persona leinspa­

rungen angenommenen Produktivitätssteigerungen keine Begründung vorlegen 

konnte. 

Er  empfah l  dem BKA, Konzepte für e ine Produktivitätssteigerung beispie lsweise 

durch Optimierungen der IT -Prozesse und Schaffung von Musterarbeitsabläufen zu 

erarbeiten .  

Das BKA tei lte in  seiner Ste l lungnahme mit, dass es  zulässig und  methodisch emp­

fohlen sei, (Persona l )E inspa rungen (z .B. N ichtnachbesetzung von Pensionsabgän­

gen) "top down" vorzusehen und dann im Rahmen der gesetzl ich festgelegten Per­

sonalhoheit, aber auch der materiel len Steuerungsmögl ichkeiten von den einzelnen 

Bundesministerien mit gängigen betriebswirtschaftl ichen Methoden umsetzen zu 

lassen.  Dabei werde der U mfang der erforderl ichen und dienstrechtlich möglichen 

Einsparung festge legt, das "Wie und Wo" aber der operativen E inheit (Ressort) 

übertragen .  D ieser "Top-down-Ansatz" sei im Vergleich mit ähn l ich großen Organi­

sationseinheiten gängiger Standard.  Es sei faktisch unmöglich, im Zuge der Erstel­

lung des Bundesfinanzrahmens einen mit a l len Ressorts abgestimmten Aufgaben­

kritikprozess über sämtliche Zuständigkeitsbereiche des Bundes durchzuführen. 
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31.4 Der RH entgegnete dem BKA, dass er sich n icht gegen den "Top-down-Ansatz" 

ausgesprochen hatte. Seine Empfeh lung ( I n iti ativen fü r Aufgaben- und Prozesskri­

tiken usw. ) zielte vielmehr darauf ab, den "Top-down-Ansatz" zu verfeinern und 

weitere Einsparungspotenziale treffsicher auszu loten .  E r  beurtei lte die Vereinba­

rungen von Personalkapazitätszielen ( in Vol lbeschäftigungsäqu iva lente) im Rah­

men von Min isterratsbeschl üssen als grundsätzl ich geeignetes I nstrument zur 

Steuerung der Besetzung von P lanstel len, um vorgegebene Zielwerte zu erreichen. 

Diese Vorgangsweise konnte a l lerd i ngs n icht ihre optimale Wirkung entfa lten, wei l  

weder d ie  ressortspezifischen Ausgangslagen (Organisationsstrukturen, bisherige 

Entwicklung der Persona lstände) noch d ie ressortspezifi schen Aufgaben berück­

sichtigt wurden. 

Auch hielt der RH fest, dass er nicht einen "Aufgabenkritikprozess" im Rahmen der 

Erstel lung des Bundesfinanzrahmengesetzes empfohlen hatte. Vielmehr stellte er 

fest, dass auf Bundesebene seit längerem keine Aufgaben- und Prozesskritik bzw. 

Personalbedarfsana lyse stattgefunden hatte; der RH wiederho lte daher seine Emp­

feh lung, e ine In itiative in  d iese Richtung zu setzen .  

Demografische Aspekte in der Planung 

32.1 

32.2 

Das Durchschn ittsalter der Bundesbediensteten stieg zwischen 1995 und 2014 von 

40,5 Jahren auf 45,6 Jahre. Im Vergleich dazu lag das Durchschn ittsa lter in der Pri­

vatwi rtschaft 2014 bei 37,9 Jahren. Der Antei l  der Bundesbediensteten im Alter 

von 50 Jahren oder ä lter betrug 2014 nahezu 42 %, bei den unse lbstständ ig Er­

werbstätigen hingegen 24 %. Als einen Grund für diese Altersstruktur nannte die 

Studie "Handlungsfeld Demografie im Personal management - Altersdaten und Fak­

ten" des BKA aus dem Jahr  2013 die Aufnahmepol itik, die bis zum Jahr  2018 " Nach­

besetzungen mit nur der ha lben Pensionierungsquote" vorsah.  Weitere U rsachen 

waren das gesetzlich steigende Pensionsantrittsalter, der Entfa l l  der vorzeitigen 

Pensionierung mit einem Pensionsantritt ab 60 Jahren (Hacklerregelung-ALT), so­

wie tendenziel l  ä ltere Berufsei nsteigeri nnen und -einsteiger durch höhere Qua lifi­

kationsvoraussetzungen bei Neuaufnahmen in den öffentlichen Dienst. 

E in ige Bereiche des öffentl ichen Diensts, wie beispielsweise die Bundeslehrperso­

nen, zeigten eine besonders a lterslastige Persona lvertei lung. H ier lag das Durch­

schn ittsa lter 2014 bei rd. 47 Jahren, der Antei l  der Bed iensteten mit 50 Jahren oder 

ä lter betrug rd. 45 %. 

Der RH wies darauf hin, dass durch die Personalei nsparungsvorgaben zwar der Ge­

samtstand an Bundesbediensteten von 132.908 VBÄ im Jahr 2009 um rd . 1,2 % auf 
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32.3 

131.361 VBÄ im Jahr 2015 reduziert werden konnte (siehe TZ 13) .  H iedurch kam es 

a l lerdings zu e iner Verschiebung der Altersvertei lung bzw. Erhöhung des Durch­

schnittsalters der Bundesbediensteten. Aufgrund der vorliegenden Altersverte i lung 

werden die zah lenmäßig stärksten Jahrgänge der Beamtinnen und Beamten inner­

ha lb der nächsten 15 Jahre in den Ruhestand versetzt werden. 

Daher empfah l  der RH dem BKA, d ie a lterslastige demografische Vertei lung des 

Bundespersonals bei künftigen Konsol id ierungsvorgaben betreffend den Personal­

stand zu berücksichtigen.  

Das BKA nahm die Empfehl ung des RH zur Kenntnis. 

IT-gestützte Erstel lung des Personalplans 

33.1 (1) Die IT-Anwendung "Personalplan zum Bundesfinanzgesetz" diente sowoh l  vor 

a ls  auch nach der zweiten Etappe der Haushaltsrechtsreform der Erstel lung des 

Personalplans im Bundesfi nanzgesetz. 

Vor der Hausha ltsrechtsreform wurde aus den Vorjahresdaten jewei ls mit einer 

Aktual isierung der Personaldaten des laufendes Jahres die neue Version des Perso­

nalplans für d ie Besch lussfassung durch den Gesetzgeber erstel lt. 

Nach der Haushaltsrechtsreform stellte die IT-Anwendung für das Persona lma­

nagement als bundesweites Verfahren die Datengrund lage zur Erste l l ung des Per­

sonalplans zur Verfügung. Weiters kamen mit der Persona lplanumsteI lung wesent­

l iche Funktional itäten, i nsbesondere weiterführende Auswertungs- und 

Ana lysemögl ichkeiten, h inzu .  

(2) Der aktuel le Prozessablauf zur Personalplanerste I lung gestaltete s ich wie folgt: 

- Das BKA erl ieß Richt l in ien für die E rste l lung des Personalp lans samt Beilagen. 

- Aufgrund d ieser Vorgaben erste l lte jedes Ressort einen Entwurf zum Personal­

plan aus der IT-Anwendung für das Personalmanagement. 

- Nach Genehmigung durch das Ressort gelangte dieser Entwurf mittels elektro­

nischem Workflow an das BKA. 

- Das BKA leitete d iese Daten nach Überprüfung auf Übereinstimmung mit den 

Vorgaben (E i nsparungen, Persona lcontro l l ingpunkte) auf d ie IT-Anwendung 

"Personalp lan zum Bundesfinanzgesetz" über zur Erstel lung des Persona lplans 

als Tei l  des Bundesfinanzgesetzes. 
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- Der Personalplanentwurf war a ls  Bei lage des Min isterratsvortrags Gegenstand 

der pa rlamentarischen Behandlung. Nach E inarbeitung a l lfä l l iger Änderungen 

im Gesetzgebungsprozess gab das BKA die Druckfreigabe des endgültigen Per­

sona lp lans ( Persona lplan, Arbeitsbehelf zum Persona l plan, Te i l hefte) im Rah­

men des Bundesfinanzgesetzes. 

(3)  Zu dem erforderl ichen Personalaufwand für d ie Ausarbeitung des Personalp lans 

gaben das BKA a ls  verantwortl iches Ressort und das BMF als Betreiber der IT-An­

wendungen Folgendes an :  

- Das BKA (Sektion 1 1 1 )  a ls zentra le  Organisation im Prozess zur Erste l lung des Per­

sonalplans tei lte mit, dass der jährl iche Aufwand rund vier bis fünf Personen­

jahre betragen habe. Zu d iesem Personaleinsatz kamen noch (zeit l ich n icht 

quantifiz ierbare)  Arbeiten einerseits aus dem Bereich des Personalcontro l l ings, 

die a ls P lanungsgrundlagen dienten, und andererseits aus zwei mitbefassten 

Abtei lungen. 

- Das BMF konnte a ls Betreiber der IT für die Persona lverwa ltung jenen Antei l ,  

der nur fü r d ie Erstel lung des Persona lp lans angefa l len war, n icht gesondert 

quantifizieren .  

(4 )  Die überprüften Ressorts machten zu den jährl ichen Aufwendungen für  die Er­

ste l lung eines Entwurfs des neuen Personalplans folgende Angaben: 

- Das BKA (Sektion I )  beurteilte den Aufwand als wesentlich geringer im Vergleich 

zum Stel lenplan und bezifferte den Einsatz mit rund drei bis sechs Personentagen. 

Außerdem entspreche der neue Personalplan modernen Arbeitsmethoden. 

- Laut BMF nehme die Datenpflege derzeit rd. 15 bis 20 Personentage in Anspruch. 

- Auch das BMGF benötigte rund elf Personentage für die Arbeiten zur Erstel lung 

des Personalplans.  

- Das BMVIT gab an, dass sich der Erstel lungsaufwand abhängig von den angefa l­

lenen Bewertungsänderungen bzw. P lanstel lentransfers auf rund sechs bis sie­

ben Personentage belaufe. 

- Das BMJ konnte keine konkrete Angabe zum Aufwand in Personentagen ma­

chen. Laut BMJ waren mit der E rstel lung des Personal  p lan-Entwurfs auf Ebene 

der Sachbearbeiterinnen und -bearbeiter rund vier Personen und auf Leitungs­

ebene rund d rei Personen befasst. Der für die Erstel lung des Entwurfs getätigte 

Aufwand habe a l lerd ings nur  e inen sehr kleinen Tei l  i h rer Arbe itszeit in An­

spruch genommen. 
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33.2 Der RH stellte anerkennend fest, dass die Erste l lung des Personalplans durch die 

IT-Anwendung für das Personalmanagement des Bundes und die IT-Anwendung 

"Personalp lan zum Bundesfi nanzgesetz" weitgehend automationsunterstützt und 

nachvol lz iehbar erfolgte. Auch den von den überprüften personalführenden Res­

sorts dafür aufgewendeten Arbeits- und Zeitaufwand beurtei lte der RH a ls  ange­

messen.  Die Reform des Stel lenp lans zum Personalp lan war daher h insichtl ich des 

Erste l lungsprozesses zweckmäßig. 

Einhaltung der Planstel lenobergrenzen 

34.1 (1)  Während eines F inanzjahres durfte an keinem Tag des Jahres die im Personal­

p lan durch Planstel len und Personalcontrol l ingpunkte festgelegte Personalkapazi­

tät überschritten werden. 

(2) Die zweite Etappe der Ha usha ltsrechtsreform änderte die Strukturen und Pro­

zesse des Personalp lans grund legend. Personalp lanerste I lung und Prozess wurden 

neu definiert und auf geänderte Rahmenbedingungen umgestel lt :  Dazu stel lte der 

Bund die Persona lstammsätze in  der IT-Anwendung für das Personalmanagement 

des Bundes so um, dass beginnend mit Jänner 2013 eine der Hausha ltsrechtsre­

form entsprechende Geha ltsabrechnung und Buchungsüberleitung möglich war. 

Weiters konnte das BKA dara us den Entwurf fü r den Personalplan des Bundes für 

das Bundesfinanzgesetz generieren . 

Die Implementierung des Personalp lans in  der IT-Anwendung fü r das Personalma­

nagement des Bundes unterstützte die E inha ltung des Personalplans auch durch 

techn ische Funktiona l itäten:  Dazu prüfte das System bei der Dateneingabe einer 

Neuaufnahme bzw. eines Wiedereintritts, ob d ie neue Summe der Vol i beschäftig­

tenäquiva lente auf Ebene der Untergl iederung die zugehörige Anzah l  an Planstel­

len übersteigen würde. Im Fa l l  der Überschreitung des Personalplans sperrte die 

IT-Anwendung die Persona labrechnung des betreffenden Datensatzes. Die Aufhe­

bung der Sperre konnte nur  das BKA vornehmen. 

(3)  Das BKA überprüfte unter anderem im Rahmen der Erste l lung bzw. der Geneh­

migung des Personalp lans die E inhaltung der Personalcontro l l ingpunkte je Unter­

g l iederung. Die Persona lcontrol l ingpunkte konnten bei Bedarf auch durch System­

auswertungen abgefragt und kontroll iertwerden.  Al lerd ings prüfte die IT -Anwendung 

für das Personalmanagement bei Personaldatenänderungen d ie Summe der tat­

säch l ichen Personalcontro l l i ngpunkte n icht auf Überschreitung der im Personal­

plan zu den Planstel lenwertigkeiten festgelegten Obergrenze. 
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34.2 

34.3 

Abschnitt V: 

Der RH ste l lte anerkennend fest, dass die IT-Anwendung fü r das Personalmanage­

ment die E inha ltung der Planstel lenobergrenze durch techn ische Funktional ität an 

jedem Tag sicherstel lte. Die Ressorts mussten a l lerdings die laufende unterjährige 

E inha ltung der Personalcontrol l ingpunkte selbst durch eigene organ isatorische 

Maßnahmen gewährleisten .  Der RH wies darauf h in, dass dadurch ein personel ler 

Mehraufwand entstehen konnte. 

Der RH empfah l  dem BKA und dem BMF, die E inrichtung einer techn ischen Funkti­

onal ität im Persona lmanagementsystem, welche die E inhaltung der Persona lcont­

rol l i ngpunkte sicherstel lt, auf ihre U msetzbarkeit und Kosten zu prüfen. 

(1 )  Laut Stel lungnahme des BKA werde es im Einvernehmen mit dem BMF die Um­

setzbarkeit der Empfehlung und deren Kosten prüfen .  

(2)  Wie das BMF in  seiner Ste l lungnahme mittei lte, gebe es neben der technischen 

Sperre für die Vol lbeschäftigtenäqu iva lente auch ein Personalplan-Cockpit, das es 

den Ressorts ermögl iche, taggenau den Stand an Vol lbeschäftigtenäqu iva lenten 

und Control l ingpunkten zu sehen und zu prüfen .  Wenn ein weiteres Instrument 

entwickelt oder die technische Sperre ausgebaut werden sol le, werde das BMF 

nach Vorl iegen der fachl ichen Vorgaben d ie IT-techn ische Beurte i lung der Mach­

barkeit durchführen. 

Besondere Aspekte der Personalbewirtschaftung 

Arbeitsplatzbewertu ng 

35.1 ( 1 )  § 137 BDG 1979 regelte im Bereich des Allgemeinen Verwaltungsd iensts die Be­

wertung und Zuordnung von Arbeitsplätzen .  

(2 )  Grundsätz l ich war seit der Besoldungsreform 1995 (Besoldungsreform-Ge­

setz 1994) jede einzelne Planstel le des Al lgemeinen Verwaltungsdiensts mit einer 

Arbeitsplatzbeschreibung inha lt l ich zu definieren. Auf deren Grundlage erfolgte 

auch die Bewertung des Arbeitsplatzes durch das BKA in Verbindung mit der Einstu­

fung in eine Verwendungsgruppe (Akademiker, Maturant, Fachd ienst etc. )  und 

Funktionsgruppe. E ine wesentl iche Änderung der Aufgaben eines Arbeitsplatzes 

hatte das jeweils zuständige Bundesmin isterium an das BKA zu melden und führte 

zu einer Neubewertung und a l lenfa l ls zu einer neuen Einstufung. 
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(3)  Davon unabhängig beschrieb der Persona lplan d ie Obergrenze an verfügbaren 

P lanste l len und Personalcontrol l i ngpunkten je Verwendungs- und Funktions­

gruppe. 

(4) Für die E in richtung eines neuen bzw. für die Aufwertung eines bestehenden 

Arbeitsplatzes waren daher eine freie Planstel le der entsprechenden Wertigkeit, 

d ie Verfügbarkeit einer entsprechenden Anzah l  von Persona lcontrol l i ngpunkten 

und eine entsprechende Arbeitsplatzbewertung notwendig. 

(5)  Die unter TZ 7 beschriebenen variablen Pools des Personalp lans erhöhten die 

Flexibi l ität, weil im Personalp lan nur  noch die Verfügbarkeit innerha l b  der Summe 

der P lanstel len und Personalcontrol l ingpunkte geprüft wurde; ein Arbeitsplatzbe­

wertungsverfahren war h ingegen jedenfa l ls  durchzuführen. 

(6) Aufgrund der Bestimmungen über das Arbeitsplatzbewertungsverfah ren 

(§§ 137, 143 und 147 BOG 1979) konnte bereits die Anpassung oder Änderung des 

Arbeitsplatz inhalts eines einzigen Arbeitsplatzes in  einem Ressort Auswirkungen 

auf die jewei ls zugehörige Abtei lungsstruktur nach sich ziehen. In solchen Fä l len 

mussten die Ressorts dem BKA nicht nur  den einen neuen Arbeitsplatz inhalt, son­

dern sämtl iche Arbeitsplatzbeschreibungen der betroffenen Organisationseinheit 

vorlegen.  War durch eine geplante Organ isationsmaßnahme oder Änderung der 

Geschäftseintei lung die Identität eines Arbeitsplatzes n icht mehr gegeben, so hatte 

das zuständ ige Bundesmin ister ium ebenfa l ls für den betreffenden Arbeitsplatz und 

a l le anderen von dieser Organisationsmaßnahme betroffenen Arbeitsplätze eine 

neue Arbeitsplatzbeschreibung zu erstel len und einem neuerl ichen Bewertungs­

verfahren durch das BKA zu unterziehen. 

Das BKA führte im Jahr 2014 in Summe 566 Bewertungsverfah ren fü r die Ressorts 

durch. Es bezeichnete d ie zentra l isierte Arbeitsplatzbewertung durch das BKA a ls  

unabdingbar für die Sicherste l lung e iner bundesweit gleichen und einheitl ichen Be­

wertung. 

(7) H iebei untersch ieden d ie Ressorts Arbeitsplätze, die sie einer Ei nzeIarbeitsp latz­

bewertung (beispielsweise i n  den Zentralste l len)  unterzogen, und Arbeitsplätze, 

die bereits durch Richtverwendungen8 bzw. einen Standa rdarbeitsplatz9 definiert 

waren. Diese betrafen weitgehend nachgeordnete Dienststel len mit standardisier­

ter Struktur  und standardis iertem Aufbau der Organ isationsei nheit. In d iesem Fa l l  

Richtverwendungen sind gesetzlich zugeordnete Arbeitsplätze, die den Wert wiedergeben, d e r  ihnen auf­

grund ihres Inhalts und ihrer organisatorischen Stellung am Tag des Inkrafttretens der betreffenden Geset­

zesbestimmung zukommt. 

Das BMF verwendete für die "Typisierung" von Arbeitsplätzen den Begriff von "Standard-Arbeitsplätzen". 

Ein Standard-Arbeitsplatz konnte, musste aber nicht ident mit einer Richtverwendung sein. 
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35.2 

konnte eine Arbeitsplatzbeschreibung für e ine Vielzah l  an e inzelnen Arbeitsplätzen 

herangezogen werden. 

(8) Auch d ie überprüften Ressorts benötigten von 2009 bis 2014 fü r Änderungen 

der Arbeitsplätze in  den Zentra lstel ien jeweils E inzelarbeitsplatzbewertungsverfah­

ren .  H ingegen konnten in  den nachgeordneten Dienststel len/Bereichen mit den 

Richtverwendungen bzw. Standardarbeitsplätzen mit wenigen Arbeitsplatzbewer­

tungsverfahren große Bereiche an Arbeitsplätzen abgedeckt werden:  

- Das BKA a ls persona lführendes Ressort führte bspw. im Jahr 2014 in der Zentral­

steI le 29 Bewertungsverfahren für 29 Arbeitsplätze durch.  

- Auch das BMF ging in der Zentra lstel le mit E inzelarbeitsplatzbewertungsverfah­

ren vor. Im nachgeordneten Bereich konnte das BMF hingegen auf Standardar­

beitsplätze referenzieren.  So konnten im Jahr 2014 m it der Bewertung von fünf 

Standardarbeitsplätzen 1.869 potenziel l  betroffene Arbeitsplätze bewertet wer­

den.  

- Nach Angaben des BMGF erfolgten im Prüfungszeitraum die Neu- bzw. Auf­

und Abwertungen immer durch Einzelarbeitsplatzbewertungsverfahren. 

- Im BMVIT waren a l le 80 Bewertungsanträge im Jahr  2014 E inzeIa rbeitsplatzbe­

wertungen.  

Der RH h ielt fest, dass für  die Arbeitsplatzbewertung in  den Zentra lstel len der Res­

sorts weitgehend Einzela rbeitsplatzbewertungsverfahren erforderlich waren. Dies 

konnte in Folge von Organ isationsänderungen zu einer umfassenden und verwal­

tungsaufwendigen Neubewertung jedes einzelnen Arbeitsplatzes innerhalb der 

betroffenen Organ isationseinheit führen. Der RH beurtei lte positiv, dass es durch 

die Verwendung von Standardarbeitsplätzen bzw. Richtverwendungen in den nach­

geordneten Dienststel len gelungen war, mit einer Arbeitsplatzbewertung e ine Viel­

zah l  an gleichen Arbeitsplätzen zu e rledigen. 

Daher empfah l  der RH dem BKA, auch für Zentra lstel len d ie Möglichkeit eines 

strukturierten Abtei lungsaufbaus mit standardisierten Arbeitsplätzen des Al lgemei­

nen Verwaltungsd iensts einzurichten . Die Neubewertung ei nes e inzelnen Arbeits­

platzes wäre danach nur noch bei Abweichung von den standard isierten Arbeits­

plätzen erforderl ich . Diese Standard isierung würde 

- bei den Ressorts und dem BKA eine wesentl iche Verwaltungsvereinfachung 

bei inha ltl icher Neuausrichtung eines Arbeitsplatzes oder bei Organisationsän­

derungen bringen, 
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35.3 

35.4 

- die im Personalp lan durch die variablen Pools vorgesehene Flexibi l isierung un­

terstützen und 

- die Mobi l ität der Bediensteten innerhalb des Bundes fördern . 

Laut Stel lungnahme des BKA sei die Schaffung von "Jobfami l ien" in Zentra lste l len 

aufgrund der Vielfalt der Aufgabenbereiche kaum möglich . Diese wäre erst im Rah­

men der Era rbeitung eines neuen Dienstrechts s innvol l .  Dies insbesondere desha lb, 

weil beispie lsweise im A2-Gehaltsschema neun Funktionsgruppen vorlägen und 

jeder zusätzl iche Aufgabenbereich in einem Ressort einen entsprechenden Wunsch 

nach einer anderen (höheren)  Funktionsgruppe zur Folge habe. 

Der RH entgegnete dem BKA, dass ein strukturierter Abtei lungsaufbau mit standar­

disierten Arbeitsplätzen gerade d ie vom BKA angeführten laufenden Ressortwün­

sche bei geänderten Aufgabenbereichen verh indert. 

ADV-Sonderverträge 

36.1 (1) Neben den Besoldungsgruppen wie etwa Allgemeiner Verwaltungsd ienst, Exe­

kutivdienst oder Lehrpersonen enthielt der Personalplan je Untergliederung auch 

die P lanste l lenkontingente für den ADV-Bereich (automationsunterstützte Daten­

verarbeitung). 2015 waren in Summe 919 P lanstel len vorgesehen und rd. 620 VBÄ 

im ADV-Bereich dokumentiert: 

Tabelle 16: Personal im ADV-Bereich 

Zentralstel ien 

nachgeordneter Bereich 

gesamt 

Stand 201S 

I Planstellen I VBÄ 

292 203,36 

627 416,70 

919 620,08 

Quelle: BKA 

(2)  Die Rechte und Pfl ichten der Vertragsbed iensteten und insbesondere deren be­

soldungsrechtliche Ste l lung ( Entlohnungsschemata und -gruppen, Entge lt) waren 

durch das Vertragsbedienstetengesetz (VBG) absch l ießend geregelt. 

In Ausnahmefä l len konnten vom VBG abweichende dienstvertragliche Vereinbarun­

gen, sogenannte Sonderverträge, geschlossen werden. Sonderverträge bedurften der 

Zustimmung des Bundeskanzlers. Dieser konnte bei Bedarf verbind l iche Richtl inien 

für die einheitliche Gesta ltung bestimmter Arten von Sonderverträgen festlegen und 

für den Abschluss solcher Sonderverträge eine generelle Genehmigung ertei len. 
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36.2 

Solche Sondervertragsricht l in ien, bei deren Beachtung die Genehm igung des Bun­

deskanzlers a ls ertei lt galt, bestanden fü r bestimmte Berufsgruppen.1o 

(3) Da es sich bei ADV-Personal im Bund in den 1980er Jahren um einen Mangel­

beruf handelte, der Bund aber erhöhten Bedarf an Bediensteten mit einschlägigen 

Kenntnissen und Fäh igkeiten hatte, legte die Sondervertragsrichtl in ie fü r ADV-Be­

dienstete (erstmals 1993) ein eigenes Entlohnungsschema mit insgesamt acht Be­

dienstetengruppen (SV/1/1 bis SV/7) fest. Dieses sol lte eine Überzah lung gegenüber 

einer Bewertung im Al lgemeinen Verwaltungsd ienst und damit die Erhöhung der 

Attraktivität des Bundes a ls Arbeitgeber für diesen Mangelberuf ermöglichen . Die 

E inreihung in  eine Bedienstetengruppe nach d iesem ADV-Schema erfolgte auf­

grund einer Arbeitsplatzbewertung durch den Bundeskanzler (siehe TZ 35) .  Außer­

dem ermögl ichte das ADV-Schema eine verbesserte Vord ienstzeitenanrechnung 

im Ausmaß von maximal neun (statt fünf) Jahren im Vergleich zum Al lgemeinen 

Verwaltungsd ienst. Seit der Bundesbesoldungsreform 2015, BGBI. I Nr. 32/2015, 

war ohnehin e ine Anrechnung einsch lägiger Vord ienstzeiten im Ausmaß von bis zu 

zehn Jahren in  a l len Besoldungsgruppen bzw. Entlohnungsschemata mögl ich.  

Für die Beschäftigung von Personal im Rahmen der ADV-Sondervertragsrichtlinie waren 

im Personalplan eigene ADV-Planstel len vorgesehen, welche für Vertragsbedienstete in 

der entsprechenden Wertigkeit (SV/1/1 bis SV/7) zu binden waren. Wurde eine Beamtin 

bzw. ein Beamter auf einem ADV-Arbeitsplatz verwendet, war dieser entsprechend ei­

ner in der Sondervertragsrichtlinie vorgesehenen IISchattenbewertung"11 zu besolden. 

Diesen Beamtinnen und Beamten gebührte bis Oktober 2010 außerdem eine speziel le 

ADV-Zulage. Daher war für sie auch eine ADV-Planstelle zu binden. Für Beamtinnen und 

Beamte, die nach diesem Zeitpunkt (erstmals) auf einem ADV-Arbeitsplatz verwendet 

wurden, konnte auch eine Planstelle des Allgemeinen Verwaltungsdiensts gebunden 

werden. Beamtinnen und Beamte waren somit bei den ADV-Planstel len im Personalplan 

hinsichtlich ihres Beschäftigungsausmaßes (in Vollbeschäftigtenäquivalenten) nicht voll­

ständig berücksichtigt. 

Der RH stel lte kritisch fest, dass im Personalp lan die ADV-Planstellen nur  fü r auf 

ADV-Arbeitsplätzen verwendete Vertragsbed ienstete zu binden waren und nur  de­

ren Beschäftigungsausmaß in  Vol l beschäftigtenäquivalenten richtig dargestel lt 

wurde. Für Beamtinnen und Beamte bestand eine derartige Verpfl ichtung nur, wenn 

diese bereits vor Entfa l l  der spezie l len ADV-Zulage im Oktober 2010 auf d iesen 

Arbeitsplätzen verwendet wurden. 

10 u.a. ADV-Bedienstete, Fixbezügler in Kabinetten, H ilfskräfte Bodenschätzer, Vertragslehrpersonen in Man­

gelfächern, Vertragslehrpersonen in  schulischer Tagesbetreuung, Ärztinnen und Ärzte an Justizanstalten, 

Vertragsbedienstete im fremden- und grenzpolizeilichen Bereich, polizeiärztlicher Dienst, Mil itärärztinnen 

und -ärzte, Mi litärpiloten, Exekutivbedienstete im 5pitzensport 

11 50 entsprach bspw. die Einreihung in der ADV-Bedienstetengruppe 2 einem Arbeitsplatz der Wertigkeit Al/3. 
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36.3 

Abschnitt V I: 

I n  Folge bi ldeten die im Personalp lan vorgesehenen ADV-Planstel len daher keine 

Höchstgrenze für die Beschäftigung von Personal  auf ADV-Arbeitsplätzen und er­

fü l lten somit n icht d ie wesentl iche Funktion des Personalp lans. Dies war nach An­

sicht des RH auch n icht transparent, da dadurch die im Persona lplan bei den ADV­

Planste l len angegebenen Werte an Vol l beschäftigtenäqu iva lenten unvol lständig 

waren und keine Aussage ü ber die Anzah l  der tatsächl ich auf ADV-Arbeitsplätzen 

verwendeten Bed iensteten möglich war. 

Der RH wies auch darauf h in, dass seit der Bundesbesoldungsreform 2015 im ADV­

Entlohnungsschema im Vergleich zum Al lgemeinen Verwaltungsdienst keine höhere 

Anrechnung von Vordienstzeiten mehr möglich bzw. auch nicht erforderlich war. 

Zur Verwaltungsvereinfachung und zur Erhöhung der Transparenz empfah l  der RH 

dem BKA, das ADV-Sondervertragsschema und die entsprechenden Planste l len­

konti ngente im Personalp lan aufzulösen. Hiezu wären die zugehörigen ADV-Ar­

beitsplatzbewertungen auch im H inbl ick auf d ie Aufrechterhaltung der Attraktivität 

des Bundes a ls  Arbeitgeber für ADV-Mangelberufe zu aktual isieren und d iese 

neuen Arbeitsplätze in das Schema des Al lgemeinen Verwaltungsdiensts überzu­

führen. Dies wäre erforderl ich, weil eine bloße Auflösung der P lanstel lenkontin­

gente der auf ADV-Arbeitsplätzen beschäftigten Sondervertragsbediensteten zu 

geringerer Transparenz führen würde, da diese gegenüber den Beamtinnen und 

Beamten des Allgemeinen Verwaltungsdiensts besser besoldet wurden . 

Das BKA tei lte in seiner Stel l ungnahme mit, dass sich ein d iesbezügliches Konzept 

bereits in Ausarbeitung befinde. 

Personal des Bundes außerhalb des Personalplans 

Ausbildungsverhältnisse im Bundesdienst 

37.1 (1 )  Bundesbedienstete absolvierten grundsätz l ich eine Ausbi ldungsphase, um auf 

die spezifischen Aufgaben in  den jewei l igen Ressorts, beispielsweise auf den Al lge­

meinen Verwaltungsdienst oder auf den Exekutivd ienst, vorbereitet zu werden.  Die 

Ausbi ldung erfolgte im Rahmen des Dienstverhältnisses, somit waren d iese Be­

diensteten im Personalplan mit den Planstel len, den Vol lbeschäftigtenäqu iva lenten 

und den Persona lcontrol l ingpunkten berücksichtigt. 

(2)  Darüber h inaus gab es im Bund auch Ausb i ldungsverhältnisse, die n icht aus­

sch l ießl ich für e ine spätere Tätigkeit im  Bundesdienst vorgesehen waren und auch 

n icht im Rahmen eines Dienstverhältn isses absolviert wurden.  In  solchen Ausbi l­

dungsverhältnissen zum Bund standen 
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Verwaltungspraktika 

Rechtspra ktika 

U nterrichtspraktika 

Lehrlinge 

- Lehrl inge und 

- Praktikantinnen und Praktikanten (Verwaltungspraktika, Rechtspraktika und Un­

terrichtspraktika) .  

Da d iese Ausbi ldungen n icht im Rahmen eines Dienstverhältn isses absolviert wur­

den, waren die Ausbi ldungsverhältnisse n icht im Personalp lan berücksichtigt. 

Tabel le 17 zeigt die Entwickl ung des Stands an Verwa ltungspraktika, Rechtsprak­

tika, Unterrichtspraktika und Lehr l ingen im Bund von 2009 bis 2014. Darüber h in­

aus ist auch die Anzahl der Lehrlinge in ausgegl iederten Ein richtungen angeführt. 

Tabelle 17: Ausbildungsverhältnisse beim Bund 

I 2009 I 2010 I 2011 I 2012 

Anzahl 

2 10 257 324 332 

902 893 958 674 

890 788 812 795 

1. 145 1.257 1.348 1.342 

I 2013 I 2014 I Änderung 
2009 bis 2014 

506 607 + 397 + 189,0 % 

694 768 - 134 - 14,9 % 

928 1. 163 + 273 + 30,7 % 

1.384 1.427 + 282 + 24,6 % 

Lehrlinge in ausgegliederten 
2.479 2.665 2.395 2.634 2.634 2.243 - 236 - 9,5 % 

Einrichtungen 

Rundungsdifferenzen möglich 

Stand 31. Dezember 

37.2 

Quellen: BKA "Das Personal des Bundes 2009 bis 2014"; BMJ ( Rechtspraktikanten) 

Die in der Tabel le 17 für die Verwa ltungspraktika und Rechtspraktika angegebenen 

Werte gelten jeweils für den Stichtag 31. Dezember. Damit sind nur jene Ausbi l­

dungsverhältnisse erfasst, die bis zum oder über den 31.  Dezember h inaus aufrecht 

waren .  

Der RH merkte an,  dass die Ausbi ldungsverhältnisse im Bund - im Jahr  2014 waren 

das nahezu 4.000 - n icht im Personal p lan dargeste l lt  waren, weil d iese Ausbi l­

dungsverhä ltnisse ke ine Planstel len im Sinne des Personalplans gebunden hatten. 

Dadurch feh lte im Personalplan jegliche I nformation über diese Ausbi ldungsver­

hältn isse. H insichtl ich seiner Empfehlungen, d ie Anzah l der Ausbi ldungsverhä lt­

n isse je Untergl iederung a ls I nformation im Personalplan darzustellen, verwies der 

RH auf die TZ 38, TZ 39, TZ 40 und TZ 41. 
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Lehrlinge im Bund 

38.1 

38.2 

(1 )  Ein Ziel der Bundesregierung war es, die Ausb i ldung von Lehrl ingen im Bundes­

dienst zu fördern, um Jugendl ichen einen qua l ifizierten E instieg in das Berufsleben 

zu ermögl ichen und auch auf d iese Weise einen Beitrag zur Reduktion der Jugend­

arbeitslosigkeit zu le isten .  

Bei de r  Aufnahme von Lehrl i ngen sol lte im  Rahmen der  ressortspezifi schen Mög­

l ichkeiten insbesondere darauf h ingewirkt werden, zukunftsorientierte Ausbi l­

dungswege zu forcieren. Daher wurden d ie J ugendl ichen, neben dem klassischen 

Leh rberuf des Verwaltungsassistenten - etwa zwei Drittel der Lehrli nge im Bund 

absolvierten diese Ausbi ldung -, auch verstärkt in techn ischen Berufen ausgebil­

det. Dazu zäh lten etwa die Berufsfelder Informationstechnologie, Meta l ibearbei­

tung, Luftfahrzeugtechn ik  oder Vermessungstechnik. Daneben bot der Bund die 

herkömml ichen Leh rberufe wie Tischler oder Kleidermacher an. I nsgesamt b i ldete 

der Bund d ie J ugendl ichen in 53 Lehrberufen aus.  

Voraussetzung fü r d ie Aufnahme von Leh rl ingen war die budgetäre Bedeckung im 

Sachaufwand des Ressorts; darüber h inaus gab es mangels Erfassung im Personal­

plan keine Vorgaben bezüglich Planstel len, Vol l beschäftigtenäquiva lente und Per­

sonalcontrol l i ngpunkte. 

(2) Das Leh rverhältnis endete mit Ablauf der im Lehrvertrag vereinbarten Dauer 

der Lehrzeit. Während der ansch l ießenden verpfl ichtenden Behaltefrist von 

d rei  Monaten bestand d ie Möglichkeit, sich um einen Arbeitsplatz i n  einem der 

Bundesm in isterien oder i h ren nachgeordneten Dienststel len zu bewerben, bei­

spielsweise bei bundesinternen Arbeitsplatzausschreibungen im Rahmen des Mo­

bi l itätsmanagements. 

(3) Para l lel zur Lehre konnten Lehrl inge im Bund kostenfrei Kurse und Prüfungen für 

die Berufsreifeprüfung absolvieren, um durch d ie höhere Qual ifikation die Berufs­

und Karrierechancen zu verbessern. Die Berufsreifeprüfung umfasste insgesamt 

vier Tei lprüfungen in den Fächern Deutsch, Mathematik, Engl isch und einem Fach 

aus dem erlernten Berufsfeld.  

Der RH begrüßte die I n itiative der Bundesregierung, die Ausbi ldung von Lehrl ingen 

im Bundesd ienst zu fördern, sowie d iesen Lehr l ingen die Berufsreifeprüfung zu er­

möglichen. 

Im Sinne der Transparenz empfah l  der RH dem BKA, die tatsächl iche Anzahl der 

Ausbi ldungsverhältn isse "Leh rl ing" durch eine ergänzende Übersicht im Personal­

plan - struktu riert nach den Untergl iederungen - für das vorangegangene Finanz­

jahr  als I nformation darzuste l len. 
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38.3 

38.4 

39.1 

Das BKA verwies in seiner Ste l lungnahme auf seine Ausführungen zu TZ 5, wonach 

der Personalp lan die gesetzl iche Grund lage zur Personalkapazitätssteuerung von 

Beamtinnen und Beamten und Vertragsbediensteten im Bund sei, jedoch keine I n­

formationsverpfl ichtung über sonstige Dienstverhältn isse vorgebe. Darüber hinaus 

dienten laut BKA eine jährl iche Berichterstattung an den Min isterrat sowie d ie Pu­

b l ikation im "Personal des Bundes" zur I nformation. 

Der RH entgegnete, dass die Dienstverhältnisse von Lehrlingen weder hinsichtlich ihrer 

Anzahl zentral im Personalplan dargestellt noch hinsichtlich ihrer Kosten dem Personal­

aufwand zugerechnet waren. Der Mehrwert der ergänzenden Übersicht im Personal­

plan besteht darin, dass der Umfang des für den Bund leistenden - und somit Aufga­

ben des Bundes wahrnehmenden - Personals zumindest für das vorangegangene 

Finanzjahr in Relation zu dem im Personalplan genehmigten Personal dargestel lt wird. 

(1 )  Die Anzah l  und der Aufwand fü r Lehrl inge im Bund stel lten sich wie folgt dar :  

Tabelle 18: Lehrlinge im Bund und bei ausgegliederten Einrichtungen 

per 31. Dezember I 2009 I 2010 I 2011 I 2012 I 2013 

Lehrlinge 

in Mio. EUR 

I 2014 I Änderung 
2009 bis 2014 

Auszahlungen Lehrlinge 
9,65 1 1,56 12,75 13,96 15,39 16,92 + 75,4 % 

mit Lehrverhältnis zum Bund 1. 2 

Anzahl 

Lehrlinge mit Lehrverhältnis zum Bund 1. 145 1.257 1.348 1.342 1.384 1.427 + 24,6 % 

Lehrlinge mit Lehrverhältnis zu ausgegliederten 
2.479 2.665 2.395 2.634 2.634 2.243 - 9,5 % 

Einrichtungen 

Lehrlinge Bund und ausgegliederte E inrichtungen 3.624 3.922 3.743 3.976 4.018 3.670 + 1,3 % 

1 Darin waren die Grundbezüge, Belohnungen, Geldaushilfen, Erschwerniszulagen und Dienstgeberbeiträge enthalten. 

2 2009 bis 2012 "Ausgaben", ab 2013 "Auszahlungen" 

Quellen: BKA, "Das Personal des Bundes"; Haushaltsinformationssystem des Bundes 

Die Anzah l  der Lehrl inge, die d i rekt beim Bund beschäftigt waren, stieg von 1. 145 

im Jahr  2009 auf 1 .427 im Jahr  2014. Dies entsprach einer Ste igerung um 24,6 %. 

Gleichzeitig stieg der Personalaufwand für Lehrl inge um 75,4 % von 9,65 Mio. EUR 

auf 16,92 Mio .  EUR .  Der jährl iche Personalaufwand pro Lehrl ing im Bund betrug im 

Jahr  2014 durchschnittl ich 11 .859 EUR. 

(2) In den überprüften Ressorts stel lten sich die Anzah l  und der Aufwand für Lehr­

l inge per 31 .  Dezember wie folgt dar  (die stichtagsbezogene Angabe berücksichtigt 

unterjährige F luktuationen nicht) : 
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Lehrlinge per I 31. Dezember 

Anzahl 

Auszahlungen' 
in EUR 

Anzahl 

Auszahlungen' 
in  EUR 

Anzahl 

Auszahlungen' 
in EUR 

Anzahl 

Auszahlungen' 
in  EUR 

Anzah l  

Auszahlungen' 
in EUR 

Tabelle 19: Lehrlinge im BKA, BMF, BMGF, BMVIT, BMJ 

2009 I 2010 I 2011 I 2012 I 2013 

BKA' 

11 12 1 1  10 12 

138.390 104.553 1 17.730 150.749 129.423 

BMF 

68 86 143 180 200 

467.395 624.799 943.064 1 .528.408 1.985.285 

BMGF 

10 15 13 16 15 

106.637 149.074 167.914 165.950 169.460 

BMVIT 

15 19 15 10 8 

188.817 157.138 207.493 172.859 168.094 

BMJ 

275 288 299 340 357 

2.316.640 3.097.588 3.303.884 3 .444.958 3.798.803 

I 2014 I Änderung 
2009 bis 2014 

17 + 6  + 54,6 % 

195.869 + 57.479 + 41,5 % 

194 + 126 + 185,3 % 

2.368.594 + 1.901.199 + 406,8 % 

18 + 8  + 80,0 % 

226.424 + 119.787 + 1 12,3 % 

5 - 10 - 66,7 % 

40.300 - 148.517 - 78,7 % 

403 + 128 + 46,6 % 

4.509.202 + 2. 192.562 + 94,6 % 

Rundungsdifferenzen möglich 

I BKA ab 2014 inkl. Kunst und Kultur (UG 32) 

, 2009 bis 2012 "Ausgaben", ab 2013 "Auszahlungen" 

39.2 

Quellen: BKA; BMF; BMGF; BMVIT; BMJ; Haushaltsinformationssystem des Bundes 

- Die Anzah l  der Lehr l inge im BMF stieg von 2009 bis 2014 von 68 auf 194. Das 

BMF verwies hiezu auf die Ausbi ldung fü r die Tätigkeit in den nachgeordneten 

Dienststel len, die bei einer a l lfä l l igen Übernahme in  den Dienststand des BMF 

vortei l haft genutzt werden konnte. 

- Das BMJ engagierte sich entsprechend dem Programm der Bundesregierung in 

der Lehrl ingsausbi ldung. Daher erhöhte s ich die Anzah l  der Leh rl inge von 2009 

bis 2014 von 275 auf 403; das entsprach einer Steigerung um 128 Personen bzw. 

46,6 %. Das BMJ konnte im Zeitraum 2009 bis 2014 von den 542 Lehrli ngen, 

welche die Lehrabsch lussprüfung erfolgreich absolvierten, 416 zumindest in  ein 

befristetes Dienstverhältnis übernehmen; dies entsprach einer Weiterbeschäf­

tigungsquote von etwa 77 %. 

(1 )  Der RH empfah l  den zuständigen Ressorts, in  Abhängigkeit von dem jewei l igen 

arbeitsmarktspezifischen U mfeld in  den Zielvereinbarungen mit den ausgeglieder­

ten Unternehmen auf Ausbi ldungsplätze für Lehrl i nge Bedacht zu nehmen. 
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39.3 

(2) Der RH hob das Engagement des BMJ in der Ausbi ldung von Lehrl ingen und die 

daraus abgeleiteten positiven Effekte für die Persona lrekrutierung, z .B .  e inschlä­

gige Ausbi ldung sowie Erprobung h insichtl ich der persönl ichen und fachl ichen Eig­

nung, anerkennend hervor. 

(1 )  Laut Ste l lungnahme des BKA würden durch eine Ausgl iederung in rechtl icher 

H insicht die für den bundesi nternen Bereich geltenden Steuerungsmögl ichkeiten 

aufgegeben. Je nach Rechtsform der Ausgl iederung seien zudem verbindl iche Vor­

gaben im Personalbereich oftmals rechtl ich fragwürdig. Die Empfehlung des RH 

könne daher a l lenfa l ls in  zukünftigen Zielvereinba rungen als möglicher Diskussions­

punkt vorgeschlagen werden. Dies sei aber in Abhängigkeit von Bedarf und Kapazi­

tät des Unternehmens individuel l  zu betrachten. 

(2)  Das BMF tei lte in  seiner Stel l ungnahme mit, dass es den Unternehmen, mit 

denen das Ressort in Kontakt stehe, regelmäßig den Lehrberuf empfehle. Dies vor 

dem H intergrund der Arbeitsmarktsituation a l s  auch aufgrund des U mstandes, 

dass das BMF einen Lehrberuf a ls  s innvol le Ausbi ldung beurtei le .  Derartige Emp­

feh lungen werde das BMF auch in  H inkunft innerha lb der rechtl ichen Rahmenbe­

dingungen aussprechen. 

(3)  Wie das BMGF in seiner Stel lungnahme mittei lte, handle es sich bei ausgegl ie­

derten Rechtsträgern um ju ristische Personen, d ie zwar in einem Naheverhältnis 

zum Bund stünden, deren Aufgabenerfü l lung jedoch privatwirtschaftl ichen Struk­

turen und Managementpraktiken unterliege. Die Hauptziele von Ausgl iederungen 

seien unter anderem die wirtschaftl iche Leistungserbringung sowie die Erhöhung 

der F lexibi l ität der Leistungserbringung. Diese Merkmale würden dafür sprechen, 

gerade n icht in das Personalmanagement von ausgegl iederten Rechtsträgern ein­

zugreifen, und zwar weder durch Höchstgrenzen bei der Aufnahme, noch durch 

verpfl ichtende Aufnahmevorschriften.  Es solle dem ausgegliederten Rechtsträger 

selbst überlassen bleiben, im Sinne der Wirtschaftl ichkeit dann Personal aufzuneh­

men und auszubi lden, wenn entsprechender Bedarf bestehe. 

(4) Im BMVIT wurde - so dessen Ste l lungnahme - aktuel l  bereits der Themenblock 

" Lehrl inge" behandelt und mit den Unternehmen ausgesteuert, ebenso wie dies 

bei anderen Themen - z.B.  Beschäftigung ä lterer Arbeitnehmerinnen und Arbeit­

nehmer, Karenzmanagement, Diversity, Frauenförderung - der Fa l l  sei. Die ÖBB 

(E igentümerverwaltung BMVIT) zäh lten zu den größten Lehrl ingsausbi ldnern der 

Repub l ik  Österreich; auch das BMVIT finanziere hier aktiv sogenannte Ü berbe­

darfslehrl i nge. 

(5) Das BMJ merkte in seiner Stel lungnahme an, dass in den ausgegliederten Einrich­

tungen im Zuständigkeitsbereich des Justizressorts keine Ausbi ldung von Lehrl ingen 

erfolge. 

III-339 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 91 von 100

www.parlament.gv.at



Bericht des Rechnungshofes R 
-

Personalbewirtschaftung des Bundes mit dem Schwerpunkt Personalp lan H 

39.4 (1)  Der RH entgegnete dem BKA und dem BMF, dass d ie Steuerung ausgegliederter 

Rechtsträger durch Ausgl iederungsgesetze, die Vertretung in den Aufsichtsorganen 

aber auch mit H i lfe von Zielvereinbarungen erfolgte. Somit stehen nach Ansicht des 

RH Zielvereinbarungen zur Anzah l  von Ausbi ldungsplätzen nicht im Widerspruch zu 

den Bestimmungen des Gesel lschaftsrechts und des Bundesministeriengesetzes. 

(2) Der RH begrüßte das Bemühen des BMF, im Rahmen der rechtl ichen Möglich­

keiten den Lehrberuf jenen U nternehmen regelmäßig zu empfehlen, m it denen das 

BMF in  Kontakt steht. 

(3) Der RH entgegnete dem BMGF, dass ausgegliederte Rechtsträger zwar privat­

wirtschaftliche Strukturen und Managementpraktiken nutzen, um ihre Aufgaben zu 

erfü llen, a l lerdings haftet der Bund als Eigentümer. Zusätzl ich werden ausgegl ie­

derte Rechtsträger tei lweise durch Transferle istungen des Bundes finanziert. Aus 

d iesen Gründen hob der RH das Ziel der Bundesregierung hervor, die Ausbi ldung 

von Leh rl ingen zu fördern. Nach Ansicht des RH sollten darin  auch die Leh rl inge in 

ausgegliederten Rechtsträgen einbezogen werden. In  Verbindung mit dem Inkraft­

treten des Jugendausbi ldungsgesetzes sowie des Ausbi ldungspfl ichtgesetzes ist die 

U msetzung d ieser RH-Empfeh lung von besonderer Bedeutung. 

(4) Der RH begrüßte, dass das BMVIT sich dem Themenblock " Lehrl inge" widmete 

und auch die zugehörigen ausgegl iederten Unternehmen im Rahmen der Steue­

rung damit befasste. 

Verwaltungspraktika 

40.1 (1) Beim Verwaltungspraktikum handelte es sich um ein Ausbi ldungsverhältnis, in 

dem Praktikantinnen und Praktikanten die bisherige Ausbi ldung durch eine prakti­

sche Tätigkeit in der Bundesverwaltung ergänzen und vertiefen und dadurch Be­

rufspraxis erwerben konnten .  Es stand Personen mit abgesch lossener Ausbi ldung 

(mittlere Schu le, Lehre, höhere Schule oder Un iversität) offen und war auf zwölf 

Monate begrenzt. 

Voraussetzung für die Aufnahme von Praktikantinnen und Praktikanten war d ie 

budgetäre Bedeckung im Sachaufwand des Ressorts. Mangels Erfassung im Perso­

nalp lan bestanden keine Vorgaben bezüglich P lanstel len, Vol i beschäftigtenäqu iva­

lente und Persona lcontrol l ingpunkte. 

(2) Praktikantinnen und Pra ktikanten erhielten je nach höchster abgeschlossener 

Vorbi ldung einen Ausbildungsbeitrag. Dessen Höhe ab 1. Jänner 2016 zeigt die fol­

gende Tabelle: 
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Tabelle 20: Ausbildungsbeitrag für Verwaltungspraktika 

Verwendung 
1 1. bis 3. Monat 1 

in EUR 
ab 4. Monat 

in EUR 

für Absolventinnen und Absolventen eines Studiums (gemäß § 87 Abs. 1 Universitätsgesetz 
1 .272,35 2.544,70 

2002 bzw. gemäß § 6 Abs. 2 Fachhochschul-Studiengesetz) 

für Absolventinnen und Absolventen einer höheren Schule (Matura) 943,60 1.887,20 

für Absolventinnen und Absolventen einer mittleren Schule oder nach Erlernung eines 
838,75 1.677,50 

Lehrberufs 

für sonstige Verwaltungspraktika 784,05 1 .568,10 

Quelle: VBG 

Für jedes Kalendervierteljahr  gebührte darüber hinaus e ine Sonderzahl ung in der 

Höhe von SO % des Ausbi ldungsbeitrags. 

(3) Der Aufwand des Bundes für Verwaltungsprakti kanten stellte sich fü r das 

Jahr  2014 wie folgt dar :  

Tabelle 21: Auszahlungen für Verwaltungspraktika je Ressort 

Ressortbezeichnung laut BRA Untergliederung 

Bundesgesetzgebung UG 02 

Verfassungsgerichtshof UG 03 

Volksanwaltschaft UG 05 

Bundeskanzleramt UG 10; UG 32 

Inneres UG 11 

Äußeres UG 12 

Justiz UG 13 

Mi l itärische Angelegenheiten und Sport UG 14 

Finanzverwaltung UG 15 

Arbeit; Soziales und Konsumentenschutz UG 20; UG 2 1  

Gesundheit UG 24 

Familien und Jugend UG 25 

Bildung und Frauen UG 30 

Wissenschaft und Forschung; Wirtschaft UG 31; UG 40 

Verkehr, Innovation und Technologie UG 41 

Land-, Forst- und Wasserwirtschaft UG 42 

Bund Gesamtauszahlungen 

I Aufwand 2014 ( in EUR) 

99.646 

61.047 

141.901 

151.488 

1.447.955 

1.507.942 

2.512.735 

2.033.443 

1.637.011 

732.046 

231.006 

60.279 

617.787 

1.627.632 

418.792 

501.883 

13.782.592 

Quelle: Haushaltsinformationssystem des Bundes 

Im Verhältnis zur Anzah l  der eigenen Planstel len ( Personalp lan 2014) beschäftigten 

die Volksanwaltschaft (UG OS) und das BMEIA (UG 12) besonders häufig Verwa l­

tungspraktikantinnen und -praktikanten. 
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Im  Jahr 2014 entsprachen d ie Gesamtauszah lungen des Bundes fü r Verwaltungs­

praktikantinnen und -praktikanten in Höhe von rd. 13,78 Mio.  EUR  dem durch­

schnittl ichen jährl ichen Personalaufwand für 195 Vertragsbedienstete in akademi­

scher Referentenverwendung. 

(4) Im gesamten Bund stel lten sich die Anzah l  und die Auszah lungen für Verwal­

tungspraktikantinnen und -praktikanten wie folgt dar (die Erhöhung der Auszah­

lungen ab  2014 war auf eine Gesetzesänderung zurückzuführen, wonach Prakti­

kanten ab dem vierten Monat der Beschäftigung der vol le Ausbi ldungsbeitrag 

gebührte) :  

Tabelle 22: Anzahl der Verwaltungspraktika im Bund 

I 2009 I 2010 I 2011 I 2012 

in Mio. EUR 

Auszahlungen2 Verwaltungspraktikantinnen 
3,4g 4,37 5,01 6,71 

und -praktikanten im Bund ( inkl .  DGB) 

AnzahP 

Verwaltungspraktikantinnen 
210 257 324 332 

und -praktikanten im Bund 

davon Akademikerinnen und Akademiker 104 133 160 182 

DGB = Dienstgeberbeitrag 

1 Anzahl zum Stichtag 31. Dezember 

2 2009 bis 2012 "Ausgaben
"
, ab 2013 "Auszahlungen

" 

I 2013 I 2014 I Änderung 
2009 bis 2014 

in % 

8,24 13,78 + 297,6 

506 607 + 189,0 

250 305 + 193,3 

Quellen: BKA "Das Personal des Bundes 2014"; Haushaltsinformationssystem des Bundes 

Die Anzah l  der Verwaltungspraktika verdreifachte sich von 2009 bis 2014, ebenso 

die Anzah l  der Verwaltungspraktika m it bereits abgesch lossenem Studium.  Die fi­

nanziel len Auszah lungen vervierfachten sich. 

(5)  In  den überprüften Ressorts stel lten sich die Auszah lungen - die im Sachauf­

wand verbucht waren - für Verwaltungspraktika wie folgt dar: 
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AU'''hlu.O'.' '" 

I 
Verwaltungsprak-
tikantinnen und 
-praktikanten 

BKA1 

BMF 

BMGF 

BMVIT 

BMJ 

Tabelle 23: Verwaltungspraktika im BKA, BMF, BMGF, BMVIT, BMJ 

2009 I 2010 I 2011 I 2012 I 2013 I 2014 

in EUR 

103.962 108.989 71.884 75.801 117.907 151.488 

262.892 351.734 306.825 655.524 1. 160.533 1.637.011 

81.316 97. 130 151.518 185.897 175.153 231.006 

163.827 1 15.560 82. 176 80. 159 182.034 418.792 

548.948 790.325 963. 172 1. 172.756 1.484.763 2.5 12.735 

I 
Änderung 

2009 bis 2014 

+ 47.526 + 45,7 % 

+ 1.374.119 + 522,7 % 

+ 149.691 + 184,1 % 

+ 254.966 + 155,6 % 

+ 1.963.787 + 357,7 % 

Rundungsdifferenzen möglich 

1 BKA ab 2014 inkl .  Kunst und Kultur (UG 32) 

2 2009 bis 2012 "Ausgaben", ab 2013 "Auszahlungen" 

40.2 

40.3 

40.4 

Quellen: BKA; BMF; BMGF; BMVIT; BMJ; Haushaltsinformationssystem des Bundes 

Der RH hielt fest, dass sich im Bund d ie Anzah l  der Verwaltungspraktika von 2009 

auf 2014 verdreifachte, wobei der Antei l  an Praktikantinnen und Praktikanten mit 

abgesch lossener akademischer Ausbi ldung gleich bl ieb.  Er wies kritisch auf die feh­

lende Transparenz h in, da einerseits die Anzah l  der Verwaltungspraktika im Perso­

nalp lan nicht enthalten war und andererseits der dafür angefa l lene finanziel le Auf­

wand im Sachaufwand verbucht war. 

Im H inblick auf die Höhe des im Jahr  2014 im Bund für Verwaltungspraktika ange­

fa l lenen finanziel len Aufwands, der jenem für 195 Vertragsbed ienstete in akademi­

scher Referentenverwendung entsprach, empfah l  der RH dem BKA, die tatsächliche 

Anzah l  der Ausb i ldungsverhältn isse "Verwaltungspraktika" durch e ine ergänzende 

Übersicht im Personalp lan strukturiert nach den Untergl iederungen für das voran­

gegangene Finanzjahr als Information darzustel len . 

Das BKA verwies in seiner Ste l lungnahme auf seine Ausführungen zu TZ 5, wonach 

der Personalplan die gesetzl iche G rund lage zur Persona lkapazitätssteuerung von 

Beamtinnen und Beamten sowie Vertragsbediensteten im Bund sei, habe jedoch 

keine Informationsverpfl ichtung über sonstige Dienstverhä ltn isse. Transparenzas­

pekten werde schon derzeit in Form der rege lmäßigen Publ ikationen "Personal  des 

Bundes" Rechnung getragen. 

Der RH entgegnete, dass der Mehrwert der ergänzenden Übersicht im Personal­

plan unter anderem darin besteht, d ie Gesamtzah l  des Persona ls, das für den Bund 

tätig ist und som it Aufgaben des Bundes wahrn immt, - zumindest für das vorange­

gangene Finanzjahr - in Relation zu dem im Personalp lan genehmigten Personal 

darzustel len.  Ziel sollte sein, Transparenz darüber zu schaffen, in welchem Umfang 

der Bund Personal außerha lb  des Stel len plans einsetzt. 
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Rechtsp ra kti ka 

41.1 

41.2 

41.3 

Absolventinnen und Absolventen des Studiums der Rechtswissenschaften hatten 

einen Rechtsanspruch auf Absolvierung der Gerichtspraxis an Gerichten der or­

dentlichen Gerichtsbarkeit. Im Zeitraum 2009 bis 2014 absolvierten jährl ich durch­

schnittlich 800 Personen diese Ausbi ldung: 

Tabelle 24: Anzahl der Rechtspraktika im Bund 

(zum Stichtag 31. Dezember) 

Quelle: BMJ 

Der Rückgang der Anzah l  an Rechtspraktika in den Jahren 2012 bis 2014 gegen­

über 2009 bis 2011 war auf d ie Verkürzung der Gerichtspraxis von neun auf fünf 

Monate zurückzuführen .  Fü r  Richterinnen und Richter, Notarinnen und Nota re, 

Rechtsanwältinnen und -anwälte oder andere juristische Berufe war die Absolvie­

rung der Gerichtspraxis zwingend notwendig. Die Ausbi ldung erfolgte an Bezi rksge­

richten oder an Gerichtshöfen erster Instanz (Landesgerichte) .  Seit 2008 war es 

auch möglich, d ie Gerichtspraxis tei lweise bei der Staatsanwaltschaft zu absolvie­

ren.  Im Rahmen der Gerichtspraxis erfolgte auch die Bewerbung für den richterli­

chen Vorbereitungsdienst. Für Richteramtsanwärterinnen und -anwärter war die 

Absolvierung spezieller Kurse vorgesehen. Rechtspraktikantinnen und -praktikan­

ten erh ielten im Jahr 2015 fü r ihre Tätigkeit einen Ausbildungsbeitrag in  Höhe von 

1 .035 EUR  pro Kalendermonat sowie für je d rei Monate eine Sonderzahlung in  

Höhe von 50 % des Ausbi ldungsbeitrags. 

Die budgetäre Bedeckung des Ausbi ldungsbeitrags fü r Rechtspraktika erfolgte aus 

dem Sachaufwand des BMJ. Darüber h inaus gab es mange ls Erfassung im Persona l­

plan keine Vorgaben bezüglich Planstel len, Vol lbeschäftigtenäquivalente und Per­

sona lcontro l l ingpunkte. 

Der RH hie lt fest, dass der Personalp lan das Ausbi ldungsverhältnis für Rechtsprak­

tika n icht berücksichtigte. Der RH empfah l  daher dem BKA, im Sinne der Transpa­

renz die tatsächl iche Anzah l  der Ausbi ldungsverhältnisse "Rechtspraktika" durch 

eine ergänzende Übersicht im Personalp lan für das vorangegangene Finanzjahr  als 

I nformation darzustel len.  

Das BKA verwies in seiner Ste l lungnahme neuerlich auf seine Ausführungen zu TZ 5, 

wonach der Personalp lan die gesetzliche Grundlage zur Persona lkapazitätssteue­

rung von Beamtinnen und Beamten sowie Vertragsbediensteten im Bund sei, je-
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41.4 

doch keine I nformationsverpflichtung über sonstige Dienstverhältnisse vorgebe. 

Transpa renzaspekten werde schon derzeit in Form der rege lmäßigen Publ ikationen 

im "Personal des Bundes" Rechnung getragen. 

Der RH entgegnete, dass d ie Ausbi ldungsverhältnisse der Rechtspraktikantinnen 

und -praktikanten weder im Personalplan abgebildet noch dem Personalaufwand 

zugerechnet wurden. Der Mehrwert der ergänzenden Übersicht im Personalp lan 

besteht auch darin, das vom Persona lp lan nicht erfasste Personal  (zumindest für 

das vorangegangene Finanzjahr) in Relation zu dem im Personalp lan genehmigten 

Personal darzustel len.  

Unterrichtspraktika 

42.1 (1 )  Ziel des U nterrichtspraktikums war die E infüh rung von Absolventinnen und Ab­

solventen des Lehramts- und zugehörigen Diplomstudiums in das praktische Leh r­

amt an mittleren und höheren Schu len. Im Zeitraum 2009 bis 2014 stel lten sich die 

Anzah l  und die Auszah lungen für U nterrichtspraktika wie folgt dar:  

Tabelle 25: Auszahlungen und Anzahl der Unterrichtspraktika im Bund 

I 2009 I 2010 I 2011 I 2012 I 2013 I 
in Mio. E U R  

Auszahlungen Unterrichts-
14,21 15,19 14,31 14,96 15,69 

praktika im Bund ( inkl .  DGB) 

Anzahl 

U nterrichtspraktika 
im Bund (zum Stichtag 890 788 812 795 928 
31. Dezember) 

DGB = Dienstgeberbeitrag 

I Änderung 
2014 

2009 bis 2014 

19, 16 + 34,9 % 

1 . 163 + 30,7 % 

Quellen: BKA; Haushaltsinformationssystem des Bundes 

Anwärterinnen und Anwärter auf den Lehrberuf waren verpflichtet, ein Unterrichts­

praktikum in der Dauer eines (Schul-)Jahres zu absolvieren. Der Ausbildungsbeitrag 

einer Unterrichtspraktikantin bzw. eines Unterichtspraktikanten betrug 1. 154,39 EUR 

brutto (ab 1.  März 2015: 50 % einer Vertragslehrperson in der ersten Entlohnungs­

stufe) monatlich sowie für jedes Kalendervierteljahr eine Sonderzahlung in Höhe von 

je 50 % des Ausbildungsbeitrags. 

Bedi ngung für d ie Aufnahme von U nterrichtspraktikantinnen und -praktikanten 

war die Verfügbarkeit der Praktikumsplätze und die budgetäre Bedeckung im Sach­

aufwand des BMB; darüber h inaus gab es mangels Erfassung im Personalp lan keine 

Vorgaben bezüglich P lanstellen, Vol lbeschäftigtenäquiva lente und Personalcontrol­

l i ngpunkte. 
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42.2 

(2) Mit 1. September 2015 trat das neue Dienstrecht für den Pädagogischen Dienst 

für neu eintretende Lehrpersonen in Kraft, wobei dessen Anwendung bis Ende des 

Schuljahres 2018/19 fakultativ ist. Das bisherige Ausbildungsverhältnis "Unterrichts­

praktika" läuft mit Ablauf des 31. August 2019 aus. 

Ab Beginn des Schu ljahres 2019/20 unterliegen neu eintretende Vertragslehrperso­

nen dem neuen Dienstrecht. In diesem bietet der Dienstgeber den Absolventinnen 

und Absolventen des Lehramtsstudiums nach Abschluss des ersten Studienabschn itts 

ein Dienstverhältnis an, ermögl icht a lso einen unmittelbaren Berufseinstieg. Die in 

das Dienstverhältnis aufgenommenen Absolventinnen und Absolventen haben eine 

zwölf Monate währende Ausbi ldungsphase auf Basis einer vol len Unterrichtsver­

pflichtung gemeinsam mit einem Mentor zurückzulegen ( Induktionsphase). 

Durch das Eingehen eines Dienstverhältnisses, das eine Planstelle voraussetzt, sind be­

reits in der Ausbildungsphase befindl iche Vertragslehrpersonen im Personalplan erfasst. 

Durch die geänderte rechtl iche Ste l lung von neu eintretenden Vertragslehrperso­

nen, die mit einer Erfassung im Personalp lan verbunden ist, wird die Transpa renz 

auch in  der Ausbildungsphase ab 2019 vol lständig gewährleistet. 

Vom Vertragsbedienstetengesetz ausgenommene Personen 

(beispielsweise Kollektiwerträge) 

43.1 

43.2 

Auf Personen, die in einem privatrechtl ichen Dienstverhältnis zum Bund standen, 

war grundsätzlich das Vertragsbedienstetengesetz 1948 anzuwenden. Von dieser 

Regelung waren jedoch bestimmte, abschl ießend aufgezäh lte Personengruppen12 

ausgenommen, wie beispielsweise Land- und Forsta rbeitskräfte, Pa rtieführung in 

der Wildbach- und Lawinenverbauung, Bauarbeitskräfte, Schu lärztinnen bzw. 

-ärzte oder Küchenpersonal in bestimmten erzieherischen E in richtungen. I hre 

dienstrechtl iche bzw. arbeitsrechtl iche Ste l lung richtete sich nach a l lgemeinen ar­

beitsrechtl ichen, sondergesetzl ichen oder kol lektivvertragl ichen Bestimmungen. 

Zentra le Daten zur Anzah l  derartiger Bediensteter, zu deren vertragl ichen Grund la­

gen und den dafür anfa l lenden Auszah lungen fehlten .  

D ie für d iese Personengruppen anfa l lenden Auszah lungen wurden hausha ltsrecht­

l ich dem Sachaufwand zugerechnet und waren daher im Personalaufwand des 

Bundes n icht erfasst. 

Der RH wies kritisch auf die fehlende Transparenz betreffend d ie vom Vertragsbe­

dienstetengesetz ausgenommenen Personen h in :  

12 Keine der angeführten, vom Vertragsbedienstetengesetz ausgenommenen Personengruppen stand in ei­

nem Beschäftigungsverhältnis zu den von dieser Gebarungsüberprüfung umfassten Ressorts BKA, BMF, 

BMGF, BMVIT und BMJ. 
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43.3 

43.4 

- Die Anzah l  d ieser (nach anderen Bestimmungen a ls dem Vertragsbediensteten­

gesetz) privatrechtl ich beim Bund Beschäftigten war nicht im Persona lp lan oder 

anderen zentra len Personalübersichten des Bundes entha lten. 

- Die für d iese Beschäftigten angefa l lenen Auszah l ungen waren ledigl ich im Sach­

aufwand verbucht. 

- Es bestand keine zentra le Übers icht über die ledigl ich in den einzelnen Ressorts 

vorhandenen, n icht e inheitl ichen arbeitsrechtl ichen Grund lagen. 

Der RH empfah l  dem BKA, e ine zentra le Übersicht über die in den einzelnen Res­

sorts bestehenden Kol lektivverträge einzurichten .  Im Sinne der Transparenz emp­

fah l  der RH dem BKA, die Anzah l  der nach Kol lektivverträgen beim Bund Beschäf­

tigten durch eine ergänzende Ü bersicht im Personalplan strukturiert nach den 

U ntergl iederungen für das vorangegangene F inanzjahr  als I nformation darzustel­

len.  Weiters wäre vom BKA und BMF zu eva luieren, ob die für Kol lektivvertragsbe­

dienstete des Bundes anfa l lenden Personalauszah lungen haushaltsrechtl ich a ls 

Personalaufwand gekennzeichnet werden können. 

(1 )  Das BKA verwies in seiner Ste l lungnahme auf seine Ausführungen zu TZ 5, wo­

nach der Personalp lan die gesetzl iche Grund lage zur Personalkapazitätssteuerung 

von Beamtinnen und Beamten bzw. Vertragsbed iensteten im Bund sei, jedoch 

keine Informationsverpfl ichtung über sonstige Dienstverhältn isse vorgebe. Trans­

parenzaspekten würde schon derzeit in Form der regelmäßigen Publ ikationen im 

"Personal des Bundes" Rechnung getragen.  

Die Kennzeichnung der Personalauszah lungen fü r Kol lektivvertragsbedienstete des 

Bundes als Personalaufwand widerspreche aus Sicht des BKA den geltenden haus­

ha ltsrechtl ichen Bestimmungen. 

(2) Das BMF sagte in seiner Ste l lungnahme zu, die Möglichkeit einer Darste l lung 

der anfa l lenden Personalauszah lungen für n icht dem Vertragsbed ienstetengesetz 

unterliegende privatrechtl iche Bedienstete des Bundes a ls  Personalaufwand zu 

eva l u ieren.  Im Fa l le einer e inheitl ichen Auswertbarkeit könne eine IT -techn ische 

Umsetzung erfolgen. 

Der RH entgegnete dem BKA, dass die Dienstverhältn isse auf Basis von Kol lektiv­

verträgen weder hinsichtl ich ihrer  Anzah l  zentral gesteuert noch im Personalauf­

wand erfasst waren. Kol lektivverträge waren auch nicht Gegenstand des Personal­

berichts im "Persona l des Bundes". 
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Personal  bewirtschaftung des Bundes mit dem Schwerpunkt Personalp lan H 

Dem RH ist bekannt, dass die hausha ltsrechtl ichen Vorschriften die Lohn- und Ge­

ha ltszah lungen an Bedienstete mit Kol lektivverträgen n icht im Personalaufwand 

vorsehen.  Dem RH ist aber e ine transparente Da rste l lung dieser Bediensteten­

gruppe ein Anl iegen, insbesondere auch deshalb, um die Steuerungsfunktion des 

Persona lplans n icht durch in erheblichem Umfang eingesetztes "Personal außer­

ha lb des Ste l lenplans" zu schmälern. 

Der RH bl ieb daher bei seiner Empfehl ung. 

Atypische Beschäftigungsverhältnisse 

44.1 (1)  Atypische Beschäftigungsverhältn isse waren n icht vom Dienstrecht des Bundes 

und daher auch n icht im Personalplan erfasst. Darunter fielen die sogenannten 

freien Dienstverträge sowie Verträge zur Arbeitskräfteüberlassung. 

(2)  Bis 2006 bestand die Verpflichtung, für nicht im Bundesdienst stehende Be­

dienstete, die in  einem Planstel lenbereich des Bundes verwendet wurden und für 

d ie der Bund d ie Personalkosten zu tragen hatte, eine entsprechende freie Plan­

stel le zu binden. Die Verpflichtung zur B indung von Planstel len für freie Dienstver­

träge und Arbeitskräfteüberlassungen wurde im Stel lenplan 2007 aufgegeben und 

war auch im nachfolgenden Personalplan nicht vorgesehen. Die Gesetzesmateria­

lien begründeten d ies damit, dass diese Verträge n icht über den Persona l-, son­

dern über den Sachaufwand abgerechnet würden, keine nachha ltigen Personalauf­

nahmen darste l lten u nd daher e ine B indung von P lanste l len  lIaus 

Transpa renzüberlegungen" n icht erforderl ich sei. 

(3) Der Abschluss von freien Dienstverträgen und Verträgen zur Arbeitskräfteüber­

lassung war auch ohne Herstel lung des E invernehmens mit dem BMF mögl ich, so­

lange bestimmte Wertgrenzen n icht überschritten wurden. 

(4) E inheitl iche Vorgaben zum Inhalt von Arbeitskräfteüberlassungsverträgen, vor 

a l lem zu den von überlassenem Personal ei nzuha ltenden a l lgemeinen und beson­

deren Verha ltensstandards ( insbesondere rechtmäßige Aufgabenerfü l l ung, Wah­

rung des Vertrauens der Al lgemeinheit in  die sachl iche Aufgabenwahrnehmung, 

Verbot der Geschenkannahme, Regelungen zu Nebenbeschäftigungen) bestanden 

nicht. 

(5) Die Auszah lungen der überprüften Ressorts BKA, BMF, BMGF, BMVIT und BMJ 

für freie Dienstverträge sowie Verträge zur Arbeitskräfteüberlassung bel iefen sich 

im Jahr 2014 auf in Summe rd . 18,24 Mio. EUR .  Die im Zeitraum 2009 bis 2014 an­

gefa l lenen Auszah lungen entsprachen jährl ich durchschnittlich 237,52 Vertragsbe­

diensteten in akademischer Referentenverwendung. 
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